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Klaus Schweikert 

Jugendliche ohne Berufsausbildung 
- ihre Herkunft, ihre Zukunft, ihre Chancen 

Das Problem der Jugendlichen ohne Berufsausbildung seit 
langem als "Jungarbeiterfrage" bekannt, seit 

ebenso häufig i_n Angriff genommen, ist bis heule 
nicht gelöst. Aus der Einsicht, daß ein primär sozial beding­
tes Problem nur durch .einen umfassenden sozialen, ökono­
mischen, psychologischen und systemkritischen Ansatz mit 
Aussicht auf Erfolg in Angriff genommen werden kann, hat 
das BBF eine detaillierte Studie zur Bildungssituation von 
Jugendlichen ohne Ausbildungsvertrag erarbeitet, die jet:zt 
im Manuskript*) vorliegt. Sie ist Teil eines umfassenden Pro­
jekts "Berufliche Grundqualifikationen für den Sekundarbe­
reich II". Dieser Beitrag ist eine Kurzfassung der Studie. 

Das Problem heute 

Jahr für Jahr verlassen ca. 80 000 ·beruflich nicht ausgebil­
dete' Jugendliche unser Schulsystem. Beinahe jeder sechste 
berufsschulpflichtige Jugendliche schließt keine. Berufsaus­
bildung ab und steuert als sogenannter Jungarbeiter in ein 
Leben, das von vergleichsweise geringem Einkommen, erhö­
ter Gefahr von Arbeitslosigkeit Und der Resignation gekenn­
zeichnet ist, die eigenen unbefriedigenden Verhältnisse je­
mals ändern zu können. 

Die Lebenssituation dieser großen Ran"dgruppe beruflicher 
Analphabeten ist für eine demokratische und hochentwicket­
te schwer erträglich. Soziale und private Kosten 
des Verz;ichts auf BerufsausbiJdung sind erheblich. 

Da rund zwei Drittel der zur Zeit etwa 240 000 Jungarbeiter 
Mädchen sind, ,ist das Problem vorrangig eines der gerin­
geren Lebens- und Bildungschancen der Frau. Die Möglich­
keit, die Deckung künftigen !;acharbeiterbedarjs mit der 
Emanzipation der Frau zu verbinden, bleibt hier sichtbär un­
genutzt. 

Jungarbeiter in der Bundesrepublik Deutschland * 

Anzahl: ca. 240 000 (1970) 
Anteil: ca. 15% der Berufsschulpflichtigen (1970) 

ca. 9% der Schüler im 
Sekundarbereich II (1970) 

Anteil Mädchen: ca. 68% 
Anteil Jungen:. ca. 32% 
Absicht: Senkung des Anteils auf 2-3% 

der Schüler 
im Sekundarbereich II (1985) 

Tendenz: verllJutlich wieder steigend 

* Die Repräsentativität der einzelnen Daten ist unter­
schiedlich. 

und morgen? 

Der - vorübergehehde(?) - Rückgang des Angebots an Be­
rufsausbildungsstellen läßt· ein Ansteigen des Anteils der 
Jungarbeiter von derzeit rund 15% auf über 20% der be­
rufsschulpflichtigen Jugendlichen· befürchten. Es besteht die 

*) Schweikert, K., Grieger, 0., Waninger, W., Seifert, H., Mönikes, 
W., Schmidt-Hackenberg, D. u. Gärtner, F.: Jugendliche ohne 
Berufsaasbildung•- ihre Herkunft, ihre Zukunft - mit einem 
Gutachten von Röhrs, H.-J. u. Stratmann, K.: Die Jungarbeiter­
fraga als berufspädagogisches Problem, erscheint im Frühjahr 
'1975 als· Bd. 30 der •Schriften zur Berufsbildung;:;forschung«, 
Hannover: Schroedel. 

Gefahr, daß der numerus clausus an den Hochschulen alh 
mählich "nach unten durchschlägt": Jugendliche, die noch 
vor wenigen Jahrep gefunden hätten, 
werden in der Konkurrenz mit Realschülern oder Gympasia­
sten nun leer ausgehen. Eine längere Phase wirtschaftlicher 
Abschwächung kann diese Tendenz noch D!ilr 
Widersinn ·einer solchen Entwicklung wird spätestens dann 
offenbar, wenn in einigen Jahren - zum Teil ab:;ehbar -
Facharbeitermangel herrschen wird. 

Die Untersuchung des BBF 
Im Bildungsgesamtplan hat die Bund-J:.änder-Kommission'für 
Bildungsplanung die Zielvorgabe so formuliert: Senkung des 
Anteils der Jungarbeiter an der Zahl der Schüler im gesam­
ten Sekundarbereich II von 9,1 % (1970) au(2-3% (1985). 

Nun sind die Versuche zur Lösung des Jungarbeiterproblems 
nicht eben neu. Insbesondere seit der Diskussion in den 20er 
Jahren suchte die Berufspädagogik - bisher vergE!blich -
nach einer Lösung. Sie konpte sie des,halb nicht finden,, weH' 
sie die sozialen Hintergründe übersah oder-
Diese Ursachen zu analysieren und dara!Jf 
Maßnahmen zu entwickeln ist die Aufgabe eines Projekts 
"Zur Bildungssituation von Jugendlichen ohrre· Ausbifdungs­
vertrag", das seit Frühjahr 1973 vom Bundesinstitut für Be­
rufsbildungsforschung (BBF), Beerlin, bearbeitet-- wird. , Mit 
dem Band "Jugendliche ohne Seerufsausbildung - ihre Her­
ktmft, ihre Zukunft. Theoretische und konzeptionelle An­
sätze" werden erste Ergebnisse vorgelegt. 

Die hier dargestellten Daten sind zwar umfassender und ver­
läßlicher als die meisten, die andernorts zu diesem Thema 
als repräsentativ angeboten werden, sie reichen jedoch noch 
nicht aus, ein detailliertes Programm zur Lösung des 
arbeiterproblems zu entwickeln. setzen sie Zeiclien, 
aus denen klar wird, wo die Lösung zu suchen ist. Um abso­
lut verläßliche und ausreichende Daten zu erhalten; wird zur 
Zeit eine umfangreiche Repräsentativerhebung vorbereitet. 
Sie wird an ca. 1500 Jugendlichen ohne Ausbildungsvertrag 
und 500 Auszubildenden durchgeführt. 

Die einer dabei vorgenommenem Begabungs­
strukturuntersuchung sollen auch den Probanden 
in verständlicher Form mitgeleilt werden. Es besteht die Aus­
sicht, daß günstige Ergebnisse den Einzelnen zur Aufnahme 
einer Berufsausbildung motivieren werden. Die Analyse wird 
also mit ·einer Aktion gekoppelt. Es wird ein Verfahren ent: 
wickelt, das die spätere Nachprüfung des ·Erfolgs dieser Maß­
nahme erlaubt. 

Mit dieser Erhebung soll die zentrale, bisher noch wenig in 
Angriff genommene Frage nach der Persönlichkeitsstruktur 
der Gruppe der Jungarbeiter beantwortet werden, wesent: 
liehe Voraussetzung für die Entwicklung von Konzepten. 

Der Untergruppe der Ausbildungsabbrecher,wird besonders 
Rechnung getragen, da sie ja immerhin eihe Berufsausbil­
dung einmal begonnen hatte, also pri.nzipiell eher dafür zu 
gewinnen sein wird. Eine Analyse der (schätzungsweise 
200 000) ausländischen Jugendlichen otme Berufsausbildungs­
vertrag wird ebenfalls auf der Grundlage einer Repräsen­
tativerhebung durchgeführt werden. 

Ziel einer Regionalanalyse ist es, differenzierte Aussagen 
über den Zusammenhang zwischen dem Auftreten von Ju­
gendlichen ohne Ausbildungsvertrag und regional bedingten 
ökonomischen und gesellschaftlichem' Faktoren zu gewinnen, 
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Schüler in Berufs- und Berufssonderschulen (1970) , . • l . 
1. Schuljahr 2. Schuljahr 3. Schuljahr 

' insgesamt davon ohne Aus- insgesamt davon ohne'Aus- insgesamt davon ohne' Aus-
bildungsvertrag bil.dungsvertrag bildungsvertrag 

; 
abs. I in% abs. I in% I abs. I in% ,t . r r 

-- 244121 53 949 22,1 218 529 47396 21,7 205 201 59726 29,1 
männlich 288184 25 736 261106 23 764 9,1 304 991 26693 8,8 '. . 
zusammen 532 305 79685 15,0 479 635 71160 14,8 510 192 86419 16,9 

Quelle: Statistisches Bundesamt 

am Projekt "Zur Bildungssituation von Jugendlichen ohne AusbJidungsvertrag" 

Lfd. Arbeitsschritt 
Nr,. 

1 Aufarbeitung des Forschun,gsstandel? 

'2 Sondera'uswertung Materials 
aus Baden-Württemberg 

3 Berufspädagogische Analyse 

4 Sonderauswertung· 
Mikrozensus-Zusatzerhebung .1971 

5 Erhebung laufender Maßnahmen 

6 Problemaufriß ausländischer Jungarbeiter 

7 Kreativer Ansatz: Enquete 

8 des Beratungs- und Vermittlungssystems 
in sein!=Jr Bedeutung für die 

9 Tagung "Berufliche Bildung für gesellschaftliche 
Randgruppen" 

1C1 Design: Ausbildul)gsabbrecher / 

11 Design: Erklärung regionaler Unterschiede 
im fl.usmaß des Jungarbeiterproblems 

12 Design: Analyse der Begabungsstruktur 
der J ungarheiter-

13 Repräsentativerhebung in der Bundesrepublik 
Berlin (West) · 

14 Vorarbeiten und Durchführung von Modell­
versuchsmaßnahmen 

15 Tagung: "Modellvergleiche in der Arbeit mit 
gesellschaftlichen Randgruppen" 

abgeschlossen: Nr. 1, 2, 3, 4, 6, 7, 8, 9, 10, 11r12, 15· . . . 

'· 

Ziel I Ergebnis 

Kritische Synopse bisheriger Projekte 

erstmals, wenn auch regional begrenzt, repräsentative Daten 
(aus random sample) zur sozio-ökonomischen Situation, 
zu Bildungsvoraussetzungen, Einstellungen und Wertvorstellungen' 
der Jungarbeiter, Trends' 

Gutachten 
Diskussion über Möglichkeiten der Lösung des Problems 
innerhalb des Schulwesens 

Daten für bundesweiten Vergleich der Lebenssituation (Beruf, 
Vorbildung, Herkunft, von Hilfs- und Facharbeitern 
der verschiedenen Altersgruppen 

Kritische Synopse bisheriger Förderungsmaßnahmen für Jung­
arbeiter 

Ausweitung des Ansatzes auf die Zahl von schätzungsweise 
200 000 ausländischen Jugendlichen ohne Berufsausbildungs­
vertrag 

Auffinden von neuen Konzepten mit Hilfe der Methoden der krea­
tiven 1deenfindung und gruppendynamischer Prozesse. J:rgebnisse 
in .,Enquete" und Anlagenb.and zu Bd. 30 der .,Schriften :z;ur Be­
rufsbildungsforschung" 

Kritik des Beratun!'js- und Vermittlungssystems 

Vorstellung und Diskussion eigener Daten und Konzepte. 
Rezeption von Fremdansätzen. 
Ergebnisse erschienen in Bd. 28 der "Schriften zur Berufsbil­
dungsforschung" 

Theoretische und methodische Vorarbeit für Repräsentativ­
erhebung 

Theoretische und methodische Vqrarbeit für Repräsentativ­
erhebung 
Synopse wesentlicher Sekundärstatistiken, Regressionsanalyse 

Theoretische und methodische Vorarbeit für Repräsentativ­
erhebung 

Schaffung einer verläßlichen Datenbasis 
- für die sozio-ökonomischen Determinanten des Problems 
- zur Analyse der Begabungsstruktur 
- für Berufsbildungsberatungsmaßnahmen 
- zur Struktur der Ausbildungsabbreeher 
- als Datenbasis einen regionalen Erklärungsansatz 
- über die Struktur der Jungarbeiter. 

Veröffentlichung hierzu: 1975 

Prüfung von Konzepten im praktischen Vollzug 

Fortsetzung der Analysen aus Nr. 9 durch o'iskussion von Mo­
dellen, die sich im praktischen Vollzug befinden mit deren 
Initiatoren 
Dezember 1974 

laufend: Nr. 5, 13 geplant: Nr. 14 
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auf deren Grundlage es Bildungsplanung und Bildungs­
politik ermöglich werden soll,· geeignete Instrumente zur Be­
hebung regionaler Bildungsdefizite zu entwickeln. 

Die Ergebnisse der Analyse werden in umgesetzt, 
die in Modellversuchen erprobt werden sollen. Eine zur Zeit 
laufende Erhebung von Förderungsmaßnahmen soll eine Ein­
schätzung der bisherigen Hilfestellungen für Jungarbeiter 
erlauben. Die folgende Obersicht gibt einen gerafften Über­
blick über.die Anlage der gesamten Untersuchung. 

Bisherige Ergebnisse: 
Soziale und ökonomische Hintergründe 

Die bisherigen Untersuct"!ungen des BBF ergaben, daß für 
die Unfähigkeit, einen Beruf zu erlernen, vor allem das Zu­
sammenspiel von Schulsystem und Familie verantwortlich zu 
machen ist. Die vorläufige Untersuchung der Familienstruk­
tur zeigt eine hone Reproduktion (Kendallscher Korrelations­
koeffizient zwischen 0,73 und 1 ,00) ZV!(ischen dem allgemei­
nen Bildungsniveau der Hilfsarbeitergenerationen. Die Zu­
sammenhänge zwischen der beruflichen Ausbildung sind 
ebenfalls so stark, daß verkürzt gesagt werden kann "Jung­
arbeiter wird man vor allem dann, wenn die Eltern Hilfs­
arbeiter sind". Insbesondere der Beruf des Vaters ist hier 
von ausschlaggebender Bedeutung. 

Eine für das BBF durchgeführte Sonderauswertung der Zu­
satzerhebung .,Berufliche und soziale Umschichtung der Be­
völkerung"·zum Mikrozensus 1971 hat ergeben, daß rund 47% 
der Väter (und 80% der Mütter) jugendlicher Hilfsarbeiter 
keine abgeschlossene Lehre· aufweisen gegenüber nur 35% 
der. Väter (und rund 76 % der Mütter) jugentllicher Facharbei­
ter. Aus baden-württembergischem Datenmaterial geht her­
vor, daß es den Jugendlichen ohne Ausbildungsvertrag ge­
genüber den Auszubildenden deutlich an Selbständigkeit 
fehlt. Der dominierende Einfluß der Eitern ist um so fataler, 
als sie selbst auch offEmbar weniger gut Bescheid, über Aus­
bildungsmöglichkeiten wissen als die Jugendlichen. Die un­
günstigen Auswirkungen unvollständiger Familien auf die 
Berufsentscheidung lassen sich deutlich nachweisen. 

Die ·'Jungarbeiter sind keine Lernbehinderten und "den" 
Jungarbeiter gibt es nicht 

Die baden-württembergischen Daten für 1966 bis 1969, nach 
denen rund zwei Drittel aller Jungarbeiter als Abschluß min­
destens den der Hauptschule vorweisen können, legen den 
Schluß nahe, daß Jungarbeiter nicht - wie bisher angenom­
men - in erster Linie Lernbehinderte sind, sondern als sozial 
benachteiligt angesehen werden müssen. 

in die gleiche Richtung weist auch schon die Geschlech­
terproportion (ca. zwei Drittel der Jungarbeiter sind Mäd­
chen)- DarOber hinaus ,zeigt das Material eine beachtliche 
Heterogenität Vorbildung. 

Schulische Herkunft der Ju'ngarbeiter 

mit Hauptschulabschluß: 
• mit Mittlerer Reife I Obersekunda-Reife: 
Realschule oder Gymnasiu,m 
haben besucht (ohne Abschluß): 
von der Hauptschule 
ohne Abschluß abgegangen: 
aus der Sonderschule: 
Abbrecher eines Berufsausbildungs­
verhältnisses: 
Rest aus sonstigen beruflichen Schulen1 

Summe:' 

ca. 39% 
ca. 4% 

ca. 2% 

ca. 14% 
ca. 10% 

ca. 25 °/G 
ca. ß% 

100% 

Quelle: Arbeitsgruppe für empirische Bildungsforschung, 
Haideiberg 

Aufgrund der analysierten, bisher vorliegenden Daten wird 
die Hypothese aufgestellt, daß sich die Abbrecher von Aus­
bildungsverhältnissen sowohl von den Auszubildenden 
turell untersclieiden als auch von den Jungarbeitern, die nie 
eine Ausbildung begonnen hatten. 10 bis 15% aller männ­
lichen Auszubildenden brechen ihre Ausbildung ab. Nur 20% 
der Abbrecher gelingt es, später noch eine quali­
fizierte Ausbildung abzuschließen, 80 Prozent bleiben ihr Le­
ben lang Hilfsarbeiter. Männliche Abbrecher - und nur für 
diese liegen Zahlen für das gesamte Bundesgebiet vor -
sind weit mehr von Arbeitslosigkeit bedroht als Facharb'eiter. 
Unter den (männlichen) Facharbeitern waren zwischen 1955 
und 1970 nur ca. 6% (zumeist einmal) arbeitslos, unter 
den Abbrachern dagegen 26%. Der Anteil der Abbrecher 
sowohl im Industrie- als auch im Handwerksbereich ist in 
den letzten Jahren mindestens gleich geblieben, wenn nicht 
sogar gestiegen. Tiefer gliedernde Zahlen, besonders auch 
über weibliche Abbrecher, werden nach der Repräsentativ­
erhebung vorliegen. 

Berufsausbildung stabilisiert die Perspnlichkeit 

Der sozial stabilisierende Effekt qualifizierter Berufsausbil­
dung läßt sich nachWeisen: Jugendliche ohne• Ausbildungs­
vertrag sind unter den jugendlichen Strafgefangenen mit 
48,5% deutlich überrepräsentiert. Am Beispiel einer Jugend­
strafanstalt (Rockenberg) ist erkennbar, daß Berufsausbildung 
Schutz vor Delinquenz bietet: nur 18% der 
die bei der Entlassung eine Berufsausbildung abgeschlossen 
hatten, jedoch 82% derer ohne Berufsausbildung waren 
nach 7 Jahren wieder rückfällig geworden. 

Eine Frage, die nicht nur die Bildungsplaner interessiert; 
sondern auch die Jungarbeiter selbst: 

lohnt sich Berufsausbildung? 

Die Ausbildung zum Facharbeiter zahlt sich einkommens­
mäßig aus: 

- männliche Facharbeiter verdienen im Laufe ihrer Er­
werbszeit rund 540 000 DM netto (1971) 

- männliche Hilfsarbeiter nur rund 490 000 DM netto 
- Facharbeiterinnen brachten es auf etwa 310 000 DM 

netto (1971) · 
- Hilfsarbeiterinnen nur auf zirka 270 000 DM netto. 

(Die Zahlen stammen aus €luerschnittsberechnungen. Das 
größere Arbeitsplatzrisiko der Hilfsarbeiter ist also hier noch 
nicht eingerechnet.) 

Noch wichtiger aber ist: für die Jugendlichen ist die Differenz, 
der Lebenseinkommen noch keilT Argument, einen Ausbil­
dungsberuf zu 'erlernen. Der schnelle, und vergleichsweise 
hohe, Lolin der· ersten Jahre wird einem (in späterer Zukunft 
liegenden) höheren Einkommen vorgezogen. Bei den Mäd­
chen spielt hier der Gedanke an Heirat und Rückzug aus 
dem Erwerbsleben eine besondere Rolle . 

Maßnahmen und Konzepte - Was ist hilfreich? 
(Berufs-) SChule? 

Die Schule, so liaben Literaturanalysen und Gruppendiskus: 
sioren übereinstimmend ergeben, ist den Jugendlichen ohne 
Ausbildungsvertrag in der Regel lästig. Sie sehen sie als 
Quälerei, von deren Fortsetzung sie sich konsequent durch 
den Verzicht auf qualifizierte Berufsausbildung zu befreien 
suchen, d_ie in enger Beziehung zur Schule gesehen wird. 
Die Abwesenheitsquoten in der ·a'erufsschule sind hoch: sie 
liegen schätzungsweise bei einem Drittel der Jungarbeiter; 
Bußgelder und Zwangsvorführungen sind häufig. 
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•Sammßlklassen, ·in denen Jugendliche unterschiedlicher Bil­
dungsCJoraussetzungen zusammengelaßt werden, haben keine 
pädagogische Effizienz, behindern die Interaktion mit den 
gleichaltrigen Auszubildenden und sind daher ungeeignet. 

Die bisherige Teilzeitberufsschule setzt voraus, daß der ,Be­
ruf zentral wichtig für die Lebensplanung der 
ist. Gerade das trifft aber bei den Jungarbeitern nicht zu. 

Diese Ergebnisse sind zu beachten, wenn Maßnahmen er­
griffen werden sollen, die nicht von vornherein zur Wirkungs­
losigkeit verurteilt sind. Die Maßnahmen können nicht in der 
herkömmlichen Berufsschule stattfinden. 

Berufsgrundbildungsjahr? 

RÖHRS und STRATMANN bezweifeln in einem Gutachten für 
das BBF, daß das Berufsgrundbildungsjahr allein den Über­
gang von der Schule in die Arbeitswelt reibungsloser ge­
stattet und die Berufswahl erleichtern könnte. Sie verweisen 
in diesem Zusammenhang auch darauf, daß der Arbeitslehre­
Unterricht, auf deh'l das Berufsbildungsjahr zum großen Teil 
fußt, nicht geeignet sei, die dem Berufsgrundbildungsjahr ge­
steckten Ziele zu erreichen, da es diesem Fach bisher an 
Strukturierung fehle. Ihr Gutachten meldet Zweifel an, ob die 
Jugendlichen nach dem Berufsgrundbildungs)ahr tatsächlich 
andere als ungelernte Tätigkeiten übernehmen können. 

Berufsfachschule? 

Schulische Bildungsgänge, die für Jugendliche ohne Ausbil­
dungsvertrag in Frage kommen, wären di,e zumeist zweijäh­
rigen Vollzeit-Berufsfachschulen. 

Hier scheint die Möglichkeit gegeben, die Jugendlichen, be­
rufspädagogisch sinnvoll zu betreuen, Nach dem ersten Voll­
zeitschuljahr als Berufsgrundbildungsjahr ist ein Wechsel in 

anerkanntes Ausbildungsverhältnis rryöglich,. 

Der für sie erforderliche Aufwand an Personal- und Sachmit­
teln macht es jedoch fraglich, ob die Länder und Gemeinden 
unter den gegebenen rechtlichen Bedingungen 'bereit und in 
der Lage sind, diese Form der "Jungarbeiter-Schulung" 
über das Maß einzelner Musterschulen hinaus allgemein ein­
zuführen. 

,o. Hauptschul)ahr? 

Die Schulmüdigkeit der Jungarbeiter ist in ganz besonderem 
Maße eine Hauptschulmüdigkeit Gruppendiskussionen mit 
den Jugendlichen und Gespräche mi( ihren Lehrern in der 
Berufsschule ergeben, daß die ersten Monate in der 
Berufsschule gerade durch die Lernumgebung eine 
größere Lernlust hervorgerufen hat, die dann. leider abebbt. 
Außerdem würden die tendenziell eher bildungsfeindlichen 
Eitern die Notwendigkeit einer weiteren Verlängerung des 
Hauptschulbesuchs kaum eingesehen. Da die Jungarbeiter 
nach unseren Daten in besonderem Maße von der F.ührung 
durch die Eltern abhängen, ist von der Einführung eines 
10. Hauptschuljahres kaum eine Lösung des Problems ;1..1 er­
lloffen. 

Förderungslehrgänge der Bundesanstalt für Arbeit? 

Jhre unbestrittenen, meßbaren Er:folg& dÖrfen nicht vergas: 
sen lassen, daß sie von einer gewissermaßen positiven Aus­
lese der Jungarbeiter besucht werden, deren Motivation 
höher und deren häusliche Lernbedingungen besser sind als 
die der übrigen Jungarbeiter. Sie sind auf 'einen speziellen 
Adressatenkreis zugeschnitten und können daher kein ·-Mo­
dell für alle Jungarbeiter abgeben. 

Allgemeine !Statt Berufsschulpflicht? 

Da es nach den obengenannten Argumenten nicht sehr sinn­
voll erscheint, bei dieser Gruppe - noch dazu im Alter von 

15 Jahren - von wirklicher Entscheidungsmöglichkeit .bei der 
Freiheit der Berufswahl zu sprechen, ist zu überlegen, ob 
eine generelle Ausbildungspflicht das Problem löse[} oder 
entschärfen könn'te. 

Der Sachverhalt" .ein Sr möglichen Berufsausbildungspflicht ist 
unter zwei Gesichtspunkten betrachtet worden: 

- Als Ausbildungspflicht für Jugendliche; 

- als Ausbildungspflicht für öffentliche und private Institu-
tionen gegenüber 

Für Jugendliche mit LernschwierigkE;liten mu13 angenommen 
werden, daß die Betriebe nicht in ausreichendem Maße eine 
Vollausbildung durchführen werden. 

Zwar ist die (Ernst)situation der betrieblichen J!l:usbildung für 
die Jungarbeiter allgemeir1 günstiger als eine bloße Verlän'­
gerung der Vollzeitschulpflicht, die Jugendlichen' werden 
aber der\ betrieblichen Quasi-Erwachsenen-Status: wie ihn 
die Jugendlichen ohne Ausbildungsverhältnis bisher inne• 
haben: nicht mehr erreichen können, denn die Betriebe kön­
nen von den Auszubildenden nur eine geringere verwertbare 
Leistung erwarten als von Hilfsarbeitern. Schließlich ist 'zu 
beachten, daß' den Unternehmen wegen der hier zum Tei( 
g'eringeren Walirscheinlichkeit des Ausbildel"ungserfolges 
und der zu vermutenden relativ hohen Fluktuation .die Pflicht 
zur Ausbildung bei Übernahme der Kosten im einzelnen nicht 
zugemutet werden kann. Der Hinweis auf die bisher schon 
vereinzelt von Unternehmen durchgeführten Ausbildungs­
programme für Jungarbeiter führt hier nicht weiter, da es 
sich um Programme zur Erlangung von Teilqualifikationen 
handelt, also um die Erlangung einer vollen beruflichen 
Qualifikation. Außerdem ist zu berücksichtigen, daß die bis­
her unterrichteten Jugendlichen freiwillig an solchen Maßnah­
men teilgenommen haben, was wiederum so interpretiert 
werden kann; daß für diese positive Auswahl aus der Ge­
samtheit der Jungarbeiter der Ausbildungserfolg sicherer ist. 
Bei allen Überlegungen, die zum Ziel haben könnten, eine 
Verpflichtung der Betriebe zur Ausbildung herbeizuführen, 
muß daher unseres· Erachtens die Möglichkeit eines öffent­
lichen bzw. überbetrieblichen Finanzierungssystems mitbe­
dacht werden. 

Bei allen ·vom Staat zu konzipierenden Maßnahmen gilt 
zu verhindern, daß das Problem der Jugendlichen ohne 
Ausbildungsvertrag durch Kurzausbilduogen und Beschrän­
kungen auf Teilqualifikationen eine administrative (Schein-) 
Lösung erfährt. 

Eine Ausbildungspflicht wäre daher so auszugestalten, daß 
ein bloßes "Absitzen" der Pflichtzeit ohne ·Qualifizierung ver­
eitelt bzw. erschwert wird. Daher sollte eine Ausbildungs­
pflicht in, der Regel bis zum vollendeten 18. Lebensjahr gege­
ben sein. Die Möglichkeit des Ersatzes durch den Besuch 
e'iner zweijährigen, berufsqualifizierenden Berufsfachschule 
sollte bestehen. Für den Fall, daß bis zum vollendeten 
18. Lebensjahr. eine berufliche 'Qualifizierung nicht erreicht 
wird, sollte es möglich .sein, die Ausbildungspflicht bis zum 
vollendeten 21. Lebensjahr auszudehnen. Da gerade bei den 
Jugendlichen ohne Ausbildu'ngsvertrag die deutliche len­
denz besteht, möglichst schnell ein ausreichendes Einkom­
men zu erzielen, dürfte sich diese Gruppe bemühen, inner­
halb einer bestehenden Ausbildungspflicht möglichst schnell 
zu einem berufsqualifizierenden Abschluß zu gelangen,. 

Trotzdem erscheint es naiv, das Problem ·mit dEfr Einfühnlng 
einer Ausbildungspflicht für gelöst zu halten. Für einen gro­
ßen Teil 'der insbesondere füt die Mädchen, 
wird der Verzicht auf· eine qualifizierte Berufsausbildung in 
erster Linie aus rollenbedingtem Fehlverhalten' heraus be­

Für Jugendliche, deren Lebensplanung mit der Fa­
miliengründung abschließt (Mädchen!), kann ein Anreiz­
system zur schnellan Erreichung der Berufsqualifikation, wie 
mit der Altersbegrenzung ..vorgeschlagen, ';ziemlich belangloS' 
sein. Hier müßten spezielle Maßnahmen der Motivierung' er­
griffen werden. 
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Damit ist klar, daß die Kernfrage, der Motlvierung, bleibt. 
Sie kanp nicht durch Einführung einer Ausbildungspflicht ge­
löst werden. Insoweit käme die Einführung einer Ausbil­
dungspflicht nur als flankierende Maßnahme in Betracht. 

Wo ist d,ie Lösung zu suchen? 

Positiv gewendet - und hier wird der Akzent künftiger Ar­
beiten liegen: 

0 Die Ausbildung hat entsprechend dem bisher Gesagten 
sozial integrierend zu wirken. Spezielle, geschlossene 
Maßnahmen für Jungarbeiter werden daher abgelehnt. 

0 An die Stelle. der herkömmlichen Berufsschule müssen 
verstärkt andere Lernorte tBerufsfachschule, Betrieb, 
,.Lernkneipe", ,.Lernstudio") treten. 

0 Die Wahl von Lernorten außerhalb der Schule erfordert 
eine Veränderung der Stellung des Unterrichtenden. Be­
sonderer Wert ist auf sozial-pädagogische Kompetenz 
und Kenntnis gruppeildynamischer Methoden zu legen. 

Hermann Schmidt 

0 Das Unterrichtsprogramm. muß entsprechend den Ergeb­
nissen der Begabungsstrukturuntersuchung differenziert 
gestaltet werden. 

0 Die Lernorganisation muß die verschüttete Lernfähigkeit 
wieder wecken und zur Aufnahme und zum,·Durchhalten 
einer berufsqualmzierenden Ausbildung führen. 

0 Eine Ausbildung nach dem Baukastensystem entspricht 
der individuellen Lerndisposition am oesten. Nicht er­
reichte Ausbildungsteile müssen grundsätzlich auch zu 
einer späteren Zeit noch durch Wiederholung erreicn­
bar sein. Damit soll auch gerade eine später noch auf­
tretende Molivierung genutzt werden, wie sie sich etwa 
als Folge verspäterter Reife oder wegen der Unsicherheit 
des Arbeitsplatzes ergeben könnte. Außerdem muß das 
Konzept organisatorisch so gestaltet und didaktisch so 
attraktiv sein, daß möglichst wenige Jungarbeiter sich mit 
der Erreichung von Teilqualifikationen zufrieden geJ;>en, 
sondern im Gegenteil den angestrebten berufsqualifizie­
renden Ab,schluß erreichen. Dies könnte dadurch erleich­
tert werden, daß mit dem Erwerb von Teil­
qualifikationen steigen. 

Entwicklungstendenzen, Reformmaßnahmen und Reform­
pröbleme im System der beruflichen Bildung der 

Deutschland 
Der Artikel gibt einen Oberblick über Situation und Probleme 
des berufliphen Blldungssystems. Et will daz1,1 beitragen, die 
mehr mehr in das Blickfeld der Öffentlichkeit gerückte 
Dlskussi«?n zu versachlichen, zuma( diese mangels 
stl!tistlscher Unterlagen !:!nd eindeutiger Informationen Clurch 
unsachliclie und unbewiesene 
gen immer wieder in das Fahrwasser-ideologischer Au$ein­
andersetzungen gedrängt wird. Alle, 'die ernsthaft an einer 
Verbesserung der Bildung arbeiten möchten, muß 
diese Entwicklung sJören, denn sie läuft Gefahr, daß sich die 
Gesellschaft wieder von dem Problem Her Berufsbildung ab­
wendet un,d daß die Be,rufsausbildung außerhalb der Hoch­
schule wieder dorthin zurücksinkt, wo sie bis vor zwei Jah­

war- nämlich an den Rand ge­
sellschaftlictwn ,!Jnd Entwicklung. 

1. Die Entwicklung in den letzten 2!i Jahren 

Quantitative und qualitative Veränderungen, die durch struk­
tureilEt Wandlungen in der Wirtschaft und starke Umschich­
tungen' im allgemeinen Bildungssystem 'Verurs-acht wwden, 
kennzeichnell- die Entwicklung des. dualen ·Systems der Be­
rufsausbildung - bis 1969 eine·· Bildungsenklave - in den 
letzten 25 Jahren. ln einem Berufsbildungssystem ohne 
staatliche Planung, ohne globale Steuerung und ohne allge­
meingültige qu•alitative Mindestnor!Jlen waren bis 1969 noch 

' 
Dlpi.-Hdl. Dr. rer. pol. Hermann. Schmldt, geb. 1932, lf!l ,Leiter •der 
Unterabtellun9. ,.Ausblldungsordnungen und Förderung der perufll­
cherr Bildung' Im Bundesministerium !Ur· Bildung und Wissenschaft. 

nicht einmal die inhaltlichen Vorschriften für die Berufsaus­
bildung zwingend. Die quantitative Entwicklung der Lehrlings­
ausbildung sah aus: 

1950 gab es 940 000, im Jahre 1955 waren es 1,4 Mio. 
und 1973 rd. 1,33 Mio. Auszubildende im dualen System, 
d. h. die Gesamtzahl der Auszubildenden blieb fast unver­
ändert, aber innerhalb der einzelnen Sektoren gab es be­
achtliche Veränderungen: Z. B. standen 1950 ca. 9% aller 
Auszubildenden in·dtln Bauberufen, 1971 waren es nur noch 
1,8 %; 1950 'waren &;7% Tischler und Modellbauer, 1971 
nur noch 1,5%. ln der Zeit von 1960-1972 nahm die Zahl 
der Schuhmacher-Lehrlinge von 1729 auf 111 ab. Dagegen 
stieg die Zahl der Gas- und Wasserinstallateure 1960 -·1972 
von 3800 auf 17 800 .und die Zahl der Radio- und Fernseh­
techniker von 5700 auf t3 000. Man könnte meinen, dies sei 

Beweis dafür, •daß sich das duale System aufgrund der 
Personal- und ·8usbildungsplanung vieler einzelner Betriebe 
am besten durch Eigensteuerung auf die Bedarfslage am 
Arbeitsmarkt eingestellt habe. 

Ein Blick auf die Berufsverläufe zeigt jedoch, daß diese An­
nahme täuscht. HOFBAUER (Institut für Arbeitsmarkt- und Be­
rufsforschung der Bundes•anstalt für Arbeit, Nürnberg). stellte 
1970 in seiner Untersuchung über den .. Zusammenhang zwi­
schen Ausbildung und Beruf bei' männlichen Er'Werbsperso­
nen" "etwa fest, '<laß in der Bundesrepublik· von 266 700 ge­
lernten Bäckern nur 107 600 in ihrem Beruf tätig waren und 
,von 225 200 Fleischern nur 117 000. in anderen Berufen ver­
lief die Entwicklung entgegengesetzt, z. B. beim Chentiebe­
triebswerker; ausgebildet ·wurden 12 600, aber 107 600 übten 
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den Beruf aus, oder beim Versicherungskaufmann; ·ausgebil­
det wurden 31 700, aber 80 300 übten den Beruf aus. 

Bei den Ausbildungsbetrieben sind die Zahlen seit langem 
rückläufig, u. a. als Folge des Konzentrationsprozesses in 
der Wirtschaft, dec vor allem zu Lasten vieler Kleinbetriebe 
in Handel und Handwerk ging. in diesen Betrieben wurde 
aber seit jeher ausgebildet: Im Bereich der Industrie- und 
Handelskammern ist dip Zahl von 1957.-1971 von 206 000 
auf 154 000 zurückgegangen (25% Rückgang). Noch stärker 
ist dieser Rückgang im Bereich der Handwerkskammern, wo 
von 1961 -1970 die Zahl von 240 000 Ausbildungsbetrieben 
auf 150 000 sank (Rückgang 40 %). 

Teils. beabsichtigt, teils ungewollt, wurde in der zugespitzten 
öffentlichen Au'seinandersetzung um den Rückgang des Aus­
bildungsplatzangebots im vergangenen Jahr der Eindruck er­
weckt, als ob gerade die Reformabsichten der Bundesregie­
rung Ursache für das mangelnde Angebot an Ausbildungs­
plätzen seien. Inzwischen ist deutlich geworden, daß der 
beschworene katastrophale Rückgang an Ausbildungsverträ­
gen im Jahre 1974 noch nicht eingetreten ist. Eine Befra­
gung, die im Auftrage des Bundesministers für Bildung und 
Wissenschaft in 13 Arbeitsamtsbezirken bei rd. 10 000 Schü­

'iern von Entlaß-Kiassen im Juli 1974 durchgeführt wurde, 
ergab, daß rd. 90% aller Interessenten (dies waren rd. 90% 
der Entlaßschüler) einen Ausbildungsplatz hatten. Seit Früh­
jahr 1974"veröffentlichte die Bundesanstalt für Arbeit monat­
lich die ihr vorliegenden Angebote an Ausbildungsplätzen. 
Aus den Zahlen geht hervor, daß-1974 der Rückgang nicht 
mehr so stark war wie in den letzten Jahren. 

Während der Rückgang an Ausbildungsplätzen gegenüber dem 
Vorjahr 1971/72 18% und 1972/73 24% betrug, waren es 
1973/74 noch rd. 8%. Diese Zahlen jedoch keinen 
Anhaltspunkt dafür, die künftige Entwicklung sich selbst zu 
überlassen. in den kommenden Jahren drängen die gebur­
tenstarken Jahrgänge 1960- 1965 auf den Ausbildungsmarkt 
1978 werden etwa 70 000 Absolventen der Haupt- und Real­
schulen mehr als 1974 Ausbildungsplätze in Betrieben und 
Berufsschulen suchen. Hinzu kommen 20 000 bis 30 000 Ab­
iturienten, die keinen Studienplatz bekommen und daher auf 
die Ausbildung im 'Betrieb ausweichen wollen. Einen Aus­
bildungsmarkt, der zunehmend Kostenbewußtsein zeigt, an­
gesichts dieser Entwicklung s'ich selbst zu überlassen, wäre 
verantwortungslos. Die Bundesregierung muß im Einverneh­
men mit allen Beteiligten schnell handeln, um den Proble­
men mit qualifiziertem Ausbildungsangebot begegnen zu kön­
nen. 

Zur quantitativen Entwicklung ist zusammenfassend festzu­
stellen: Während -alle schulischen Bildungsgänge zwischen 
1960 llnd heute einen enormen Anstieg aufweisen (es gibt 
dreimal so viel Gymnasiasten wie 1960, dreimal so viel Voll­
zeitberufsschüler und viermal so viele Studenten), stagniert 
die Zahl der Auszubildenden im dualen System absolut -
bei starken Verschiebungen innerhalb der einzelnen Bran­
chen und bei ständigem Rückgang der Zahl der angebote­
nen Ausbildungsplätze und der Wahlmöglichkeiten zwischen 
versehredenen Berufen, die einem Jugendlichen offenstehen. 
Damit hat sich der Spielraum auf der Angebotsseite stark 
verengt, während die Zahl ·der Nachfrager in den nächsten 
Jahren beständig steigen wird. 

Hinsichtlich der qualitativen Entwicklung ist in erster Linie 
der starke Rückgang des Ausbildungsplatzangebots in den 
Jahren von 1960-1970 zu nennen, für den von Seiten der 
Wirtschaft mehrere Gründe angeführt werden: 

1. Der Erlaß moderner Ausbildungsordnungen: Er kann je­
doch kaum ·als Ursache für den Rückgang des Ausbil­
dungsplatzangebots angesehen werden. Alle heute gel­
tenden Ausbildungsordnungen sind unter Mitwirkung der 
ausbildenden Wirtschaft erlassen worden. in der Tat hatte 
sich alfth in der Bauindustrie und im Bauhandwerk wäh-

rend der Erarbeitungszeit der im letzten Sommer erl.asse­
nen Ausbildungsordnungen die Einsicht durchgesetzt, daß 
der Rückgang der Auszubildenden in den Bauberufen nur 
durch eine anspruchsvollere Berufsausbildung mit entspre­
chenden Aufstiegschancen aufgehalten werden kann. ln 
der Elektroindustrie hat sich dies bestätigt. Die Kamf!'ler 
Köln meldete für das Jahr 1973 einen Anstieg der Aus­
bildungszahlen in den Elektroberufen und führte diese 
ausdrücklich auf die neue Ausbildungsordnung zurück. 
Wer die Gleichwertigkeit beruflicher und allgemeiner Bil­
dung verlangt, muß auch bereit sein, Qualität zu fordern. 

2. Die Entwicklung im Qualifikatiol)sniveau der Auszubilden­
den hat die Realisierung dieser Forderung in den letzten 
Jahren jedoch immer mehr erschwert. Viele Absolventen 
von Haupt- und Realschulen, die noch vor 10-15 Jahren 
einen Ausbildungsvertrag abgeschlossen hätten, besuchen 
heute eine weiterführende Schule. mese Entwicklung hat 
einen erfreulichen Effekt gehabt. Die Zahl der Jugend: 
Iichen otme Ausbildungsvertrag konnte in den letzten 15 
Jahren von rd. 320 000 auf ca. 230 000 gesenkt werden 
und dies be•i erhöhten inhaltlichen Anforderungen in den 
Ausqildungsordnungen. Andererseits wurden nun 'auch 
Schüler aus dem allgemeinen Schulwesen in eine Be­
rufsausbildung aufgenommen, deren schulische Qualifi­
kationen erhebliche Mängel aufwiesen. Die Beseitigung 
dieser Mängel belastet Ausbilder und Berufsschullehrer 
zusätzlich. 

3. Die Ausbildung der Ausbilder: Das Handwerk hat schon 
vor Jahren erkannt, daß die Ausbildertätigkeit nicht nur 
auf angeborenen pädagogischen Talenten aufbauen kann. 
in die Meisterprüfung wurde der Nachweis berufspädago­
gischer Fähigkeiten eingebaut. Konsequenterweise hat der 
Bundesminister für Wirtschaft 1972 - von der Meister­
prüfung im Handwerk abgeleitet - eine Eignungsverord­
nung für Ausbilder in den anderen Wirtschaftsbereichen 
erlassen, damit die Voraussetzungen für eine qualifizierte 
Ausbildung zumindest durch ein einheitliches Qualifika­
tionsniveau der Ausbilder geschaffen werden. Inzwischen 
sind die Bedingungen zum Erwerb der Ausbildereignung 
erleichtert w,orden. 

4. Fehlende Lehrwerkstätten: Für die Betriebe, die - wegeo 
Spezialisierungen im Produktionsprozeß oder aus ande­
ren Gründen - den Ansprüchen moderner Ausbildungs­
ordnungen nicht genügen und deshalb in bestimmten 
Ausbildungsabschnitten nicht mehr ausbilden können, muß 
durch zusätzliche überbetriebliche Ausbildungsmaßnah­
men die erforderHche Ergänzung der Betriebsausbildung 
geschaffen werden. Das Handwerk hat in Selbsthilfe :::. 
und in den letzten 15 Jahren mit zunehmender staatlicher 
Unterstützung - über 20 000 überbetriebliche Ausbildungs­
plätze in der Bundesrepublik geschaffen, die allerdings 
für die mehr als 450 000 Lehrlinge im Handwerk nicht 
ausreichen. Gute Ausbildungsplätze in zahlreichen Betrie­
ben könnten zusätzlich zur Verfügung gestellt werden, 
wenn ausreichend überbetriebliche Ausbildungsplätze vor­
handen wären. Die Ausbildungsordnung für Bauberufe 
sieht z. B. eine überbetriebliche Ausbildung von insgesamt 
37 Wochen im Bauhof vor. Die Spitzenorganisationen des 
Bauhandwerks haben eindeutig zu erkennen gegeben, daß 
ohne diese überbetriebliche Berufsausbildung der Nach.­
wuchs in den handwerklichen Bauberufen langfristig nicht 
sichergestellt werden kann. Gerade auf den kleinen Be­
trieben ruht aber das duale System der Berufsausbildung, 
denn hier werden die meisten Jugendlichen ausgebildet. 

11. Reformmaßnahmen und Reformprobleme 

Die skizzierten Probleme der Entwicklung des dualen Sy­
stems machen die Zusammenarbeit aller ·an der Berufsbil­
dung Beteiligten dringend erforderlich. Bereits bestehende 
Kooperationen müssen verbessert werden,.und die öffentliche 
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Verantwortung für die Berufsbildung sowie Mitgestaltung l!nd 
Mitverantwortung der unmittelbar Betroffenen müssen in Ein­
klang gebracht werden. Der Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft beabsichtigt, die Träger und Beteiligten der be­
trieblichen Berufsausbildung - Arbeitgeber und Arbeitneh­
mer, - sinnvoll mit Mitwirkungsrechten und -pflichten auszu­
statten. Damit soll auch erreicht werden, daß die Begriffe 
"Staat" und "Schule" ]licht als Negativvokabeln in der Dis­
kussion um die Berufsbildung gebraucht werden. Wenn alle 
Beteiligten in die Mitverantwortung eintreten, werden die 
(eine seltsame Einstellung zum Staat offenbarenden) Schlag­
wörter "Verstaatlichung" und "Verschulung" nicht mehr als 
abwertende Begriffe gebraucht werden können. Dann ist die 
demokratische Funktion des Staates als Instrument bestätigt, 
dessen sich die Gesellschaft zur Ordnung ihrer Angelegen­
heiten bedient. 

Es werden Planungsinstrumente benötigt, mit deren Hilfe die 
Beziehungslosigkeit von betrieblicher (mit Bundes-) und schu­
lischer Berufsausbildung (mit Länderzuständigkeit) beseitigt 
werden kann. Auf dem Boden eines "Ergebnisprotokolls zur 
Abstimmung von Ausbildungsordnungen und Rahmenlehrplä­
nen" läßt sich nur erfolgreich arbeiten, wenn kein einziger 
der zahlreichen Beteiligten widerspricht. Dieses Verfahren 
muß 'langfristig auf eine tragfähigere Basis gestellt werden. 
Eine aussagefähige gemeinsame 
Standortplanung beim Bau überbetrieblicher Ausbildungsstät­
ten und Berufsschulen sowie die gemeinsame ·Beseitigung 
von Angebotsdefiziten in der Berufsbildung können nur über 
verbesserte Kooperationsformen erreicht werden. Dazu be­
darf es aber der gesetzlichen Grundlage. 

Die bisher eingeleiteten Reformmaßnahmen, die sich daraus 
ergebenden· Probleme und Lösungsversuche stellen sich wie 
folgt dar: 

1. Sicherung der Ausbildungsplätze 

2. Modernisierung von Ausbildungsordnungen und ihre· Ab­
stimmung mit den Rahmenlehrplänen, an die weitere 
Probleme im Zusammenhang mit 
a) Grundbildung und Fachbildung 
b) Berufsfeldeinteilung 
c) Stufenausbildung 

d) Abschlußprüfungen 

geknüpft sind. 

1. Die Sicherung eines qualitativ .und quantitativ ausreichen­
den Angebots an Ausbildungsplätzen ist eine der wichtigsten 
Aufgaben der Reform der beruflichen Bildung. Ca. 400 000 
Auszubildende befinden sich in Betrieben mit bis zu 9 Be­
schäftigten, 700 000 in Betrieben mit bis zu 49 Beschäftigten. 
Wie könner'l di·ese kleinen Betriebe bei erweiterten Quali­
tätsanforderungen auf dem Arbeitsmarkt konkurrenzfähig 
und als Ausbildungsbetriebe erhalten bleiben? ln nennens­
wertem Umfang konnen betriebliche Ausbildungsplätze lang­
fristig erhalten bleiben, wenn ein ausreichendes Angebot an 
überbetrieblichen Ausbildungsplätzen ergänzend zur Verfü­
gung gestellt wird. 

Die B.undesregierung hat für eine erste Ausbaustufe \{On rd. 
10000 Plätzen in den Jahren 1974-1976 •. einen Betrag von 
180 Mio. DM zur Verfügung gestellt. Zur Beschleunigung 
tlieses Aufbauprogramms wurde der ursprüngliche Betrag 
1975' um 75 Mio. DM im Rahmen des Konjunkturprogramms 
aufgestockt. Für insgesamt 70 Vorhaben im Bundesgebiet 
wurden bereits 92 Mio. DM festgelegt UJld rd, 30 Mio. DM 
bewilligt. 

Überdies hat der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundes­
tages einem Vorschlag des Bildungsministers zugestimmt, ab 
1975 für eine Übergangszeit bis zur Neuregelung der Finan­
zierung 'der beruflichen Bildung auch die Folgekosten über­
betrieblicher Ausbildungsstätten mitzufinanzieren. 

Um die Unverbundenheit der zwi­
schen Schule, Betri'eb und überbetrieblicher Ausbildungsstätte 
zu beenden und die Gefahr der "d.ritten Säule" im Ausbil­
dungssystem zu bannen, macht der Bundesminister für Bil­
dung und Wissenschaft se·ine Förderung davon abhängig, 
daß in der überbetrieblichen· Ausbildungsstätte einem von 
Arbeitgebern, Arbeitnehmern und Berufsschullehrern drittel­
paritätisch besetzten Ausschuß die Festlegung der Ausbil­
dungsmaßnahmen übertragen wird. 

2. Die Modernisierung von Ausbildungsordnungen und ihre 
Abstimmung mit den Rahmenlehrplänen für die Berufsschu­
len ist sicherlich das umfassendste, notwendigste und 
schwierigste Reformvorhaben im Bereich der beruflichen Bil· 
dung. Dabei zielt die Abstimmung von Ausbildungsordnun­
gen und Rahmenlehrplänen nicht auf eine Parallel)tät per 
schulischen und betrieblichen Ausbildungsmaßnahmen hin. 
Dies ginge an den Realitäten vorbei. Eine solche. Fprderung 
setzt voraus, daß alle Berufsschüler einer Klasse aus gleich 
großen oder gleich struktyrierten Betrieben kommen und -
unabhängig von der Zahl der if\1 Einzelbetrieb ausgebildeten' 
Lehrlinge - gleichzeitig im gleichen Arbeitsbereich das Glei­
che lernen, eine nicht realisierbare .Forderung. 

Von der Abstimmung sollte auch nicht erwartet werden, daß 
sie der Schule zuweist, was Sache der Schule sein soll, und 
dem Betrieb bzw. der überbetrieblichen Ausbildungsstätte 
angibt, was sie zu vermitteln haben. Für die überbetriebliche 
Ausbildung bietet sich eine bundeseinheitliche Regelung nur 
dann an, wenn die Vermittlung bestimmter Ausbildungs­
inhalte in der Regel im Betrieb nicht möglich ist (z. B. Bau­
berufe). ln allen anderen Fällen kann man den Bedürfnissen 
der Ausbildungspraxis und den lokalen Besonderheiten durch 
ein aus der jeweiligen Ausbildungsordnung entwickeltes 
differenziertes Lehrgangsangebot besser entsprechen. 

Die Ausstattung von Schulen und Betrieben, die Eignung 
und Qualifikation des Lehr- und Ausbildungspersonais sind 
entscheidender fOr die Vermittlung besti)llmter Stoffge'biete 
in Schule oder Betrieb als ein'e generell vermutete Eignung 
des Lernortes. 

Die Inhalte der Ausbildungsordnungen müssen ausschließlich 
an den Tätigkeitsmerkmalen des .f:U erlernenden Berufs aus­
gerichtet und danach festgelegt werden. Die FeststellunQ 
der fachbezogenen Lernziele aufgrund ·von Arbeitspl'!l.tzana! 
Iysen und ähnlichen Vorarbeiten hat bei der Erarbeitung von 
Ausbildungsordnungen und Rahmenlehrplän.en Priorität: 

_Die Inhalte der Rahmenlehrpläne müssen diesen Lernzielen 
der Ausbildungsordnungen zugeordnet werden. Hierbei gilt 
es, die Inhalte so aufeinander abzustimmen, daß weder 
Schule noch Betrieb überfordert werden. 

Für den Betrieb stehen dabei ebenso die Fragen der Organi­
sierbq_rkeit von Ausbildung (Flexibilität der Ausbildungsord­
nur)g) im Vordergrund, wie dies für die Schule der Fall ist 
(Ausbildungszeiten, die nicht mit den'! Schuljahr enden). 

Eines der wesentlichsten Probleme bei der Abstimmung von 
und außerschulischer Berufsbild1,mg ist die Von 

allen gewünschte Gliederung der Berufsausbildung in eine 
Grundbildung und eine darauf aufbauende Fachbildung. Die 
Erkenntnis, daß aktuelles Fachwissen schnell veraltet, eine 
Verbreiterung der Grundbildung 'jedoch eine bessere Um­
stellung und Anpassung auf Veränderungen im Berufsleben 
ermöglicht,, hat die Forderung nach breiteren beruf­
lichen Grundbildung in den letzten Jah'ren immer stärker 
werden lasse.n. · 

Der Versuch, -die berufliche Grundbildung in die Sphule zu 
verlegen, hat jedoch zu Schwierigkeiten geführt, die weder 
in der mangelnden Abstimmung von Ausbildungsordnungen 
und Rahmenlehrplänen noch in der vermeintlichen Praxis­
ferne der beruflichen Grundbildung in der Berufsschule be­
gründet liegen. Die Tatsache, daß manche Absolventen des 
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Berufsgrundbildungsjahres • keinen Fachbildungsplatz erhal­
ten, kann lokal oder regional bei der Konkurrenzsituation zwi­
schen den verschiedenen AÜ,sbildungsformen (traditioneile 
Ausbildung iJII dualen System gegen Berufsgrundbildungs­
jahr) zu suchen sein. 

Insgesamt gesehen ist dieses Problem jedoch auf die unter­
schiedlichen quantitativen Steuerungen in den beiden Aus­
bildungssystemen "Schule" und "Betrieb" zurückzuführen. 
So wird z. B. eine Schule mit' drei Klassen im Berufsgrund­
bildungsjahr Metall nur dann sicher sein können, daß alle Ab­
solventen einen erhalten, wenn vorher be­
reitii mit den Ausbildungsbetrieben Verträge 
werden konnten. Bloße Absprachen sichern nichts, wie die 
Erfahrungen des Konjunkturabschwungs lehren. 

Unter diesem Gesichtspunkt wird sich jedoch die Wahlfrei­
heit für alle Berufe eines Berufsfeldes kaum · aufrecht­
erhalten lassen. Andererseits würde dieses Verfahren be­
deuten, daß sich die Strukturen des Berufsgrundbildungs­
jahres nach dem regionalen Angebot an Fachbildungsplätzen 
in bestimmten Branchen richten müßten. 

Die Einführung eines Berufsgrundbildungsjahres - ob in 
schulischer oder kooperativer Form - wird sich' über einen 
Zeitraum von 10 bis 15 Jahren hinziehen, zumal auch noch 
zahlreiche Strukturfragen unseres Bildungssystems unbeant­

sind, die sich IJ.Uf Umfang und Struktur eines Berufs­
grundbildungsjahres auswirken werden. ln diesem Zusam­
menhang seien nur die Probleme eines 10. Pflichtschuljahres, 
der Einschulung von Fünfjährigen und der Einführung der 
Gesamtschule als Regelschule genannt. 

ln den 70er und 80er Jahren werden deshalb noch drei ver­
schiedene Formen der beruflichen Grundbildung nebenein­
ander bestehen: 

' 
0 Das Berufsgrundbildungsjahr in vollzeitschulischer Form, 
0 das Berufsgrundbildungsjahr in kooperativer Form im du­

alen System, 

0 eine berufliche Grundbildung im ersten traditionellen Aus-
bildungsjahr. 

ln welcher Form die berufliche Grundbildung auch vermittelt 
wird, sie ist Teil der Berufsausbil'dung, das heißt, auch die 
schulisch vermittelte berufliche Grundbildung ist Teil eines 
berufsqualifizierenc;len Bildungsganges. Eine der schwierig­
sten Aufgaben wird es sein •. diese heute noch nicht auf­
einander zugeschnittenen eausteine eines Bildungsganges 

Teil und duales System) passend zu machen·. 

Noch sind die Absolventen des Berufsgrundbildungsjahres 
eine kleine Minderheit unter den Berufsanfängern. Von den 
rd. 450 000 Absolventen allgemeiner und beruflicher Schulen, 
die im vergangenen Jahr eine Berufsausbildung im dualen 
System anstrebten, hatten rd.14000 ein Berufsgrundbildungs­
jahr durchlaufen. Unter den Nachfragern nach Ausbildungs­
plätzen waren also nur rd. 3 Ofo Berufsgrundschüler. Wieviele 
Absolventen des Berufsgrundbildungsjahres keinen Ausbil­
dungsplatz bekommen haben, läßt sich mangels einschlägiger 
Statistiken z. Z. noch nicht feststellen. Es ist aber allenthalben 
bekannt, daß zahlreiche Absolventen des Berufsgrundbil­
dungsjahres von den Betrieben mit der Begründung abge­
lehnt wurden, daß ihre Kenntnisse und Fertigkeiten nicht die 
der Lehrlinge am Ende des ersten Ausbildungsjahres er­
reichten. Hinzu kommt ein anderes Problem: 

Während der künftige Lehrling ein berufliches Grundschul­
jahr durchläuft, können sich durch konjunkturelle Schwan­
kungen beispielsweise Veränderungen in den betrieblichen 
Personaldispositionen ergeben, die eine Übernahme des Ju­
gendlichen nach Absolvieren des Berufsgrundbildungsjahres 
unmöglich machen. 

• ln einigen Bundesländern wird das Berufsgrundbildungsjahr als Be­
rufsgrundschuljahr bezeichnet. 

Um zumindest 'während der Ei•nführungsphase der beruf­
lichen Grundbildung Schwierigkeiten zu verringern, 
hat der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft den 
Vertretern der Kultusminister bereits im Februar 1974 vorge­
schlagen, in den gewerblich/technischen Berufsfeldern Elek­
tro, Metall, Bau/Holz, Druck• und Papier, Farb- und Raum­
gestaltung vorerst ·nur kooperative Formen des Berufsgn.ind­
bildungsjahres einzuführen. Hierdurch könnte zahlreichen 
Jugendlichen der Übergang in eine I:Setriebliche Berufsaus­
bildung erleichtert werden. Bereits im ersten Jahr der Berufs­
ausbildung würtle ein Ausbildungsvertrag abgeschlossen 
werden. 

E;ine einheitliqhe Ländermeinung hat sich bis heute zu die­
sem Vorschlag noch nicht gebildet. Lediglich Bayern hat be­
schlossen, das Berufsgrundbildungsjahr ausschließlich schu­
lisch einzuführen. 

Das Problem, das sich hier stellt, betrifft sowohl Ausbildungs­
ordnungen als auch Berufsgrundbildungslehrpläne. Die Aus­
bildungsordnungen müßten im ersten Jahr auf eine breitere 
berufliche Grundbildungsbasis gestellt werden, die Vermitt­
lung praktischer Fertigkeiten in der Berufsschule müßte ver­
stärkt werden. Seide Maßnahmen müssen sich jedoch daran 
orientieren, was in den verbleibenden 2 bis 21/2 Jahren Fach­
bildung vermittelt werden muß, damit ·nach Ablauf der vor­
geschriebenen A!usbildungszeit die Berufsfähigkeit erreicht 
werden kann. Diese Angleichung der Lerninhalte ist eine 
der wesentlichsten Aufgaben bei der Abstimmung von Aus­
bildungsordnungen und Rahmenlehrplänen. 

Mit der Abstimmung von Ausbildungsordnungen und Rah­
menlehrplänen ist das Problem der Vermittlung von betrieb­
lichen Ausbildungsplätzen an Absolventen des 
bildungsjahres jedoch nur z.u mildern, nicht zu lösen. ei­
gentliche Grund für die Übergangsschwierigkeiten von der 
schulischen Grundbildung in die betriebliche Fachbildung 
liegt in den unterschiedlichen quantitativen Planungen von 
Schule und Betrieb. So wird eine Berufsschule für Elektro­
technik mit Berufsgrundschulklassen dem Wunsch zahlreicher 
Jugendlicher nach Erlernen eines Modeberufes wie dem des 
Radio- und Fernsehmechanikers aufgrund anderer Überle­
gungen begegnen als die Gesamtheit der ortsansässigen 
Betriebe. Die Schule möchte berechtigterweise den Berufs­
wunsch des Jugendlichen erfüllen. Da sie aber nur einen 
Teil dieser Berufsausbildung vermittelt, kommt es dann zu 
übergangsschwierigkeoiten, wenn das schulische Angebot 
nicht mit dem betrieblichen Fachbildungsangebot in' der Re­
gion abgestimmt worden ist. 

Angesichts der vielfältigen Probleme bei der Einführung des 
Berufsgrundbildungsjahres sollte geprüft werden, ob die zur 
Verfügung stehenden Raum- und Personalkapazitäten dafür 
genutzt werden können, daß · 

O zuerst die gesetzlich vorgeschriebeneil Unterrichtsstunden 
in der Berufsschule erteilt werden, was die generelle Ein­
führung eines zweiten Berufsschultages oder eines grö­
ßeren Unterrichtsblocks zur Folge hätte, 

0 die geringen, für berufliche Grundbildung freiwerdenden 
personellen und räumlichen Kapazitäten für eine bessere 
Versorgung der Jugendlichen ohne Ausbildungsvertrag 
verwendet werden, 

0 die Einführung des Berufsgrundbildungsjahres in koopera-
tiver Form für einen größeren Kreis J•ugendlicher erfolgt. 

Im Zusammenhang mit der Abs.timmung von Ausbildungs­
ordnungen •und Rahmenlehrplänen muß ein Problem kurz­
fristig entschieden werden, und zwar die Neuschneidung der 
Berufsfelder. Gegenwärtig werden in der Bundesrepublik neö 
ben den elf in der Anrechnungsverordnung des Bundes­
ministers für Wirtschaft von 1972 genannten Berufsfeldern 
in Bayern und Baden-Württemberg weitere Berufsfelder ge­
führt. 
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Voraussetzung für eine Abstimmung beruflicher Grundbildung 
auf Berufsfeldbreite ist jedoch eine bundeseinheitliche Re­
gelung der Berufsfelder. Die Erfahrungen der letzten beiden 
Jahre haben gezeigt, daß die gegenwärtige Regelung nicht 
die günstigste ist. Zu erwähnen ist das Berufsfeld Bau/Holz, 
das nach einhelliger Auffassung aufgeteilt werden sollte. 
Eine heftige Diskussion ist um das Berufsfeld Wirtschaft 
und Verwaltung entbrannt. Dem Wunsch aller. Beteiligten, 
dieses Berufsfeld zusammenzuhalten, steht die Unmöglich­
keit entgegen, das Berufsgrundbiidungsjahr für alle Berufe 
dieses Berufsfeldes voll anzurechnen. Da dieses Problem 
auch in anderen Berufsfeldern besteht, ist beispielsweise die 
Diskussion um die Berufsfelder Metall, Textil und Beklei­
dung, Elektrotechnik auch noch ·nicht als abgeschlossen zu 
betrachten. Die Bundesregierung kann der Aufforderung der 
Kultusminister, in den Ausbildungsordnungen des ersten 
Lehrjahres eine berufliche Grundbildung auf Berufsfeldbreite 
vorzuschreiben, nicht entsprechen, weil die Berufsfelder zo 
breit angelegt sind, so daß die Betriebe diesem Anspruch in 
ihrer Ausbildungsleistung nicht gerecht werden können. Es 
hieße, selbst bestausgestattete Gfoßbetriebe in ihrer Aus­
bildungsleistung überfordern, wenn man beispielsweise von 
ihnen verlangem würde, im ersten Jahr eine berufliche Grund­
bildung für alle 65 Ausbildungsberufe im Bereich Metall zu 
vermitteln. Vor die Alternative gestellt, das Realisierbare in 
absehbarer Zeit durchzusetzen oder die Schwierigkeiten für 
zahlreiche' Absolventen des Berufsgrundb11dungsjahres zu 
vergrößern, bietet sich zweierlei an: 

0 Reduzierung der Anrechnung für bestimmte Berufe eines 
Berufsfeldes auf ein halbes Jahr, oder 

0 Aufteilung der Berufsfelder auf die in ihren Tätigkeits­
merkmalen sehr nahe verwandten Berufe (Berufsgruppen) 
bei voller Anrechnung des Berufsgrundbildungsjahres. Da­
mit wird die Bildung von ·Fachklassen (eine Klasse Grob­
schlosser statt einer Klasse metallverarbeitender Berufe) 
allerdings in Kreisberufsschulen fast unmöglich gemacht. 

Auch die Einführung der Stufenausbildung wirft Probleme 
auf. Im Bereich der Textil-, Elektro- und Bauberufe ist dieses 
Strukturprinzip von Ausbildungsgängen in die Tat umgesetzt 
worden. ln einem in der Regel 3- bzw. 31hjährigen Bildungs­
gang werden Qualifikationen in einer ersten (in der Regel 
2jährige Ausbildung) und einer zweiten Fachstufe (3-31/2-
jährige Ausbildung) erreicht. Die Qualifikation der ersten 
Fachstufe ist die einer vollgültigen Facharbeiterausbildung. 
Nun ergeben sich allerdings Schwierigkeiten, wenn auf die­
sen bereits im ersten Ausbildungsjahr sehr qualifiziert be­
rufsbezogen ausgerichteten Bildungsgang ein schulisches 
Berufsgrundbildungsjahr angerechnet werden soll. Das bis 
zur ersten Abschlußprüfung dann noch zur Verfügung ste­
hende zweite Ausbildungsjahr reicht in der Regel njcht aus, 
um dem Berufsgrundschulabsolventen die fehlende fach­
praktische Ausbildung des ersten Ausbildungsjahres zu ver­
mitteln. Aus solchen Gründen konnte die bereit!'> im Herbst 
1973 vorliegende Stufenausbildungsordnung für feinschlos­
sarische Berufe wegen des entschiedenen Widerspruchs der 
Kultusminister bisher nicht erlassen werden, obwohl die 

Wirtschaft auf einen Erlaß dieser Ausbildungs­
ordnung drängte. 

Für Auszubildende in Stufenausbildungsordnungen ergaben 
sich neben den Übergangsschwierigkeiten aus dem Berufs­
grundbildungsjahr in die betriebliche Fachbildung noch wei­
tere Komplikationen, die sich aber überwinden lassen, wenn 
alle Beteiligten sich um Abhilfe bemühen: 

0 Die Absolventen der ersten Fachstufe werden bisher nicht 
in Techniker-Schulen aufgenommen. Deshalb hat die 
Bundesregierung die Kultusminister der Ltinder gebeten, 
auch den Absolventen der ersten Fachstufe aus Stufen­

den Zugang zu Technikerschulen 
- •möglicherweise z. B. durch ein Vorsemester - zu er­
öffhen. 

0 Die Bundeswehr zog Auszubildende, auch wenn sie be­
reits über einen Ausbildungsvertrag für das dritte Jahr 
verfügten, nach Abschluß oer ersten Fachstufe ein. Der 
Bildungsminister vereinbarte daraufhin mit dem Bunqes­
minister für Verteidigung, daß Absolventen der ersten 
Fachstufe in Ausbildungsordnungen nicht zur Bundes­
wehr gezogen werden, wenn sie ihre Ausbildung fort­
setzen. 

0 Unabhängig von der Qualifikation des Auszubildenden 
hielten sich die Betriebe beim Abschluß von Verträgen 
über die zweite Ausbildungsstufe sehr stark zurück. 1,97q 
sollen nur 10% der Auszubildenden im Bereich Elektro­
technik einen Vertrag über die zweite Fachbildungsstufe 
erhalten Nach jüngsten Erhebungen des Bundes­
ministers für Wirtschaft ist im letzten Jahr die Quote der 
Auszubildenden mit einem Ausbildungsvertrag über die 
zweite Stufe allerdings erheblich gestiegen. ln manchen 
Bereichen der Elektroindustrie soll sie dieser Erhebung 
zufolge sogar 50-60% betragen. 

Das Ziel der Reform, die Gleichwertigkeit beruflicher und 
allgemeiner Bildung herzustellen, ist gekoppelt mit dem Be­
streben, im Rahmen der Berufsausbildung die Gleichwertig­
keit der Lernorte Schule und Betrieb zu erreichen. Die Fach­
arbeiter- oder Gesellenprüfung kann z. B. ein Jahr der Fach­
oberschule ersetzen. Dies ist, verglichen mit dem Praktikum, 
die - wie sich inzwischen gezeigt hat - glücklichere Lösung 
auf dem Weg zur Fachhochschule. Gleichermaßen sollten 
auch Berufsausbildungsabfchlüsse in Vollzeltschulen Fach­
arbeiterprüfungen gleichgestellt werden, wenn sie den in­
haltlichen Anforderungen der Ausbildungsordnungen entspre­
chen. Diese von der Bundesregierung geforderte Vorausset­
zung ist allerdings unabdingbar, denn der Absolvent beruf­
licher Vollzeitschulen muß alle beruflichen Kenntnisse und 
Fähigkeiten besitzen, über die der im Betrieb ausgebildete 
Facharbeiter oder Geselle verfügt. Um dies sicherzustellen, 
r,at der Bildungsminister den Kultusministern der Länder 
vorgeschlagen, die Lehrpläne der beruflichen Vollzeitschulen, 
in denen Berufsqualifikationen vermittelt werden, in das Ab­
stimmungsverfahren von Bund und Ländern zu geben. Hier­
durch soll nicht nur erreicht werden, daß die Rahmenlehr­
pläne der beruflichen Vollzeitschulen eines Landes mit den 
Ausbildungsordnungen des Bundes übereinstimmen, sonpern 
auch, daß diese Pläne ländereinheitlich für Schulen dieses 
Typs gelten. · 

Wesentlichstes Merkmal einer Abschlußprüfung am Ende ei­
nes gemeinsam von Betrieb und Schule getragenen Aus­
bildungsganges muß es sein, die Lernleistungen aller Lern­
orte in diese Abschlußprüfung einzubeziehen. Sie ist die 
Klammer, die neben den Ausbildungsordnungen und Lehr­
plänen die beiden Ausbildungspartner von der Sache her 
zusammenzwingt 

Wollte man der Forderung der Lehrerverbände, "der erfolg­
reiche Abschluß der Berufsschule ist ohne jede Einschrän­
kung als theoretisch erteilte Abschlußprüfung anzuerkennen", 
in dieser Form .entsprechen, ·müßte man von einer nicht halt­
baren Prämisse ausgehen: Die Berufsschule vermittelt. aus­
schließlich Theorie, der Betrieb ausschließlich Praxis. Daß 
dies nicht so ist, zeigt der Alltag in schulischen Lehrwerk­
stätten ebenso wie in betrieblichen Ausbildungseinrichtungen. 
Die ohnehin schon übergroßen Schwierigkeiten, die sich aus 
den unterschiedlichen Zuständigkeiten für die schulische und 
betriebliche Berufsausbildung ergeben, würden durch ge­
trennte Abschlußprüfungen - hier Schule, dort Betrieb -
noch mehr verstärkt; das Ende qer K9operation zwischen 
Schule und Betrieb wäre Was I}OIIten die 
Lehrer noch in den gemeinsam besetzten Prüfungsausschüs­
sen? Die Abstimmung von Ausbildungsordnungen und Rah­
menlehrplänen zwischen Bund und Ländern würde zur Farce, 
weil man sich vor Ort - stärker als jemals in der Vergangen­
heit - vom Betrieb zur Schule und wieder zurück die Unter­
lassungssünden in der Ausbildung vorrechnen würde .. Es 
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muß mit Recht bezweifelt werden.- ob die Addition von .. prak­
tischef" Prüfung urid ,.theoretischer" Prüfung das bestätigt, 
was die Berufsfähigkeit des Jugendlichen sein solt. Die Lei­
sttingen der Berufsschule müssen angemessen berücksich­
tigt, aber die gemeinsame Prüfung sollte nicht aufgegeben 

111. Prioritäten in der Berufsbildung 

Der von der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung 
entwickelte Kosten- und Finanzierungsplan für das Bildungs­
wesen bis 1978 wird konkreten Maßnahmen zur Verbesserung 
der Situation in der Berufsausbildung Vorrang zuweisen, und 
zwar 

0 dem Ausbau der Berufsschulen, 

0 der Behebung des Lehrermangels, 

0 dem Ausbau überbetrieblicher Ausbildun'gsstätten. 
Der Bildungsminister hat' darauf hingewirkt, daß im Rah­
men des ,.Sonderprogramms zur regionalen und lokalen 
Abstützung der' Beschäftigung" der Ausb_au beruflicher 
Schulen gefördert werden kann. Im Rahmen der Zonen­
randförderung wird darüber hinaus in diesen schwach­
strukturierten Gebieten ein Beitrag des Bundes durch 
den Bildungsminister geleistet. Wie oben erwähnt,· wur­
den im Konjunkturprogramm der Bundesregierung 75 Mio. 
DM zusätzlich zur Verfügung gestellt. 

b Verbesserung der Ausbildungsmittel 
D,as Bundesinstitu-t für Berufsbildungsforschung h,at, un-

terstützt von Ausbildern aus Betrieben und von Berufs. 
schullehrern, in den vergangenen Jahren ein Mehrmedien­
system für die elektrotechnische Ausbildung entwickelt, 
das inzwischen bundesweit in über 80 BE;lrufsschulen und 
Betrieben mit Erfolg erprobt wird. Durch diesen Erfolg 
ermutigt, wird das BBF auch für Metall- und Bauberufe 
Ausbildungsmittel entwickeln. 

0 Erstellung von Ausbildungsordnungen für Berufsausbil-
dung für Jungarbeiter und Abiturienten 

Das Ausbildungsangebot muß für Jugendliche ohne 
Ausbildungsvertrag als auch für Abiturienten außerhalb der 
Hochschule erheblich verbessert werden. In den letzten bei­
den Jahren .haben Untersuchungen des Bundesinstituts für 
Berufsbildungsforschung besserem Aufschluß über die Situa­
tion und die Möglichkeiten der Jungarbeiter Etwa 
die Hälfte dieses Personenkreises, das sind über 100 000 
Jugendliche, erfüllen die Voraussetzungen für eine qualifi­
zierte Berufsausbildung. Die Wahrnehmung ihrer besseren 
Ausbildungschancen muß bei den ;.Jugendlichen durch bes­
sere Motivation, bessere Beratung und ein vielfältigeras Aus­
bildungsplatzangebot erreicht" werden. Für die AbiturLenten 
müssen Ausbildungsgänge nach dem Berufsbildungsgesetz 
erarbeitet werden. Eine Ausbildungsordnung zum Wirtschafts­
assistenten ist in Vorbereitung. Die Bundesregierung greift 
hier die verdienstvollen Vorarbeiten der 
gung Eisen und Stahl und des Chemie-Ringes auf' und will 
vermeiden, daß sich in diesem Bereich zahlreiche, wenig ver­
gleichbare und zu stark auf den Betrieb zugeschnittene Aus­
bildungsgänge entwickeln. 

Mitteilungen 
a'us der Arbeitsmarkt­

und 
Berufsforschung 

sind das zentrale Periodikum für die 
Forschungsergebnisse des Instituts für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der 
Bundesanstalt für Arbeit ((AB). 
Der zukunftsbezogenen Arbeitsmarkt­
forschung und der arbeitsmarktorien­
tierten Berufsforschung dienen die Mitt­
AB .als Diskussionsforum: Neben eige­
nen empirischen und theoretischen Ar­
beiten werden auch Beiträge veröffent­
licht, die auBerhalb des Instituts entste­
hen. Eine Reihe von Gastautoren aus 
der Bundesrepublik, aber auch aus 
Frankreich, Großbritannien, Österreich, 
Japan und den Niederlanden ist be­
reits zu Wort gekommen. 

sont I'organe central destine a Ia pu­
blication des resultats des recherches 
menees a I'In"stitut für Arbeitsmarkt und 
Berufsforschung der Bundesanstalt für 
Arbeit (lAB). 
Les MittAB sont le theätre de discus­
sions sur Ia recherche du marche du 
travail orientee a l'avenir et sur Ia re­
cherche des professions orientee a l'em­
ploi: en outre de travaux empiriques et 
theoriques Eilabores par les collabora­
teurs de I'IAB, cette revue contient 
egalemEmt des contributions tournies 
par les auteurs qui n'appartiennent pas 
a I'IAB: Bon nombre d'auteurs hotes 
ont de]a eu I'occasion d'y publier leurs 
arlicles: des auteurs en provenance de 
Ia Republique federale d'Ailemagne, 
mais aussi · de ia Franc'e, de Ia Grande­

Preis des Jahresabonnements DM 80,- Bretagne, de I'Autriche,' du Japon et 
zuzügl. Portokosten. · · des Pays-Bas. 

are the central periodicallor the publi­
cation of research results of the Institut' 
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
The MittAB are the forum for discus­
der Bundesanstalt für Arbeit (lAB). 
sion in the field of future-oriented la­
bour market research and labour'orierit­
ed occupational. Research: apart from 
empirical and theoretical studies cär­
ried out by lAB staff, this periodical 
also contains articles by authors qut­
side the Institute. A number of articles 
by guest authors has already been-pub­
lished, e. g. from the Federal Republic 
of Germany, France, Great Brita,in, Au­
stria, Japan and the Netherlands. 

1==tJ Verlag vJ. Kohlhammer 
lWKI7stutlgart1 UrbanstralleU-16 Postfach747 
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Sabine Adler und Tibor Adler 

Anmerkungen zu dem zwischen Bund und Ländern vereinbarten 
Projektformular für die Einleitung einer Ordnungsmaßnahme 
der beruflichen .Bildung 

Die Autoren, Mitarbeiter des Bundesinstituts für Berufsbil­
dungsforschimg, haben während einer zeitweiligen• Tätigkeit 
Im Bundesministerium für Bildung und Wissenschi1ft das vor­
liegende Projektforonular entwickelt. Dabei konnte" iln wesent­
lichen auf Forschungsergebnisse des Bundesinstituts 1) zu­
rückgegriffen werden. Das Projektformular soll einheitlich für 
die sowohl von Bundesseite als auch von Länderseite zu 
stellenden Projektanträge an den Koordinierungsausschuß 
zum Beschluß über die Einleitung einer Ordnungsmaßnahme 
gemäß dem "Gemeinsamen Ergebnisprotokoll" vom 30. Mai 
1972 dienen. 

Eine der wesentlichsten Aufgab'en des nach dem .,Gemein­
samen Ergebnisprotokoll" 2) eingerichteten Bund/Länder-Ko­
ordinierungsausschusses zur Abstimmung von Ausbildungs­
ordnungen und R!;!hmenlehrplänen. ist es, Absprachen dar­
über zu treffen, welche Ausbildungsordnungen und Rahmen­
lehrpläne. für eine Neuordnung vorbereitet werden sollen. 

Mit dieser Aufgabenstellung haben die politischen Kompe­
tenzträger in der beruflichen Bildung - für die betriebliche 
Seite der Berufsausbildung ist der Bund zuständig, er erläßt 
Ausbildungsordnungen nach § 25 BBiG, für die schulische 
Seite der Berufsausbildung und somit für die Rahmenlehr­
pläne sind die Kultusminister (-senatoren) der Länder zustän­
dig - die Bedeutung der Ausbildungsunterlagen (Ausbil­
dungsordnungen und Rahmenlehrpläl'ie) für die Durchfüh­
rung der beruflichen Bildung unterstrichen. 

Die o. g. Absprache über die Auswahl der zur Erarbeitung 
anstehenden Ausbildungsunterlagen einschließlich der Ent­
scheidung des Koordinierungsausschusses über die Einlei­
tung einer Ordnungsmaßnahme ist die Vorbereitungsphase 
des zwischen Bund und Ländern im .,Gemeinsamen. Ergeb­
nisprotokoll" beschriebenen und am 8. 8. 1974 konkretisier­
ten und vom Koordinierungsausschuß beschlossenen .,Ver­
fahren für die Abstimmung von Ausbildungsordnungen und 
Rahmenlehrplänen nach dem Gemeinsamen Ergebnisproto­
koll vom 30. Mai 1972':. Weitere Phasen des Abstimmungs­
verfahrens sind die Erarbeitungs- und Verabschiedungspha­
se. Die Abstimmung erfolgt in der, Votbereitungsphase wie 
oben beschrieben, in der Erarbeitungsphase durch gelegent­
liche .,Gemeinsame Sitzungen" der Rahmenlehrplan-Aus­
schüsse der Länder und Sachverständigen des Bundes und 
in der Verabschiedungsphase durch Entscheidung des Koor­
dinierungsausschusses über die vorgelegten Entwürfe der 
Ausbildungsordnungen und der 

Dieses Abstimmungsverfahren kann zwar die durch die Kom­
petenzverteilung gesetzten Grenzen für eine einheitliche be­
rufliche Curriculumentwicklung nicht aufheben, jedoch ist die 
Absprache der·_gemeinsam einzuleitenden Ordnungsmaßnah­
men ein erster Ansatt' für eine bessere Zusammenarbeit der 
Kompetenzträger in der beruflichen Bildung und soll somit 
zum Abbau des vielfach beziehungslosen Nebeneinanders 
der Berufsausbildung in den Lernorten, Betrieb und Teilzeit­
berufsschule beitragen. 

Gemessen an den Ansprüchen einer einheitlichen .beruflichen 
Curriculumentwicklung, deren .,Produkt" ein berufliches Cur­
riculum mit einer einheitlichen lernortübergreifenden Konzep­
tion ist, kann allerdings das von Bund und Ländern beschlos­

Verfahren zur Abstimmung zwischen Ausbildungsord­
nungen und Rahmenlehrplänen nur einen Kompromlß bedeu-

ten. Denn bei einer getrennten Erarbeitung - auch bei einer 
gelegentlichen Abstimmung - können Ausbildungsordnung 
und Rahmenlehrplan nur theoretisch ein Gesamtcurriculum 
ausmachen und somit wäre die Bezeichnung .,berufliches 
Curriculum" hierfür eher eine Hilfskonstruktion zur Kenn­
zeichnung der Summe von Teilcurricula für die verschiede­
nen Lernorte. 

Angesichts des für die Abstimmung Kompromi,s­
ses war es für den Koordinierungsausschuß wichtig,. sich 
außer auf das im Beschluß vom 8. 8. 1974 konkretisierten Ab· 
stimmungsverfahren auch auf eine formalisierte Festregung 
eines .. Projektkonzeptes" zu einigen, das einheitlich als Ent­
scheidungsgrundlage des Ausschusses über die Einleitung 
einer Ordnungsmaßnahme - sowohl für Ausbildungsordnun-
gen als auch für Rahmenlehrpläne - dienen sollte. ' 

Dieses Konzept ist als offizielles Projektformular (unter Pro­
jekt wird hier die zu erarbeitende Ausbildungsordnung 
bzw. der zu erarbeitende Rahmenlehrplan • verstanden) für 
die von Bund bzw. Ländern zu stellenden Anträge an den 
Koordinferungsausschuß entwickelt worden. Da das Abstim­
mungsverfahren vor der Entscheidung des 
ausschusses die Möglichkeit eines offiziellen Vorgesprächs 
nicht enthält, sieht das Projektformular neqen allgemeinen 
Angaben wie: Art der geplanten Ordnungsmaßnahme, Grund­
lagen bisheriger Regelungen, Geltungsbereich und Berufs­
feld detaillierte Fragestellungen zur Begründung, Konzeption, 
zeitlichem Ablauf des Projekts und zu Materialien, .die ent­
scheidende Informationen für die Projektdurchführung liefern 
können, vor. 

Das so entwickelte Projektformular soll einheitlich für die so­
wohl von Bundesseite als auch von Länderseite zu stellenden 
Projektanträge an den Koordinierungsausschuß eingebracht 
werden und dient somit als Entscheidungsgrundlage für den 
Beschluß des Koordinierungsausschusses. per · Koordinie­
rungsausschuß entscheidet gleichzeitig auch über die fach­
liche Ausprägung und curriculare Differenzierung der durch­
zuführenden Projekte und hat mit dem Projektformular ein 
dem im Verfahrenspapier des Bundesinstituts für Berufsbil­
dungsforschung für die Erstellung beruflicher Curricula 3) an­
gekündigten Beurteilungskatalog für die Überprüfung einer 
Initiative vergleichbares Instrumentarium. 

Das Projektformular ist weitgehend formalisiert gestaltet ui'ld 
somit praktikabel gehalten für die. heterogene Gruppe der 
an der beruflichen Beteiligten innerhalb und außer­
ha.lb des Koordinierungsausschusses. Diese Art der Darstel­
lung kommt aucl;l dem Tatbestand entgegen, daß zumindest 
auf Bundesseite die an der beruflichen Bildung Beteiligten 
außerhalb des Koordinierungsausschusses, insbesondere die 
Sozialpartner, weiterhin- auch nach dem Beschluß über 'das 
Abstimmungsverfahren - eine starke Rolle bei der Einlei­
tung einer Initiative zur Erarbeitung einer Ausbildungsord­
nung spielen und somit einen wesentlichen Anteil bei der 
Beschaffung der für die korrekte Ausfüllung des Projektfor­
mulars notwendigen Angaben und Materialien haben. 

Das zum Projektformular entwickelte Merkblatt, das aller­
dings nicht Bestandteil des Beschlusses über das Projektfor­
mular durch den Koordinierungsausschuß ist, enthält wesent­
liche Hinweise zur Bearbeitung des Projektformulars durch 
den Antragsteller. Es bringt zu den Hauptbereichen des Pro­
jektformulars folgende Erläuterungen: 
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Bereich I (Allgemeine Ang•aben) stellt eine Sammlung von 
wesentlichen Angaben allgemeiner Art dar, aufgrund deren 
der Rahmen für den zu ordnenden Ausjlildungsberuf/Bil­
dungsga'ng abgesteckt wird. 

Bereich II (Begründung) stellt eine Sammlung von Begrün­
dungen dar, anhand derer unter bildungs-, Wirtschafts- und 
sozialpoliti.schen und pädagogischen Gesichtspunkten über 
die Notwendigkeit und Dringlichkeit der Einleitung einer Ord­
nungsmaßnahme entschieden werden kann. Für seine Ent­
scheidung kann der Koordinierungsausschuß u. a. auf die 
Empfehlungen des Bundesausschusses für Berufsbildung 
.,Kriterien und Verfahren für die Anerkennung und Aufhe­
bung von Ausbildungsberufen" und Vorarbeiten des BBF 
zurückgreifen. 

Die in II aufgeführten Positionen können jede für sich eine 
Begründung für die Einleitung einer Ordnungsmaßnahme 
darstellen. 

Zu Bereich 111 (Konzeption) werden Aussagen zur Ausge­
staltung des beantragten Projekts gemacht, mit dem Ziel, 
wesentliche Absprachen im Koordinierungsausschu·ß zu Fra­
gen wie z. B. Aufbau, fachliche Ausprägung, curriculare Dif­
ferenzierung und Kategorien, die im Zusammenhang mit der 
Entwicklung der Ausbildungsordnungen/Rahmenlehrpläne 
auftreten, vorzubereiten. 
Diese Aussagen sollen, ?oweit möglich, detailliert ausgeführt 
werden. Das Nichteingehen auf einzelne Positionen, etwa 
wegen noch fehlenden Informationen, zu knapper Vorbe­
reitungszeit, noch nicht bestimmbarer Ausdifferenzierung ein­
zelner Positionen usw. kann jedoch nicht dazu führen, eine 
begründete, als dringlich notwendig angesehene Ordnungs­
maßnahme nicht einzuleiten. 

ln Bereich V (Miilterialien) sind eine Reihe von ausbildungs­
relevanten Angaben zur ökonomisch-technischen Entwick­
lung, zur Berufsbildungsstatistik und zum Beschäftigungs­
system, Ergebnisse methodisch abgesicherter Verfahren und 
Unterlagen aufgeführt, die als Voraussetzung bzw. als Infor­
mationsbasis für die Begründung und Durchführung des Pro­
jekts von Wichtigkeit sind. 

Darüber hinaus werden einzelne Positionen innerhalb der 
Hauptbereiche des Projektformulars soweit erforderlich im 
Merkblatt im einzelnen erläutert. 

Durch das mÖglichst vollständige Ausfüllen des Formulars 
einschl. der Durchführung evtl. Untersuchungen oder Auswer­
tungen vorliegende·n Datenmaterials etc. und insbesondere 
der Festlegung der Konzeption kann das Projektformular be­
reits als eine wichtige Arbeitsunterlage zur Durchführung der 

der Ausbildungsordnung bzw. des Rahmenlehr­
planes dienen. So gesehen kann das Projektformular neben 
seiner Funktion als Entscheidungsgrundlage auch vor allem 
du'rch die Festlegurig der Konzeption und des zeitlichen Ab­
laufs der Ordnungsmaßnahmen auch als eine Planungshilfe 
angesehen werden. 

Die Arbeit des Koordinierungausschusses mit dem Verfahren 
für die Abstimmung von Ausbildungsordnungen und Rah­
menlehrplänen einschl. des Projektformulars ist erst vor kur­
zem mit dem Vorliegen der ersten Projektanträge eingeleitet 
worden. Erst die weitere Praxis wird zeigen, ob einzelne 
Bestandteile des Projektformulars den Anforderungen der 
Praxis gerecht werden oder ob bestimmte Bereiche ergänzt 
bzw. revidiert werden müssen. Der Koordinierungsausschuß 
hat sich diese Möglichkeit offengehalten, um weitere Ent­
wicklungen in der beruflichen Bildung für seine Arbeit mit 
einbeziehen zu können. 

1) Vgl. Adler, T.; Fink, E.; Kleinschmldt, R.; Rüger, S.: Grundlagen 
für die Beurteilung •. von Initiativer zur Er- oder Oberarbeitung 
beruflicher Curricula im oder unter Beteiligung des Bundes­
instituts für Berufsbildungsforschung, 2. Entwurf, Berlin Nov. 
1973. 

2) Vgl. Gemeinsames Ergebnisprotokoll betr. das Verfahren bei der 
Abstimmung von Ausbildungsordnungen· und 'Rahmenlehrplänen · 
Im Bereich der beruflichen Bildung zwlscheiJ der Bundesregle-

rung und den Kultusministern (-senatoren) der Länder vom 
30. Mai 1972, Bann. 

3) Vgl. Verfahren des BBF für die Erstellung beruflicher Curricula, 
beschlossen vom des BBF am 19./20. 1973. 

Projektformular 

für ....................................................... _ .............................................................................. . 
(Bezeichnung des Projekts) 

I. Allgemeine Angaben**) 

1. Art der geplanten Ordnungsmaßnahme 
- neuer Ausbildungsberuf/Bildungsgang 0 
- Überarbeitung eines bestehenden Aus-

bildungsberufs/Bildungsganges ·o 
- Zusammenlegung bestehender Ausbildungs-

berute/Bildungsgänge 0 
- Aufhebung bestehender Ausbildungsberufe/ 

Bildungsgänge 0 
- Teilung bestehender Alisbildungsberufe/ 

Bildungsgänge 0 
1.1 bisheriger Regelungen 

- bisherige Regelung nach § 25 BBiG/§ 25 HwO 0 
- bisherige Regelung nach § 108 BBiG D 
- Alternativpläne und einzelgesetzlich 

geregelte Ausbildungsberufe 0 

2. Ausbildungsdauer 
- 3 Jahre 
- 2 Jahre 
- Abschluß nach 2 Jahren 
- andere Ausbildungsdauer (bitte angeben) 

0 
0 
0 

................ Jahre ................. Monate 1 0 

3. Geltungsbereich 

3.1 nach dem BBiG/§ 25 HwO geregelt 
- Industrie/Handel 0 
- Handwerk 0 
- andere Gewerbezweige und Bergwesen 0 
- Landwirtschaft 0 
- öffentl. Dienst 0 
- Rechtsanwalt-, Patenanwalts- und 

Notargehilfen · 0 
- Gehilfen in wirtschafts- und steuer-

beratenden Berufen 0 
- Arzt-, Zahnarzt-, Apotheken- und Tierarzthelfer 0 
- Hauswirtschaft 0 
- Sonstige BeJufs- und Wirtschaftszweige 0 

3.2 außerhalb des BBiG/I:IwO geregelt 
(soweit Besuch der Berufsschule) 
- öffentl. Dienst (außer zu 3.1) 0 
- Heilhilfsberufe 0 
- Kauffahrteischiffahrt 0 
- Sonstiges 0 

4. 
Nach geltenden Anrechnungs-Verordnungen 
bzw. der Rahmenvereinbarung der KMK 

(Berufsfeld(er) einsetzen bzw. vermerken, 
wenn der betreffende Ausbildungsberuf 
nicht zugeordnet ist) 

•) Projektformular nach dem Beschluß des Koordinierungsausschusses 
vom 8. August 1974 

.. ) Zutraftendes bitte ankreuzen 
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11. Begründung *) (Reihenfolge der folgenden 
Positionen stellt keine Gewicht!Jng 
dar; sie können durch weitere 
ergänzt w'erden) 

1. Bedarf an langfristigen und einzelbetriebs­
unabhängigen Qualifikationen, die bedingt 
sind durch 

1.1 Veränderungen des Arbeitsmarktes 
(z. B. Beschäftigtenzahlen, Zahl der Aus­
bildungsplätze, regionale Verteilung usw.) 

1.2 -Entwicklung im technisch-organisatorischen 
Bereich 

1.3 neue wissenschaftliche Erkenntoisse 
1.4 Sonstige Veränderungen und Entwicklungen 

2. Neue gesetzliche Bestimmungen 

3. Ausbildungsorganisatorische Gründe 
(z. B. Errichtung jiberbetrieblicher }\usbildungs­
stätten, zu starke Regionalität usw.) 

4. Schulorganisatorische Gründe 

5. Bisherige Ausbildungsberufe/Bildungsgän,ge 
5.1 sir'lä unvollständig geregelt 
5.2 sind veraltet (insbesonde·re Unterlagen) 
5.3 sind zu stark spezialisiert 
5.4 sind nicht ausreichend systematisiert 
5.5 sind nicht aus'reichend klar abgegrenzt 

Von anderen Ausbildungsberufen 
5.6 sind inhaltlich und formal gleich oder sehr 

ähnlich, aber nicht einheitlich geregelt 
5.7 berücksichtigen nicht eine berufsfeldorientierte 

Grundbildung 
5.8 erschweren eine horizontale und/oder 

vertikale Durchlässigkeit 
5.9. enthalten keine ausreichenden mobilitäts­

fördernden Qualifikationen 
5.10 sehen eine Ausbildungsdauer unter 2 

bzw. über 3 Jahre vor 

6. Sonstige Begründungen 

....................... ......................... , ........................................................ .. 

D 

D 
D 
D 
D 

D 
D 

D 
D 
D 
D 

D 

D 

D 

D 

D 

D 
D 

•) Zutreffendes bitte ankreuzen; angekreuzte Positionen bitte im An­
schluß an II. auf einem Belblatt näher erläutern und 
ggf. belegen 

111. Konzeption*) (Reihenfolge der Positionen stellt 
keine Gewichtung dar; sie können 
durch weitere ergänzt werden) 

1. Struktur des beabsichtigten Projekts 

2. Art der Abschlußqualifikation hinsichtlich 
ihrer Breite und Spezialisierung 

3. Detaillierungsgrad (AbstraktionsniveaJ.I) 
der Abstimmung 

'4;' Curriculare Vorgaben (z. B. Raster, Terminologie, 
Gliederung der ' 

5: Personelle und sächliche Ausstattung 
der Lernorte' · 

D 

D 

D 

p 

b 

6. Beabsichtigte Sonderregelungen für besondere 
Personengruppen D 

7. Formen der beruflichen Grundbildung D 
8. Anrechenbarkeit allgemeineir und beruflicher 

Bildungsgänge auf die Au;>bildungszeit des 
Ausbildungsberufes/Bildungsganges D 

9. Obergangsmöglichkeiten in andere, 
insbesondere in weiterführende allgemeine 
oder Bildungsgänge D 

10. Sonstige AnJJaben zur Konzeption D 

.. .. 
auf gesondertem Beiblatt) 

---
•) Bitte diejenigen Positionen ankreuzen, zu denen Aussagen gemacht 

werden können; angekreuzte Positionen bitte im Anschluß an 111. 
auf einem gesonderten Beiblatt näher erläutern und ggf. belegen 

IV. Zeitlicher Ablauf des Projekts 

1 Vorgesehener Zehraum für die Durchführung 
der Gesamtarbeiten 
................. Jahre ................ Monate 

2. Zeitlicher Grobraster fÜr die einzelnen 

V. Materialien *) (Reihenfolge der Positionen stellt 
keine Gewichtung dar; sie können 
durch weitere ergänzt werden) 

1. Arbeitsmarkt- und berufsbildungsstatistische 
Angaben 

2. Angaben zur wirtschaftlichen und technischen 
Entwicklung 

3 . Entwürfe und Vorarbeiten der Sozialpartner 
und sonstiger an der Berufsbildung Beteiligten 

4. Bisherige geltende Ausbildung!lunterlagen 
fQr die und schupsehe Ausbildu.ng 

5. Ergebnisse von 
5.1 Arbeitsplatz-, Berufs- und/oder 

Tätigkeitsanalysen 
5.2· Expertengesprächen 
5.3 Gutachten ,und Prognosen 
5.4 Modellversuchen 
5.5 Forschungsaufträgen 

6. Arbeits- und berufsbezogene Literatur 

7. Basismaterialien des BBF 

8. Basismaterialien aus Institutionen der Länder 
oder sonstiger' Institutionen' 

9. Materialien von mit der Berufsbildung 
befaßten Gremien 

10. Sonstige Materialien (bitte angeben) 

D 

D 

D 

D 

D 
'0 
0 
D 
D 
D 
D 

D 

D 
D 

•) Bitte diejenigen Positionen ankreuzen, die in Frage kommen bzw. 
zu denen etwas vorliegt (ggf. Unterlagen beifügen) 
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Günter' Kühn 

Das in der Weiterbildung -
ein an einer Verwaltungs- und 
Wirtschaftsakademie 

1. Baukastenprinzip als Strukturierungsinstrument 
in der Weiterbildung 

Die Einführung des Baukastensystems im Bereich der Weiter­
bildung ist mehrfach als bildungspolitische Zielvorstellung 
von kompetenter Seite formuliert wqrden (u. a. Aktionspro­
gramm, S. 22 f.; Strukturplan, s: 203 ff., 1), insbesondere im 
Hinblick auf ein Strukturierungsinstrumentarium im Weiter­
bildungsbereich. Die Strukturierung von Bildungsmaßnahmen 
nach dem Baukastenprinzip erscheint angesichts der Hetero­
genität des Bildl!ngsangebots, .uer Vielzahl an Trägern, der 
regionalen und überregionalen Ünüberschaubarkeit der ein­
zelnen angebotenen Maßnahmen dringend erforderlich. Es 
ist anzunehmen, daß die Einführung des Baukastensystems 
in der Weiterbildung zur Transparenz in diesem Bereich bei­
trägt und Voraussetzungen dafür schafft, daß die Weiterbil­
dung sich zu einem geordneten und üti'erschaubaren' Bil­
dungssektor - der "vierten Säule" eines umfassenden Bil­
dungssystem.s (Bildungsberkht 70, 2 S. 24f.) - entwickelt. 

in der Tat stellt das Baukastensystem ein wichtiges und 
brauchbares Strukturieruhgsinstrument dar, da seine Anwen­
dung eine Abstimmung u'nd Koordination des Weiterbildungs­
angebots voraussetzt, ohne daß' zwangsläufig die Vielfalt auf 
dem Weiterbildungssektor und damit die Wahlmöglichkeit 
eingeschränkt werden muß. Denn neben der Standardisie­
rung, der Kombinationsfähigkeit, der nach Lernzielen und 
Stoffgebieten abgegrenzten Lerneinheiten und der Zeitwahl 
kann die überregionale Anwendbarkeit als weiteres Charak­
teristikum gelten, vorausgesetzt allerdings, daß der Baustein 
tatsächlich überregional anerkannt wird. in der praktischen . 
Ausführung könnten dann die Lerneinheiten bei unterschied­
lichen Institutionen an verschiedenen Qrten zu unterschied­
lichen Zeiten belegt und die durch Zertifikate ausgewiesenen 
Ergebnisse überall gegenseitig anerkannt und voll angerech-
net werden. · 

Obwohl die Einführung des Baukastensystems. in der Weiter­
bildung unter den genannten Gesichtspunkten vernünftig er­
scheint, sind Versuche mit exemplarischem Erprobungscha­
rakter bisher selten geblieben, weil verschiedene Voraus­
setzungen fehlten, und zwar: 

- eine bundeseinheitliche Rahmenordnung für den Weiter­
bildungsbareich zur Klärung der Kompetenzen und zur 
Abstimmung zwischen den Trägern der Weiterbildung, 
etwa im Hinblick auf eine einheitliche Bildungsberatung, 
ein abgestimmtes Bildungswesen und A"nerkenn'ungsver­
fahren, 

- die Entwicklung eines Rahmens empirisch .abgesicherter 
und allgemein akzeptierter Kljterien für die Curricula, 

- die Klärung der äußerst diffizilen Finanzierungsfrage eines 
nach dem BaukastenprinZip strukturierten Weiterbildungs­
systems. 

Angesichts des FehJens dieser wesentlichen Voraussetzun­
gen im derzeitigen Bildungssystem der Bundesrepublik hätte 
der Versuch einer alle Teilbereiche umfassenden, globalen 
Verwirklichung des Baukastenprinzips in der Weiterbildung 
kaum Aussichten auf Erfolg (Kühn, 9, S. 14 f.). Zunächst ist 
nur an eine Art Mikrolösung zu denken, indem das Bau­
kastenprinzip in einzelnen überschaubaren .Sektoren der Wei­
terbildung eingeführt wird. Das heißt, man kann einzelne 
Bildungsgänge und Programme, einzelne Berufe und Fächer, 
einzelne Sparten und Branchen der Weiterbildung nach dem 

Baukastenprinzip. strukturiere'n. Allerdings wäre bei derarti­
gen Versuchen de'r Globalaspekt, d. h. die Einplanung -einer 
Zuordnung (Integration) der nach dem Baukastenprinzip 
strukturierten Bereiche in ein übergeordnetes Bezugssystem 
der Weiterbildung im Auge zu behalten. ' 

Verschiedene Beispiele. für derartige Strukturierungsversuche 
liegen bereits vor, so etwa: 

- die Modellkonstruktion für die Elektroschulung des Heinz­
Piest-lnstituts (Delventhal un(j Overthür, 5, S. 30 ff.), 

- Modellvorstellungen zur Gesamthochschule (Kahler, Weiz-
säcker u. a., 9), 

- Zertifikatkurse der Volkshochschule (Tietgens, 13), 

- Baukastenkonstruktionen im Fernunterricht (BBF, 3). 

Zu diesen Realisierungsansätzen ist auch die im Auftrag des 
Bundesinstituts für Berufsbildungsforschung (BBF), Berlin, an 
der Mittelrheinischen Verwaltungs- und Wirtschaftsakademie, 
Bonn, abgeschlossene Versuchsmaßnahme zur Entwicklung 
und Erprobung von Kursen nach dem Baukastenprinzip an 
einer Wirtschafts- und Verwaltungsakademie zu zählen, das 
sogenannte "Bonner Modell". Entscheidender Anstoß für die 
Verwirklichung dieses Projekts war gerade auch die Tat­
sache, daß die Verwaltungs- und Wirtschaftsakademien in 
der Bundesrepublik ein beachtliches Potential für die Weiter­
bildung darstellen, sich aber infolge der in Gang befindlichen 
Prozesse - etwa durch die Gründung der Fachhochschulen 
- auf dem Bildungssektor zu einer bildungspolitischerY Neu­
orientierung veranlaßt sehen. 

in der Bundesrepublik gibt es zur Zeit ca. 60 Verwaltungs­
und Wirtschaftsakademien (VWA) einschließlich ihrer Teil- und 
Zweiganstalten, an denen insgesamt rd. 100 nebenamtliche 
Dozenten lehren und etwa 14000 Hörer studieren (Hahn, 6, 
S. 15 f.). Nach dem ersten Weltkrieg als reine Verwaltungs­
akademien für die Fortbildung von Beamten und Angestell­
ten des gehobenen öffentlichen Dienstes eingerichtet, haben 
sie sich in der Folgezeit mit wenigen Ausnahmen zu Einrich­
tungen entwickelt, die neben ihrem verwaltungswissenschaft­
lichen Studiengang. einen wirtschaftswissenscliaftlichen Zweig 
einführten, den gegenwärtig etwa 75% der Studierenden an 
Verwaltungs- und Wirtschaftsakademien besuchen (Bundes­
verband V'j'JA, 4, S. 16 f.). Diese Schwerpunktverlagerung 
kßnn allerdings regional unterschiedlich ausfallen, je nach 
der Wirtschafts- und Sozialstruk1ur des Einzugsgebiets der 
einzelnen Akademie. So ist - bedingt durch die Ministerien 
und Bundesbehörden - an der VerwaltUnQS- und Wirtschafts­
akademie Sonn die Verteilung der Hörer auf beide Fachrich­
tungen fast gleich (Kamp, 7, S. 76 f.). 

Mit Ausnahme der Berliner Akademie (öffentlich;rechtliche 
Anstalt) sind die Verwaltungs- und Wirtschaftsakademien ein­
getragene Vereine, die von ihren Mitgliedern -
Kammern, Privatunternehmen - sowie von den Hörern finan­
ziert werden. Der Hörgeldanteil am Etat schwankt an den 
efnzelnen Akademien zwischen 30 und 60% (Hahn, 6, S. 15 
f.). Seit ihrer Gründung legen die Verwaltungs- und Wirt­
schaftsakademien größten Wert auf enge Zusammenarbeit mit 
den Universitäten; diese Verbindung wird schon durch die 
Dozenten ''hergestellt, die zum überwiegenden Teil Hoch­
schullehrer sind. 

Die Diskussion über Standort und die Funktion der Verwal­
tungs- und Wirtschaftsakademien ist noch nicht abgeschlos­
sen (Bundesverband VWA, 4, S. 16f.). Insofern ist auch der 
vorliegende Ergebnisbericht über das "Bonner Modell"· als 
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Diskussionsbeitrag ·zu werten, 'der einen konstruktiven Bei­
trag zur bildungspolitischen Neuorientierung der Verwal­
tungs- und Wirtschaftsakademien leisten will, indem prakti­
kable Ansätze für eine Neustrukturierung cfes Studiensystems 
und eine Neuformulierung der Aufgabenstellung auf der 
Grundlage der·· gegebenen materiellen und personellen Be­
dingunge,n in •.den Akademien durch die Einführung erwach­
senenspezifischer Studiengänge nach dem 
aufgezeigt werden. 

Verwaltungs- und Wirtschaftsakademien sim:l in einem Ge­
samtbildungssystem in mehrfacher Hinsicht für die ü'ber­
nahme wichtiger Funktionen in der Weiterbildung geeignet. 
So ist darauf hinzuweisen, daß 

- die Verwaltungs- und Wirtschaftsakademien räumlich über 
das ganze Bundesgebiet verteilt sind; 

- die. personelle Verbindung der Verwaltungs- und Wirt­
schaftsakademien mit Hochschulen und Institutionen der 
Wirtschaft und Verwaltung eine Koppelung von theorie­
und praxisbezogener Weiterbildung 

- die Verwaltungs- und Wirtsqhaftsakademien weitgehend 
in berufsbegleitendem organisiert sind; 

- sie praktisch wesentliche Lehrplanbereiche der allgemein­
bildenden Schulen, der Fachoberschule und auch der 
Hochschule im abendlichen Teilzeitunterricht anbieten; 

- sie durch Zusammenarbeit mit Betrieben eine Berufs­
qualifikation im Wechselsystem von Akademie und Be­
trieben erreichen können; 

- sie durch das Angebot von Zertifikatkursen wichtige Bau­
steine im Weiterbildungssystem verschiedener öffentlicher 
und privater Institutionen anbieten können (Kamp, 7, ·s. 
76 f.). • 

2. Das "Bonner Modell" 

Im Verlauf grundsätzlicher 'Überlegungen über .Standort und 
Funktion von Verwaltungs- und Wirtschaftsakademien sind an 
der Akademie Bonn sukzessive Denkansätze 
entwickelt worden. Diese sind in der Folge in ·den For­
schungsauftrag e'ingeflossen und zu einem strukturierten 
Konzept "Bonner Modell" weiterentwickelt worden, das 
schließlich auf seine Praktikabilität hin experimentell unter­
sucht wurde. Das Konzept sollte folgenden bildungspoliti­
schen Anforderungen gerecht werden: 

- Vermittlung beruflicher Fachkenntnisse zur Erhöhung der 
Berufsqualifikation in Form einer Anpassungs- und Auf­
stiegsbildung; 

- 13efriedigung des schulischen Nachholbedarfs parallel zum 
berufsspezifischen Studiengang bis zum Realschulab­
schluß nach Absolvierung des Grundstudiums und bis zur 
Erlangung· der Hochschulreife nach erfolgreichem Ab­
schluß des Grund- und Hauptstudiums, 

- allgemeinpädagogische Forschungen, wie Effizienzsteige­
rung, der Abbruchquote, Erhöhung der Lern­
motivation und Intensivierung der Teamarbeit. 

Ausgangspunkte für die Versuchsmaßnahme "Bonner Mo­
dell" waren das viersemestrige, Grund- und das zwei- bis 
dreisemestrige. Aufbaustudium. Der Organisations- und Pro­
grammstruktur ist das folgende spezifische Baukastenschema 
zugrundegelegt •wOrden: Als "Baukasten" ist die gesamte 
Organis'ation der Verwaltungs- und Wirtschaftsakademie 
Sonn bezeichnet worden. Unter "Baukasteneinheit" werden 
die einzelnen berufsbezogenen Abschlüsse verstanden (Ver­
waltungsdiplo'm, Wirtschaftsdiplom, Kommunaldiplom und 
Wirtschaftsdiplom betriebswirtschaftlicher Fachrichtung). Ein 
"Baukastenprogramm" wiederum umfaßt ein Fachgebiet, z. B. 
Rechtswissenschaft, Wirtschaftswissenschaft, Deutsch. Mit dem 
Begriff "Baukastenblock" werden, innerhalb eines Fachge­
biets der Komplex der Teilbereiche, z. 8. bei der Wirtschafts­
wissenschaft Volkswirtschaftslehre und Betriebswirtschafts­
lehre bezeichnet. Die kleinste Einheit in diesem Baukasten­
schema, das "Baukastenelement", stellt innerhalb dieser 

fachlichen Teilbereiche ein ·eng abgegrenztes Themengebiet 
dar, z. B. Mikro- und Makfotheorie, Finanzwissenschaft. 

Im Rahmen dieses Baukastenschemas ist das Grundstudium 
ein eigenständiger Bereich, der mit einer Zwischenprüfung 
abgeschlossen werden kann. Das Aufbaustudium ipt ebenfalls 
als eine selbständige Baukasteneinheit aufzufassen, die mit 
dem Diplom abschließt. Das Aufbaust4dium kann 
auch als Kontaktstudium von ehemaligen Absolventen der 
Verwaltungs- und Wirtschaftsakademien, Fachhochschulen 
und Fachschulen sowie interessierten Angehörigen des öf• 
!entliehen Dienstes (besonders der mittleren und gehobenen 
Laufbahn), ferner vom mittleren Management der freien Wirt­
schaft wahrgenommen werden. 

Die Entwicklung und Erprobung der nach dem Baukasten­
prinzip unter Berücksichtigung der Kleingruppenarbeit kon­
zipierten Kurse ist als Zweiphasen-Projekt angelegt worden: 
Nach einer sogenannten Vorlaufphase, die der Erarbeitung 
bei gleichzeitiger exemplarischer Oberprüfung bestimmter 
Problemkomplexe in verschiedenen Fächern diente, wurde 
die Praktikabilität der Vorlage in der darauf folgenden Ex­
perimentalphase in dem schon erprobten sowie in einer 
Reihe weiterer Fächer angewandt und ausgewertet. ln bei­
den Phasen wurde eine Teilnehmerbefragung durchgeführt. 

Die gesamte Ver-suchsmaßnahme erstreckte sich über einen 
Zeitraum von zwei Jahren; die einzelne' Phasendauer betrug 
dabei' jeweils ein Jahr. 

Im Versuchsverlauf konnten die Übungsleistungen in den. 
jeweiligen fächern von den Studierenden im Sinne des 
Baukastensystems aus Bausteinleistungen in den einzelnen 
Disziplinen und li'ächern - dem Baukastenblock und den 
Baukastenelementen - zusammengesetzt .werden: Baustein­
leistungen kö(lnen .somit je nach Möglichkeit und thema­
tischer Absicht der Teilnehmer erbracht, verbessert und ko'm­
biniert werden. Hierbei wird die sachliche und zeitliche Kom­
bination der Teilleistun'gen zur Gesamt,leistung den Studie­
renden in.dividuell überlassen. 

ln diesem veränderten Studiensystem wurden Graduierungs­
möglichkeiten in vier Studienrichtungen eingerichtet. Das 
Aufbaustudium ist durch• Seminareinheiten in kleineren Grup­
pen aufgeteilt. Die Einheiten des Aufbaustudiums können 
gleichzeitig als Einheiten für das Kontaktstudium verwa,ndt 
werden. 

Die Entwicklung von Teilprogrammen - die curriculare Struk­
turierung gewissermaßen - hat im Falle des "Bonner Mo­
dells" zwar einige Schwierigkeiten mit sich gebracht, ist aber 
im großen und ganzen gelungen. Die Schwie­
rigkeiten sind nicht zuletzt auf den objektiveo. Tatbestand 
zurückzuführen, daß die Diskussion um einen einheitlichen 
Curriculumbegriff in der beruflichen Bildung und die prak­
tische Umsetzung eines Curriculums nicht eindeutig abge­
schlossen ist (Mende und Reisse, 12, s: 1 ff., Elbers, 12, S. 
39 ff.). Dies gilt um so mehr für die berufliche Erwachsenen­
bildung, da noch nich't genügend wissenschaftliche Versuche 
vorliegen, die eine abgesicherte Antwort auf die Frage nacl'i 
den pädagogischen Besonderheiten beruflicher Erwachsenen­
bildung geben könnten (Kühn, 11, S. 25 f.). 

3. Ergebnisse und Schlußfolgerungen 

Die Kontrolle der Realisierung des "Bonner Modells" er­
folgte durch eine Teilnehmerbefragung zu folgenden Proble­
men (Kamp, 7, S. 1ß6 ff.): 

- Gruppenarbeit, 
- Organisation des- Lehrens,und Lernens, 
__:_ Organisation der-Wissensüberprüfu.ng, 
- Situationsanalyse, 
- Motivation, 
- Offenlegung gruppendynamischer Prozesse, 
- Kritik an Lehrverfahren und LehrstiL · 
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Zusammengefaßt und katalogisiert ergaben die Antworten 
in bezug auf das Ziel beruflicher Qualifikation den Wunsch nach 

- mehr S'elbstsicherheit durch eine offizielle Fachqualifika-
tion, 

- besserer theoretischer Untermauerung der Berufspraxis, 
- Erreichen größerer Übersicht bei komplexen Entschei-

'dungsprozessen, · 

- einer gewissen Vereinheitlichung des Kenntnisstandes; 

hinsichtlich allgemeinerer Bedürfnisse und ·Interessen kamen 
in den Antworten auf die Befragung zum Ausdruck: 

- das Bedürfnis nach Kenntnis bisher nicht bekannter Fak­
ten, Verhaltensweisen, Einstellungen, 
das zunehmende Bestreben, veraltetes Wissen auf den 
neuasten Stand zu bringen ufld 

- das Streben nach Ordnung und Systematisierung von Er-
fahrungen. 

Bezüglich der Motivation ergab sich durch die Auswertung, 

-'daß die Teilnehmer vorwiegend extrinsisch motiviert sind, 

- die Möglichkeit, den einzelnen durch Zustimmung von 
seiten der Gruppe in seiner intrinsischen Motivation zu 
bestärken, nicht realisiert wurde, 

- 'tlas Interesse an einer Partizipation an Entscheidungs­
prozessen gering ist, 

- ein gewisser Leistungsdruck besteht, der den relativ ho-
hen Freiwilligkeltsgrad einschränkt. 

Die Ergebnisse der Situationsanalyse haben wichtige Kon­
sequenzen für die Organisation der Lernprozesse: 

- 50% der VWA-Studenten an der VWA Bonn sind Haupt­
schüler. Daraus ergibt sich' die Notwendigkeit, am Haupt­

. schulwissen anzuknüpfen und außerdem zusätzliche In­
tensivkurse in Arbeitsmethodik zu erteilen. 

- Die Teilnehmer an den Fortbildungsveranstaltungen der 
VWA Sonn setzen sich vorwiegend aus Angehörigen der 
mittleren und gehobenen Laufbahn des öffentlichen Dien­
ste& sowie aus Führungskräften des sogenannten mittle­
ren Managements zusammen, bzw. sie streben Positionen 
in diesem Rahmen an. Der Anteil der weiblichen Studie­
renden liegt bei 9 %. 
Die zeitliche Belastung durch das Abendstudium ist enorm. 
Es werden deshalb ein detailliertes und terminiertes Cur­
riculum und die Unterteilung des Studiengangs in erreich­
bare Zwischenziele mit entsprechenden Zwischenzertifi­
katen gefordert. 
Ursachen für den Abbruch des Studiums wurden in die­
sem Zusammenhang nicht untersucht. 

Die Befragung ergab hinsichtlich der gewünschten Lehrform 
eine eindeutige Bevorzugung von Vorlesungen und leiterzen­
trierten Seminaren gegenüber der Gruppenarbeit, bei der sich 
der Dozent stark im Hintergrund hält. Trotz der teilweisen 
Ablehnung durch die Studierenden wird die interaktionalle 
Methode seitens der Dozenten als unverzichtbar a'ngesehen, 
"da nur sie die Erreichung verhaltensorientierter Lernziele 
ermöglicht" (Kamp, 7, S. 108 ff.). 

Außer dem "Banner Modell" sind im Zuge der konzeptio­
nellen Überlegungen im Akademiebereich eine Reihe paral­
leler Ansätze berufsbezogener Ausbildungsgänge- wie das 
"Stuttgarter" und das "Kölner Modell", das "Saarländische" 
und das "Münchner Modell" entwickelt worden, zu denen 
im Verlauf des Versuchs Integrationsverbindungen zwecks 
Vereinheitlichung des Studiensystems im Akademiebereich 
hergestellt wurden (Kamp, 7, S. 20 ff.). 

Gemeinsames -Ziel aller Modelle ist es, die beachtliche Aus­
und Weiterbildungskapazität der Verwaltungs- und Wirt­
schaftsakademien sinnvoll in den Zusammenhang' eines ko­
ordinierten Weiterbildungssystems einzubringen. Stichworte, 
wie Bildungsurlayb oder prai<isbezogene' von Abi­
turienten sowie Aus- und Weiterbildung von Lehrkräften der 

beruflichen Erwachsenenbildung, deuten in dieser Beziehung 
zusätzliche ·Entwicklungsmöglichkeiten für diese Weiterbil­
dungsinstitutionen an. Ferner wären Überlegungen zu ver­
tiefen, die Verwaltuogs- und Wirtschaftsakademien- in ein 
Netz eines Aus- und Weiterbildungssystems für Angehörige 
des öffentlichen Dienstes .e1nzubeziehen. 

Die Realisierung des Baukastensystems im Weiterbildungs­
bereich bzw. die Rolle der Verwaltungs- und Wirtschafts­
akademien hängt im wesentlichen von der Entwicklung ab­
gestimmter Bildungsgänge - d. h. Curricula - und der An­
erkennung von Abschlüssen über den einzelnen Fach- bzw. 
Institutsbereich hinaus ab. Während die gegenseitige Aner­
kennung der Abschlußzertifikate auf der Ebene der Verwal­
tungs- und Wirtschaftsakademien in der Bundesrepublik ge­
geben ist (Kamp, 7, S. 18 f.), sind Bestrebungen seitens der 
Verwaltungs- und Wirtschaftsakademien ·im Gange, eine 
Durchsatzung der Anerkennung auch bei anderen Bildungs­
trägern zu erreichen. Die Bestrebungen laufen vor allem in 
Richtung einer angemessenen Anrechnung von Studienlei­
stungen der Verwaltungs- und Wirtschaftsakademien auch 
beim Universitätsstudium (Kamp, 7, S. 97 ff.). Im einzelnen 
ist man seitens des Verbandes der Verwaltungs- und Wirt­
schaftsakademien nicht nur darum bemüht, daß der mit einer 
Prädikatsnote erfolgte Diplomabschluß mit dem Abiturzeugnis 
gleichgesetzt, sondern darüber hinaus als Zwischenprüfung 
für Wirtschaftswissenschaftler an der Universität anerkannt 
wird. Im Bereich der Rechtswissenschaften wiederum wird 
für die Inhaber eines Verwaltungs- und Kpmmunaldiploms 
der Verwaltungs- und Wirtschaftsakademien die· Anrechnung 
von zwei Semesteern bei einem Universitätsstudium angestrebt. 

Aber gerade in Anbetracht der nicht geringen ·Zahl von 
Adressaten, ·die nicht unbedingt ein -Hochschulstudium an­
streben, sollte in Zukunft in viel stärkerem Maße als bis­
her geprüft werden, inwieweit eine Verzahnung auf anderen 
Ebenen der Aus- und Weiterbildung außerhalb des Hoch­
schulsektors - etwa im Volkshochschulbereich und der be­
trieblichen Berufsbildung - möglich ist. Durch eine derartige 
Politik könnten die Verwaltungs- und Wirtschaftsakademien 
entsprechend ihrer fachlichen und pädagogischen Erfahrung 
und entsprechend ihrer Kapazität als ein wichtiges Binde­
glied im Rahmen eines fungieren.· 
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Winfried Schulz und Herbert Tilch 

Betriebliche Ausbilder und Lehrer für Fachpraxis­
Wege und Abstimmungsprobleme der Qualifizierung 

1. Problemstellung 

Für die notwendig erachteten Innovationen im 'Bildungsws­
sen, insbesondere im Bereich der beruflichen Bildung, kön­
nen nur dann gewährleistet werden, wenn sie begleitet und 
vorbereitet sind durch eine systematisierte P:us-, Fort- und 
Weiterbir'dung des Lehr- und Ausbildungspersopals. Hinsicht­
lich ihrer Funktion als Vermlttler' beruflicher Curricula müs­
sen Lehr- und Ausbildungspersonen befähigt werden, sowohl 
berufliches Können in systematisierter und pädagogisch be­
gründeter Form zu vermitteln als auch auf Situationsverände­
rungen zu reagie'ren und an Reformprozessen mitzuarbeiten. 

Die Vermittlung .beruflicher Curricula umfaßt die "fachtheo­
retische" und die "fachpraktische" Unterrichtung. Das "klas­
sische", um die Jahrhundertwende begründete duale System 
der Berufsausbildung kennt die Zuordnung der 
in der Ausbildung zu vermittelnden Fachtheorie und Fach­
praxis [1] zu den Lernorten Betrieb und Schule. Diese Tren­
nung wird mehr und mehr durchbtochen.' Fachtheoretische 
Bildungsinhalte einerseits werden zunehmend in die betrieb­
liche aufgenommen, fachpraktische Bildungs­
inhalte andererseits erweHern den Aufgabenbe'reich der be­
ruflichen Schulen, insbesondere bei vollschulischen Bildungs­
gängen (wie z. B. Berufsgrundschule, Fachoberschule). 

Während aie Vermittlung fachpraktischer Bildungsinhalte in 
den betrieblichen bzw. überbetrieblichen Ausbildungsstätten· 
ln der Regel von "Ausbildern" [2] organisiert 
ist, werden für diesen Aufgabenbereich in den berufsbilden­
den Schulen [3]' eingesetzt. Ein Kennzeichen 
dieser Situation ist das Problem der Dualität von Ausbildern 
Im Betrieb und Lehrern für Fachpraxis in' berufsbildenden 
Schulen. · ' 

Diese Dualität )st nicht auf die Bezeichnung beschränkt. Da­
hinter verbergen sich unterschiedliche Regelungen und Vor­
stellungen über die Qualifikation, Aufgaben und Qualifizie­
rungen von betrieblichen AusbHdern einerseits und Lehrern 
für Fachpra,xis ansJererseits. Im sollen die gegen­
wärtige Qualifizierungssituation aufgezeigt und ;?;..usamme.n­
hänge und Probleme analysiert werden, die für eine Abstim­
mung der' Qualifizierungsmaßnahmen von Bedeutung sein 
können. 

Der Ansatz einer vergleichenden Analyse und Abstimmung 
lst:begründet durch die' Hinweise der Bildungskommission 
und der KMK. 

Die Bildungskommission' qes Deutschen Bildungsrats W(list 
bereits 19ey9 hin · 

- auf die Notwendigkeit, das jeweilige Qualifikationsniveau 
der Ausbildungspersonen "auf lange Sicht 
dem der Werkstattlehref, Fach- bzw. technischen Lehrer 
und der Studienri_i\e" [4] anzugleichen sowie 

- • die Notwendigkeit der "Abstimmung" fachlicher und 
pädagogischer Qualifizierungsmaßnahmen für betriebliche 
und schulische Ausbildungllpersonen [5]. 

Der Gedanke der "Austauschbarkeit von Ausbilderri 
Wirtscha.ft unCl den Lehrern für den fachpraktischen Unter­
richt im beruflichen $chulwesen" wird 1973 i,n der Mitteilung 
des Sekretariats der KMK aufgegriffen [6]. 
---' I 

Wlnfrled Schulz (geb. 1943) und Herber! Tllch, Dr. phll. (geb. 1940), 
elnd wissenschaftliche Mitarbeite!' Im fiBF. Gemeinsamer Arbeltsschwer­
punkt: Grundlagen und Modelle zur Aus- und Wellerbildung des be­
lrlebllchen Ausblldungspersonals. 

,A.nsätz;e zur Bestimf!Jung von Qualifikationen und zur 
Systematisierung von Maßnahmen zur Qualifizierung für 
Lehr- bzw. Ausbildungspersonen der jeweiligen Lernorte Be­
trieb und Schule sind: 

- die von der Bundesregierung auf der Grundlage des BEl­
rufsbildungsgesetzes im April '1972" erlassene "Ausbilde,r­
Eignungsverordnung" [7] (AEVO) für betriebliche Aus­
bilder in der gewerblichen. Wirtschaft sowie die vom 
Bundesausschuß f,ür Berufsbildung beschlossene "Emp.: 
fehlung für. einen Rahmenstoffplan zur Ausbildung• der 
Ausbilder" [8] (RSTPL) und 

- die von der KMK im Juli 1973 vereinBarte "Rahmenbrd­
nung für die Ausbildung und Prüfung der L:ehrer f.ür Fach­
praxis im beruflichen Schulwesen" (im folgenden kurz 
"Rahmenordnung" !;Jena11:nt) [9]. 

Unter l;lerücksiclitigung der gegenwärtigen Ausbildungssitua­
tion (Stand 1973/1974) wird versucht, die VieÜalt der Auf­
gaben ,und Qualifizierungswege. sowohl' bei .Ausbildern als 
auch bei Lehrern für Fachpraxis 'aufzuzeigen [10] und mit 
der AEVO bzw. mit der Rahmenordpung der KMK 
gleichen. Abstimmungsprobleme hinsic.)ltlich · der Qualifizie­
rung sollen anhand des Vergleichs zxvischen AEVO und Rah­
menordnung aufgezeigt und die Frage nach' einem mögli­

Bezugsrahmen f\ufgegriffen werden. 

2. und Tätigkeiten 

Eine klare Qualifikationsbestimmung bzw. -analyse, die als 
inhaltlich bezogenes Zielkriterirum für Maßnahme!) zur Qua­
lifizierung dienen könnte, kann vorerst niCht erwartet wer­
den. Es' fehlen' eindeutige bHdur\gspolitische -Kdnsensmodel­
le iiber Aufgabenkomplexe st>wie Situationsanalysen, die 
hinsichtlich der Bestimmung von Qualifikationen 'für betrieb­
liche Ausbilder und Lehrer für Fachprjlxis von 
Bedeutung sind. 

Die von. der Bundesregierung erlassene Ausbilder-Eignungs­
verordnung sowie der vom Bundesaussch·uß für Berufsbil­
dung beschlossene Rahmenstoffplan enthalten keine Angp­
ben' über Funktion'en, Aufgaben und Tätigkeiten des betrieb­
lichen Ausbildungspersonals. 

Näch dem Berufsbildungsgesetz (BBiG) hissen sich für das 
betriebliche Ausbildungspersonal bzw. für den betrieblichen 
Ausbilder folgende wesentliche Aufgabenbereiche ableiten 
[11]: 

- Vermittlung von "Fertigkeiten und Kenntnissen'" (m Rah­
men der Berufsausbildun'g 

- Planung, Durchfüfuung und Kontrolle der betrieblichen 
Ausbildung 

- Bewertur\g der fachlichen Leistungen und Beurteilung son­
stiger Fähigkeiten ufid Verhaltensweisen von Auszubil-' 
dendel\. 

Die KMK nennt" in der Rahmenordnung folgende Aufgaben. 
und Tätigkeiten der Leh!er für 

- Selbständi•gen Unterricht zur Vermittlung von Fertigkeiten 
für 'die praktisphe Grund- und Fachl;>ildung 

- Mitwirkung bei der Vorbereitung und Durchführung vbri 
Versuchen und Übungen im Rahmen" oder. als Ergänzung 
des theoretischen Unterrichts. ' 
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3. Qualifikationsvoraussetzung für Ausbildung 
und Beruf 

Qualifikationsvoraussetzungen können Zugangsvoraussetzun­
gen zum Beruf, Zulassungsvoraussetzungen zur Ausbildung 
und Zulassungsvoraussetzungen zur Priifung umfassen. Eine 
klare Zuordnung kann nicht immer vorgenommen werden. 
Sie ist z .. B. dann nicht möglich, wenn lediglich .,Eignungen" 
als Qualifikationsvoraussetzung formuliert sind. 

Die Qualifikationsvoraussetzungen zur Ausbildung und be­
ruflichen Tätigkeit betrieblicher Ausbilder sind u·. E. nicht 
eindeutig umrissen. Betriebliche Ausbilder haöen nach t:Jem 
Berufsbildungsgesetz eine Ausbildungslegitimation bzw. er­
füllen die zum Beruf des .,Aus­
bildens", wenn sie "persönlich" und "fachlich" geeignet sind 
und das 24. Lebensjahr vollendet haben (12]. 

Die .,fachliche" Eignung umfaßt .,ber-ufliche Fertigkeiten und 
Kenntnisse" sowie .,berufs- und arbeitspädagogische Kennt­
nisse". 

Das BBiG ermächtigte den Bundesminister für Wirtschaft, daß 
durch Erlaß einer Rechtsverordnung {hier AEVO) der Erwerb 
der berufs- und arbeitspädagogischen Kenntnisse nachzu­
weisen ist, wobei .,Umfang und Abschluß der Maßnahmen für 
den Erwerb dieser Kenntisse" {§ 21 BBiG) geregelt werden 
können. Der Bundesminister für Wirtschaft hat u. E. jedoch 
seine Kompetenz nicht voll au,sgeschöpft. ln der AEVO läßt 
sich eine verbindliche Regelung über Art, Dauer und Inhalt 
einer Ausbildung, die Voraussetzung für die Zulassung zur 
Prüfung sein könnte, nicht nachweisen. Auch in den vom 
Bundesausschuß für Berufsbildung beschlossenen Richtlinien 
für die· Erstellung von Prüfungsordnungen ist kein derartiger 
Hinweis enthalten [13]. Im Abschnitt .,Vorbereitung der Prü­
fung dieser Richtlinien wird lediglich ausgeführt, daß die 
Personen zur Prüfung zuzulassen sind, die die fachliche Eig­
nung zur Ausbildung von Auszubildenden im Sinne des § 76 
BBiG nachweisen (Nachweis einer abgeschlossenen Berufs­
ausbildung, .,ohne daß das 24. Lebensjahr vollendet zu sein 
braucht"). 

Die Qualifikationsvoraussetzungen für Ausbildung und be­
rufliche Tätigkeit. von Lehrern für Fachpraxis sind in der ge­
genwärtigen Situation recht unterschiedlich. Die Rahmenord­
nung empfiehlt für die Ausbildung der Lehrer für Fachpraxis 
folgende Voraussetzungen: 

- Mittlerer Bildungsabschluß (Abschluß einer Realschule) 

- Abschluß einer mindestens dreisemestrigen Fachschule 

(14] {Technikerprüfung) oder einer einschlägigen Meister­
prüfung 

- mindestens eine zweijährige entsprechende Berufstätig-
keit. 

Ziel der Vereinbarung der KMK ist der Versuch, Zugangs­
voraussetzungen zu diesem Beruf im Zusammenhang mit 
einer 18monatigen Ausbildung bundesweit zu vereinheitli­
chen. 

Den Vorschlägen der KMK-Rahmenordnung hinsichtlich der 
Zulassun-gsvoraussetzungen zur Ausbildung entsprechen le­
diglich zwei Länder {Baden-Württemberg, Bayern). Drei von 
elf Ländern verzichteten bisher auf den Nachweis eines mitt­
leren Bildungsabschlusses; dagegen wurde von allen Län­
dern schon bisher ein der Rahmenordnun9 entsprechender 
beruflicher Abschluß verlangt. Beim für die Qyalifizierung 
nachzuweisenden Umfang praktischer Tätigkeit überschreiten 
sogar mehrere Länder den Vorschlag der KMK, zum Teil so­
gar erheblich. Die Rahmenordnung verzichtet' auf eine alters­
mäßige Begrenzung [15]. 

Die Rahmenordnung schlä,gt allgemein eine der 
Qualifikationsvoraussetzungen hinsichtlich des allgemeinbil­
denden vor. (Doch bleiben diese Vorschläge 
hinsichtlich der Qualifikationsvorausse.tzungen von Lehrern 
IOr .,Fachtheorie" noch deutlich unterschieden). 

4. Qualifizierung 
4.1 Qualifizierung betrieblicher Ausbilder 

Bereitä vor bzw. beim lokrafttreten der AEVO waren zahl­
reiche Ansätze zur Qualifizierung betrieblicher Ausbilder von 
unterschieqlichen Trägern entwickelt worden. 

Insgesamt fehlte aber eine ausreichende formale und inhalt­
liche Systematisierung und Koordinierung dieser Qualifizie­
rungsmaßnahmen. Durch die .. Ausbilder-Eignungsverord­
nung" konnte eine gewisse Einheitlichkeit von Qualifizie­
rungsmaßnahmen erreicht werden, die durch den Rahmen­
stoffplan des Bundesausschusses für Berufsbildung noch er­
gänzt wurde. Allerdings gilt diese Einheitlichkeit nur für den 
inhaltlichen Rahmen und für die Prüfung. Der inhaltliche Rah­
men enthält berufs- und arbeitspädagogische Inhalte und 
umfaßt nach Aussage des für Berufsbil­
dung nur die Kenntnisse, die "heute als Mindesvora,usset­
zung von Ausbildenden und Ausbildern gefordert werden 
müssen". 
Di,e AEVO erfüllt die Funktion eines inhaltlichen, allerdings 
verbindlichen Minimalplans für die pädagogische Qualifizie­
rung betrieblicher Ausbilder [16]. 

Hinsichtlich des Geltungsbereiches sowie der organisatori­
schen und personellen Bedingungen von Qualifizierungs­
maßnahmen läßt die AEVO folgende Probleme weitgehend 
ungelöst bzw. offen: 

Der sachliche Geltungsbereich der AEVO beschränkt sich auf 
die gewerbliche Wirtschaft [17]. ln den Geltungsbereich die­
ser Verordnung sind nicht miteinbezogen Handwerk, graphi­
sches Gewerbe, Landwirtschaft, Öffentlicher Dienst und freie 

Hinsichtlich des persönlichen Geltungsbereiches werfen BBiG 
und AEVO ein Abgrenzungsproblem auf. Die AEVO (§ 1) gilt 
für die Berufsausbildung durch Ausbildende, die selbst aus­
bilden, und durch Ausbilder nach § 20 Abs. 4 des BBiG. Es 
wird hier nicht eindeutig geklärt, von welchen Ausbildungs­
personen die berufs- und arbeitspädagogische Eignung nach­
zuweisen ist. Ist es di·e Ausbildungsperson, die für die ge­
samte Ausbildung in einem Betrieb verantwortlich ist (z. B. 
Ausbildungsleiter), oder sind darüber hinaus alle hauptamt­
lichen und/oder alle nebenamtlichen Ausbilder "vor Ort" in 
den persönlichen Geltungsbereich miteinbezogen? Auch die 
Auslegung durch den Begriff "verantw.ortlicher Ausbilder" 
[18] ist kein au;;reichendes Kriterium für die Abgrenzung. 

Ein weiteres personelles Problem liegt in der konkreten Um­
setzung der AEVO und des RSTPL. BBiG, AEVO und RSTPL 
geben keinerlei Hinweise zur Qualifikation der Personen, die 
für die Vermittlung der berufs- und arbeitspädagogischen 
Kenntnisse im engeren Sinne verantwortlich sind {z. B. Do­
zenten und Leiter von Qualifikationsmaßnahmen) [19]. · 

Hinsichtlich der Form und der Verfahren von Qualifizierungs­
maßnahmen sind BBiG (§ 21), AEVO und RSTPL dUrch eine 
prinzipielle Offenheit gekennzeichnet. Sie schreiben keinen 
Weg vor, auf dem die pädagogischen Kenntnisse zu erwer­
ben sind. Die Offenheit hinsichtlich der Organisationsformen 
von Qualifizierungsmaßnahmen zeigt sich darin, daß neben 
Kurzzeit- und Langzeitlehrgängen in Vollzeit- und Teilzeit­
term auch Lehrgänge im Medienverbund .. und im Fernkurs­
system möglich sind. D·ie Entscheidung über die organisato­
rische Gestaltung ist hiermit sowohl privaten als auch öffent­
lichen Trägern von Ausbildungsmaßnahmen überlassen. 

Bereits vor dem lokrafttreten der AEVO sind von zahlreichen 
Lehrgangsträgern Ausbildungspläne zur Qualifizierung be­
trieblicher Ausbilder entwickelt worden. Ein Teil dieser Pläne 
geht nicht unerheblich über den inhaltlichen und zeitlichen 
Rahmen des vom Bundesausschuß für Berufsbildung be­
schlossenen Rahmenstoffplans hinaus. ln Übersicht 1 wer­
den zwei Ausbildungspläne von westdeutschen Großbetrie­
ben dem "200-Stunden-Modell" des RSTPL gegen.überge­
stellt. Die Gegenüberstellung soll zeigen, in welchen The­
menbereichen über den RSTPL hinausgegangen wurde: 
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Obersicht 1: 

Ausbildungspräne für die "theoretische" 'Ausbilpung von Aus­
bildern. (Angegeben sind die Gesamtstundenzahlen der Aus-
bildung) ' 

Fach/Thema 
Modelle 1)1 II 111 

Grundfragen der Berufsbildung/ 
Berufsausbildung und -erziehung 18 - 20 

Planung und Durchführung der 
Ausb(ldung/Arbeitskunde/Pianung, 
Organisation und Durchführung der 

1372
) Ausbildung 94 100 

Der Jugendliche in der Ausbildung/ 
Führungskul)de/Jugendkunde, 
lncL 31 72 60 

Rechtsgrundlagen/Arbeits- und 
Sozialrecht 6 88 20 

---------
Deutsch/Wirtschaftskunde 50 42 -
Sprecherziehung/Sicherheit in 
Haltung und Ausdruck 6 30 -

------
Fachdidaktik - - -

------
Fachkunde - 282 -

------
Sport, Spielabende mit Auszubildenden 26 - -

------
Gesamtzeit 3503) 6724

) 200 

1) Die Modelle entsprechen den folgenden Lehrgangsplänen: 
Modell 1: Ausbilder-Lehrgang der Firma Daimler-Benz AG (zuerst 
durchgeführt im Jahre 1968), vgl. Contact. Jg. 9/1969, H 1, S. 39 ff. 
Modell II: Ausbilder-Lehrgang eines westdeutschen Großbetriebs 
(zuerst durchgeführt im Jahre 1970). 
Modell 111: Anzustrebender Plan nach der Empfehlung für einen 
Rahmenstoffplan des Bundesausschusses für Berufsbildung. 

1) Diese Stundenzahl enthält auch Hospitationen beim betrieblichen 
Unterricht und Berufsschulunterricht sowie Lehrproben und Unter­
weisungsübungen. 

1) ln dieser Angabe sind. auch .. Verfügungszeiten" für die Teilnehmer 
und die PrOfungszeiten enthalten. 

') ln dieser Angabe sind Zeiten für Besichtigungen und die Prüfungs-
zeiten enthalten. · 

Dauer 
in Monaten 

24 

18 

"' c: 
::> 
:E 

::> 12 <( 

8 6 

1) 2) 

Länder Baden- Bayern Berlin Bremen Harnburg 
Württemb. 

A 5 2 2 2 2 
Qualifika-
tionsvoraus- M,T MH,MI, T M,T M, T 21 MH,MI setzungen 
zu Ausbil-
dung/Beruf 1l 

Bei den hier dargestellten Modellen zeigt sich ein gemein­
samer berufs-und arbeitspädagogischer AusbildungsteiL Die­
ser Teil ist mit den vier Sachgebieten des RSTPL weitge­
hend vergleichbar. Darüberhinaus sehen die ersten beklen 
Modelle weitere Ausbildungsteile vor. Hierbei hebt sich ein 
weiterer gemeinsamer Block .,Deutsch, Wirtschaftskunde, 
Sprecherziehung" hervor. 
Dagegen fällt auf, daß Iachdiktatische Ausbildungselemente 
in keinem der Modelle ausdrücklich aufgeführt werden. In­
teressant ist im Modell II der hohe Anteil einer fachlichen 
Weiterbildung im Rahmen der Ausbilderqualifizierung. 

4.2 Qualifizierung von Lehrern für Fachpraxis 

ln Obersicht 2 ist die Situation zum Zeitpunkt der Vereinba­
fung der KMK (1973) für den im folgenden untersuchten Be­
reich der gewerblich-technischen Lehrer für Fachpraxis wie­
dergegeben [20]. 

Zeichenerklärung zu Obersicht 2: 
A Qualifikationsvoraussetzungen zur Ausbildung I zum Beruf 

Allgemein bild. Abschluß: 
(untere Zelle) 

Beruflicher Abschluß: 
(mittlere Zeile) 

Praktische Tätigkeit: 
(obere Zeile) 
1. Altermäßige Begrenzung 

Baden-Württemberg 
Bayern 
Berlin 
Bremen 
Hamburg_ 
Hessen 
NIedersachsen 
Nordrhein-Westfalen 
Rheinland-Pfalz 
Saarland 
Schleswig-Holstein 

2. Ausleseprüfung 

(2d Hauptschulabschluß 

mittlerer Bildungsabschluß 

M: Meisterprüfung 
MH: Handwerksmeisterprüfung 
MI: Industriemeisterprüfung 
T: Technikerprüfung 
Dauer der praktischen Tätigkeit 
in Jahren 
(in Klammern: Alter): 
(max. 40) 
(max. 36) 
(max. 45) 
(keine Angaben) 
(mln. 28) 
(min. 21; max. 40) 
(max. 40) 
(max. 40) 
(keine Angaben) 
(min. 21; max. 30) 
(max. 32) 

3. Oder auch Besuch einer Fachschule und eine mindestens 1jährlge 
praktische Tätigkeit als Techniker. 

4. Oder eine 3jährige hauptberufliche Tätigkeit, wenn der erfolgreiche 
Besuch einer Realschule oder ein entsprechender Bildungsstand 
nachgewiesen wird. 

5. Abgeschlossene Berufsausbildung und eine praktische Tätigkeit von 
insgesamt 8 Jahren. 

3) 4) 5) 6) 7) 

Hessen Nieder- Nordrhein- Rheinld.- Saarland · Schlesw.-
sachsen Westfalen, Pfalz Holstein 

0 2 41 3-4 2 5) 

MH,MI, T MH,MI Jl MH,Ml, T MH,MI, T MH,MI M 

Obersicht 2: Ausbildung gewerblich-technischer "Lehrer für Fachpraxis" differenziert nach Bundesländern (in alphabe­
tischer Reihenfolge) - Stand 1973 
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B Ausbildung 

1. Eine besondere Ausbildung ist nicht vorgesehen. 

2. Keine Ausbildung, keine Prüfung. 

3. Erfüllt der Bewerber die Voraussetzungen, wird er ln das Ange­
stelltenverhältnis übernommen. Die theoretische Ausbildung umfaßt 
lediglich 10 ganztägige Tagungen pro Jahr. 

4. Obernahme in das Beamtenverhältnis auf Probe, eine besondere 
• Ausbildung erfolgt nicht. 

5. Eine 'Ausbildungs- und.Prüfungsordnung wird noch ausgearbeitet. 

6. Die theoretische Ausbildung umfaßt die Teilnahme an einem berufs­
pädagogischen Grundlehrgang und Hospitationen im fachtheoreti­
schen Unterricht. 

7. Eine theoretische Ausbildung erfolgt am StaatiichEfh Studienseminar 
für Lehrämter an berufsbildenden Schulen. 

Einige Länder verzichteten bisher' überhaupt auf eine beson­
dere Ausbildung' und übernahmen die Bewerber sofort in das 
Beamtenverhältnis auf Probe, andere haben nur eine mini­
male berufspädagogische Ausbildung in .Form von Tagungen 
[21] oder Lehrgängen an der Ausbildungsschule vorgesehen. 
Dozenten solcher Qualifizierungsmaßnahmen sind in der Re-

Obersicht 3: 
Einsatzpläne für die Ausbildung der Lehrer für Fachpraxis 
im gewerblich-technischem Bereich. (Angegeben sind die 
Stunden pro Woche) 

Aus-
I 

\ 

Modell bil- Art des 
dung I 

Hospitationen 

A 
eigener Unterricht 

I 

gel· in der Vermittlung fachtheoretischer Inhalte 'erfahrene 
Lehrer an berufsbildenden Schulen. Die Dozentenaufgaben 
werden überwiegend in nebenamtlicher Funktion wah'rge­
nommen. Von einem Ansatz einer systematischen pädago­
gisch-theoretischen und schulpraktischen Ausbildung kann 
nur bei etwa der Hälfte aller Bundesländer .gesprochen wer­
den. 

Es kann angenommen werden, daß durch die Rahmenord­
nung der KMK eine größere inhaltliche Einheitlichkeit. in der 
Ausbildung der Lehrer für Fachpraxis erreicht wird [22]. ln­
wieweit eine gewisse Einheitlichkeit von Qualifizierungsmaß­
nahmen hinsichtlich der Organisationsform und der perso­
nellen Bedingungen (Dozenten) erre·icht werden kann, scheint 
problematisch zu sein, da die Rahmenordnung der KMK 
darüber keine Angaben enthält. 

Schwierig ist die Situation für die Länder, die bisher keine 
oder nur geringe Ausbildungsanforderungen an das Lehramt 
des Lehrers für Fachpraxis gestellt hatten. Inwieweit diese 
Länder eine Ausbildung bereits im Dienst befindlicher Lehrer 
für Fachpraxis in Form -einer Nachqualifizierung fordern, ist 
noch offen. (Eine derartige Funktion hat die AEVO •im Aus-

Ausbildung A: schulpraktische Ausbildung 
Ausbildung B: theoretis'che· Ausbildung 

1. Hj. 2. Hj. 3. Hj. 

im 1. Mon. 6 3 
12 Std. 
dann 6 10 
6 Std. 

ab'2. Mon. 
6 Std. 

4. Hj. 

3 

10 

(Hessen) Pflege und Instandhaltung der Fachräume und 6 6 3 3 
Einrichtungen, Herstellung von Arbeitsmitteln 

B Hauptseminar 7 7 7 7 
Fachseminar 6 6 6 6 

insgesamt 31 31 29 29 
; 

A schulpraktische Übungen 4 6 . 
II B Vorlesungen, Seminare und Übungen 27 271) (Bayern) 

insgesamt 31 331) 

Hospitationen 4 
A eigener Unterricht 6-8 

111 Lehrübungen 4 
(Baden-
Württ.) B Vorlesungen und Übungen 172) 

insgesamt 31-33 

IV' Hospitatibnen, eigener Unterricht, 
(KMK- A Mitwirkung beim theoretischen Unterricht II 

153
) 

Rahmen-
ordnung) B theoretische Ausbildung 

1) Geringfügige Abweichungen in den verschiedenen Fachrichtungen. 
') Die fachdidaktischen Vorlesungen und Obungen bilden mit den 

Hospitationen und Lehrübungen einen Block. 

153
) 

'l Diese Stundenzahlen sind lediglich geschätzte Mittelwerte; vorgege· 
ben ist allerdings die Relation. ' • 



BWP 1ns Schulz/Tilch, Betriebliche Ausbilder und LehrerJür 21 

bilderbereich). Besondere müssen 
z. T. erst geschaffen weroen. Schwierig ·ist die Situation aber 
auch für die Länder, die bereits Ausbildungsgähge durch­
führten, die zum Teil über die Rahmenoronung hinausgingen 
oder anders strukturiert waren [23): 

Um den didaktischen SteilEmwert 'der Ranmenordnung bes­
ser einstufen zu können, sollen exemplarisch im folgenden 
drei bisher realisierte mit der Rahmen-· 
ordnung in "makrodidaktischer Sicht" verglichen werden. Die 
Ausbildungsgänge werden dabei als mögliche Modelle der 
Ausbildung der Lehrer für Fachpraxis behandelt [24]. ln 
Übersicht 3 sind die Einsatzpläne z·u'sammengestellt: 

Alle Modelle entha'lten eine "schulpraktische" und eine "theo­
retische" Ausbildung [25]. Seide Ausbildungsteile sind da­
durch abgerenzt, daß die theoretische Ausbildung' i. a. eine 
Fächerzuordnung besitzt und in seminaristischer Form er­
folgt, während unter Ausbildung insbesondere 

- Hospitationen , 
- Mitwirkung beim Unterricht 
- eigener Unterricht 

- Ordnung, Einrichtung und Erstellung von Arbeits-/Demon-
strationsmitteln 

zusammengefaßt werden. 

Die zwischen schulpraktischer und theoreti­
scher Ausbildung sind sehr unterschiedlich. Die Rahmen­
ordnung/Modell IV geht von einer .zeitlichen Gleichgewich­
tung der beiden Ausbildungsteile aus. 

Während alle Modelle einen nahezu gleichen Stundenumfang 
'pro Woche aufweisen, ·unte·rscheiden sie sich in der Gasamt­
ausbildungszeit erheblich. Modell IV nimmt hierbei eine mitt­
lere Stellung ein. Die schulpraktische Ausbildung erfährt in 
den Modellen eine unterschiedliche Nuancierung (besondere 
Betonung der Lehrübungen, der Mitwirkung beim theoreti­
schel1 Unterricht oder der Pflege und Instandhaltung der 
"Fachräume" und Herstellung vo·n Arbeits-/Demonstrations­
mitteln), -doch steht der "eigene Unterricht" - ergänzt durch 
Hospitationen - jeweils im Mittelpunkt. 

Die schulpraktische Ausbildung ist in den. Einsatz- bzw. Aus­
bildungsplänen i. a. nicht weiter aufgegliedert. Es bleibt fest­
zustellen, daß alle Modelle keine besondere theoretische 
Vorlaufphase in •der Ausbildung der Lehrer für" Fachpraxis 

sondern beide Ausbildungsteile zugleich begin­
nen 'la'SSI(ln. 

ln ü,bersicht 4 sind die Ausbildungspläne für ,die "theoreti­
sche" Ausbildung gegenübergestellt. 

Hinsichtlich der "theoretischen Ausbildung" weisen die vier 
Modelle einen gemeinsamen pädagogischen 'Ausbildungsteil 
auf, derdiafolgenden Fächer,umfaßt: 

- Pädagogik/Berufspädagogik 
- (Pädagogische) Psychologische und/oder 
- (Pädagogische) Soziologie 
- (Berufs-)Schulkunde/Schulrecht und Schulverwaltung. 

Zu diesem gemeinsamen Kern tritt bei zwei Modellen noch 
eine Einführunt;J in die Allgemeine Unterrichtslehre bzw. Di­
daktik und Methodik hinzu. Alle Modelle.sehen zuglei9h mit 
der pädagogischen Ausbildung eine fachdidaktische Ausbil­
dung vor, wenngleich der hierfür ausgewiesene zeitliche Um­
fang stark schwankt. 

Gegen9b'er Modell IV weisen die praktizierten Modelle I bis 
111 weitere Ausbildungsteile aus. Der eine Teil umfaßt eine 
Ausbildung in Deutsch/Wirtschaftskunde/Politik und Sprech­
erziehung, c;Jie nur im 'weiteren Sinn als Teil der pädagogi­
schen Ausbildung betrachtet werden kann, der andere Teil 
umfaßt eine fachwissenschf!tHiche (z. T. speziell technologi­
sche) und mathematiSche Ausbildung, die i. a. als eine Er­
gänzung oder Vertiefung der fachlichen Qualifikation der 
Lehrer. für anzusehen ist. 

Obersicht 4: 

Ausbildungspläne für die "theoretische" Ausbildung 'der 
Lehrer für Fachpraxis im gewerbl·ich-technischem Bereich. 
(Angegeben sind die Gesamtstundenzahlen der Ausbildung) 

Modell 
Fach 

I I II III IV 

Pädagogik/Berufspädagogik 160 120 40 + 
(Pädagogische) Psychologie/ 

120 (Pädagogische) Soziologie 160 60 + 
(Berufs-)Schulkunde/ 
Schulrecht- und Schulverwaltung 40 40 40 + 
Allgemeine Unterrichtslehre/ 
Didaktik und Methodik - 80 40 (+) 

------
Deutsch/Wirtschaftskunde/Politik 40 -
Sprecherziehung 20 -

sus 80 
vorge-
sehen 

------
Fachdidaktik 480 240 80 + 

------
Fachwissenschaft: - -
- Technologie/ 120 20 

Hydraulik und Pneumatik 
- Technische Physik 120 -
- Technische Chemie 120 -
Mathematik - 40 ·- -

---------
Theoretische Ausbildung insg. 10401) 1080 340 9002) 

---r----
Gesamtzeit der Ausbildung 2480 1280 1280 1800 

/ 

1) ln dieser Stundenzahl sind 40 Stunden für Kurse (Sprecherziehung, 
Filmschau, NormscHtift usw.) enthalten. 

2) Diese Gesamtstundenzahl' Ist auf die mit + und (+) gekennzeich­
neten Felder aufzuteilen. Es besteht kein genauerar Verteilungs­
schlüssel. 

5. Probleme der Abstimmung 

Die folgende Gegenüberstellung der Rahmenordnung und 
der AEVO die Probleme einer möglichen Abstimmung 
der Qualifizierung zwischen betrieblichen Ausbildern und 
Lehrern für Fachpraxis aufzeigen. ln Übersicht 5 sind zu­
gleich die wesentlichen Gesichtspunkte berücksichtigt, die 
für die Qualifizierung von .Bedeutung sind. 

Beim Vergleich der im BBiG und' in der Rahmenordnung 
dargelegten Aufgaben wird deutlich, daß die Vermittlung von 
Fertigkeiten (in der Ausbildung), eine Aufgabe darstellt, die 
für Ausbilder und Lehrer für Fachpraxis in gleicher Weise 
zentral ist. Diese Gemeinsamkeit besteht nicht nur formal. 
Die fachpraktischen Lernprozesse, die in unterschiedlichen 
Lernorten zu organisieren sind, sollen die gleichen oder zu­
mindest aufeinander abgestimmten Lehr- und Lernziele rea­
lisieren (in Verhalt,ßnsweisen der Jugendlichen umsetzen). 

Versucht man die Organisation fachpraktischer Lernprozesse 
mit dem Rollenbegriff zu beschreiben, so kann eine gemein­
same zentrale Rol[e von Ausbildern und Lehrern für Fach­
praxis als "Organisator von fachpraktischen Lernprozessen" 
herausgesteift werden. Ausbilder und Lehrer für Fachpraxis 
sind verantwortlich für die Umsetzung fachpraktisch'er Lern'­
ziele in kqnkrete Lernprozesse von Lerngruppen [26]. 

Die Rolle des Organisators von fachpraktischen Lernprozes­
sen deckt zugleich den lernort-unspezifischen Charakter die­
ser Tätigkeit der ,Ausbil<;jer und Lehrer für Fachpraxis auf. 
Diese Lernprozesse werden in einer Vielzahl unterschied­
iicher Institutionen durchgeführt, unter denen sich die Be­
triebe, berufsbildenden Schulen und überbetrieblichen Lehr­
werkstätten besonders hervorheben. 

Im Gegensa\z zu dieser· Gemeinsamkeit in der beruflichen 
Tätigkeit von Ausbildern und Lehrern für Fachpraxis gehen 



22 

Obersicht 5: 

Gesichtspunkte 

1. Anwendung/Geltungsbereich 

2. Aufgaben/Tätigkeiten 

3. Qualifikations­
voraussetzungen: 

Zugangsvoraussetzungen 
zum Beruf 

Zulassungsvoraussetzungen 
zur Ausbildung 

Zulassungsvoraussetzungen 
zur Prüfung 

4. Qualifizierung 

a) Organisation (Träger, 
Form, Ausbildungsdauer) 

b) Qualifizierungsele'mente 
- fachlil:he 

- fachdidaktische 

- pädagogische 

- praktische 

c) Lehrpersonal 

Schulz/Titch, Betriebliche Ausbilder und Lehrer fQ.r'Fachpraxis BWP 1n5 

Gegenüberstellung der Ausbilder-Eignungsverordnung mit der 
Rahmenordn'ung der KMK (unter besonderer Berücksichti­
gung der Qualifizierung) 

BBiG, AEVO (einschL Änderung der AEVO), 
(RSTPL) 

AEVO: 
- gilt .. .. für die Berufsausbildung in der 

Wirtschaft" im gesamten Bun­
desgebiet. 

- gilt nicht für Personen, die in den letzten 
fünf Jahren vor dem 1. Sept. 1974 ohne 
wesentliche Unterbrech4ng oder mindestens 
sechs seit dem 1. Sept. 1964 aus­
gebildet haben. Diese werden von dem 
Nachweis der berufs- und arbeitspädago­
gischen Kenntnisse befreit. 

l Rahmenordnung d,er KMK 

,.Es bleibt den Ländern überlassen, ob und 
gegebenenfalls für welche Bereiche sie 
Lehrer für Fachpraxis im Sinne dieser \(er­
einbaryng ausbilden und verwenden." ,(Kei­
ne Angaben über ,.Nachqllalifizierung" be­
reits tätiger Lehrer für Fachpraxis.) 

AEVO: Keine Angaben Schwerpunkt: ,.Selbständiger Unterricl'lt zur 
BBiG (§ 6, Abs. 1 ): Vermittlung von Fertigkei- Vermittlung von Fertigkeiten für die p'rak­

und KenntniS!>en (der Ausbildungsberufe). tische Grund- und Fachbildung," 

AEVO und BBiG: 

1. Persönliche Eignung 

2. Fachliche Eignung 
a) eine Abschlußprüfung in einer dem Aus­

bildungsberuf entsprechenden Fachrich­
tung und 

b) berufs- und arbeitspädagogische Kennt­
nisse 

3. Vollendung des 24. Lebensjahres 

Keine 

1. ·Abschluß einer Realschule 

2. abgeschlossene Berufsausbildung 

3. Technikerprüfung oder Meisterprüfung 

4. 2jährige entsprechende Berufstätigkeit 

5. 18monatige Ausbildung zum Lehrer für 
Fachpraxis 

- . 
6. Abschluß der Ausbildung mit einer staat­

lichen Prüfung 

wie Zugangsvoraussetzungen zum Beruf: 
Pkt.-1. bis' 4. 

wie Zugangsvoraussetzungen zum Beruf: 
Musterprüfungsordnung des Bundesausschus- Pkt. 1. bis 5. 
sesfür 

- wie Zugangsvoraussetzungen zum Beruf: 
Pkt. 2:a} 

- das 24. Lebensjahr braucht nicht vollendet 
zu sein. 

AEVO: Keine Angaben 

(RSTPL: , 
- Ausbildungsdauer min. 120, max. 200 Stun­

den 

-, Ausbildung kann ,.in allen geeigneten For­
men und Einrichtungen, im Direktunterricht, 
Fernunterricht und Medienverbund durch­
geführt werden.") 

Keine Angaben 

Keine Angaben 

Sachgebiete (AEVO): 
I Grundfragen der Berufsbildung 

,_II Planung und Durchführung der Ausbildung • 
111 Der JuMndliche in der Ausbildung 
IV Rechtsgrundlagen 

Keine Ang'aben 

Keine Angaben 

Keine Angaben über Träger unc( Fo,rm. der 
Ausbildung, Ausbildungsdauer beträgt 18 

(Die Durchführung der· schulpraktischEm 
und theoretischen Ausbildung läßt 'auf öf­
fentliche Träger schließen.) · 

Keine Angaben 

•Didaktik und Methodik der Fachpraxis 

Fächer: 
1. Berufspädagogik 
2. Pädagogische Psychologie 

Pädagogische Soziologie 
3 . ..Schul- und BerufsBildungsrecht 

Didaktik und Methodik) 

1· Hospita,tignen . . 
2. Unterricht unter Anleitung .• 
3. Selbstängiger !Jnterricht, Mitwirkung bei 

der Vorbereitung und Durchführung von 
Ve'rsuchen und Übungen' · 

Keine Angaben 
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die Regelungen der Qualifikationsvoraussetzungen und Qua­
lifizierung in der AEVO und Rahmenordnung weit ,ausein­
ander. 

a) Der Vergleich der AEVO mif der Rahmenordnung hinsicht­
lich der Qualifikationsvoraussetzungen macht folgendes deut­
lich: 

Die Ausbildung der Lehrer für Fachpraxis baut auf einem 
mittleren allgemeinen BUdungsabschluß und einer beruflichen 
Ausbildung als Techniker bzw. Meister auf, verbunden mit 
einer mindestens 2jährigen entsprechenden Berufstätigkeit 
Die eigentliche Auspildung ·zum Lehrer für Fachpraxis dauert 
dann 18 Monate und' schließt mit 'einer staatlichen' Prüfung 
ab. Eine vergleichbare Regelung ist für den Zugang zum Be­
ruf des Ausbilders nicht vorhanden. Als Zugan·gsvorausset­
zungen werden ,.Eignungen" genclnnt: Es fehlt eine Rege· 
lung üqer allgemeinbildende Abschlüsse., Eine berufliche 
Ausbildun'g ist auf dem Facharbeiterniveau vorausgesetzt. 
Eine entsprechende berufliche Tätigkeit wird nicht verlangt. 
Völlig offen ist die pädagogische Ausbildung• zum Ausbilder. 
Der Bewerber muß sich nur einer Eignungsprüfung bzw. Eig­
nungsfeststellung' für den Nachweis berufs- und arbeitspäd­
agogischer Ken(ltnisse unterziehen. 

Das Hauptproblem einer möglichen Abstimmung der Qualifi­
kationsvoraussetzungen für den Beruf d,es einer­
seits und für den des Lehrers für Fachpraxis a.ndererseifs ist 
darin zu sehen, daß mit der Rahmenordnung eine klare Kon­
zeption für den zum Beruf des Lehrers für Fachpra­
xis gesetzt wurde, daß aber eine solche Konzeption für den 
Beruf das1 Ausbilders nicht vorhanden ist. Eine entsprechende 
Ordnung für Ausbilder sollte enthalten · 

- Aufgaben und Definitionsmerkmale des Ausbilders 
- Zugangsvoraussetzungen zum Beruf 
- Zulassungsvoraussetzungen zur Prüfung 
- Organisation der Ausbildung 
- Ziele und Struktur der Ausbildung 
- Organisation und Inhalte der Prüfung 
- Geltungs- bzw. Anwendungsbereiche 

b) Bei einem Vergleich der berufs-und arbeitspädagogischen 
Sachgebiete der AEVO und' den Tliemenber:.,eichen ·(der tneo­
retischen Ausbildung) der Rahm,.enordnyng fällt auf, daß d!e 
AEVO keine Fächer, sondern 'sachge6iete (Problembereiche) 
aufführt. Hier wird gegenüber der Rahmenordnung der Ver­
such gemacht, die gesamten ,.Kenntnisinhalte" um .das Pro­
blem der Ausbildung der Auszubildenden didaktisch zu zen­
trieren. Dadurch werden z. B. lernorgltnisatörische 'f:>robleme 
integriert, die aufgrund der Fächerangaben in' der Rahmen-. 
ordnung bei der Ausbildung der Lehrer für Fachpraxis mög­
licherweise nicht aufgegriffen werden. Inhaltlich vermißt man 
in der" AEVO besonders eine Fachdidaktik, die in der Rah­
menordnung ausdrücklich ausgewiesen ist. 

Das Hauptproblem einer möglichen Abstimmung der· Quali­
fizierungsinhalte dürfte darin zu suchen sein, daß bei den 
vorhandenen ·unterschiedlichen inhaltiichen ,.Umrissen" di­
daktische Kriterien für die Abgrenzung und Strukturierung 
der Inhalte fehlen.' ' 

ln Anbetracht dieser Uneinheitlich)<eit hinsichtlich der Qua­
lifikationsvoraussetzungen und Qualifizierungsinhalte für den 
Beruf des Ausbilders und Lehrers für Fachpraxis in der ge­
genwärtigen Situation stellt sich die Frage nach einem ge­
meinsame.n Bezugsrahmen. 

Die Bildungskommission des Deutschen Bildungsrates stellt 
im Strukturplan ein generelles kor'lzept zur Beschreibung·der 
Aufgaben und .Bestimmtmg'"Jon Elementen der 'Ausbildung 
für Lehrpersonen dar •. die ,.selbständig [27). 

Die Aufgaben JJes ,.Lehrers" können hiernach unter den fol­
genden beschrieben werden: 

- Lehren' 
- Erziehen 
-· Beurteilen 

Bararen 
- Innovieren 

Für die Ausbildung des werden 
folgende inhaltliche Elemente, die•als Teile eines Ganzen zu 
sehen sind, vorgeschlagen: 

- Fachliche Ausbildung [28]' 
- Pädagogische A{Jsbildung 
- Fachdidaktische Ausbildung 
- Praktische Ausbildung 

Es wäre zu überlegen, ob diese Empfehlungen zur Bestim­
mung der Aufgaben und Ausbildungsinhalte der· ,.Lefirer" für 
alle "Organisatoren von fachpraktischen Lernprozessen" in 
der beruflichen Bildung übernommen werden sollten. Die An­
wendung eines derartigen gemeinsall)en Bezugsrahmens 
könnte für die bisher fehlende Abgrenzung und· Strukturie­
rung der Ausbildungsinhalte dien,en. Sie ist möglicherweise 
als erster Schritt einer Abstimmung zwischen den Qualifizie­
rungsmaßnahmen für' Ausbilder und Lehrer für Fachpraxis 
geeignet. 

Innerhalb eine's solchen Rahmens Könnten auch lernortüber­
greifende und lernortspezifische Ausbildungstelle vorgesehen 
werden. Zur Lösung dieser Abstimmungsprobleme wären 
curriculare empirische Forschungsaktivitäten 
die in diesem Bereich 

[1] Als "Fachpraxis" .soll hier die· Vermittlung von Fertigkeite,n und 
Techniken verstanden werden. 

[2] Die Bezeichnung "Ausbilder': ist in diesem Zusammenhang sehr 
unklar. Im Grunde ist mit dieser Aufgabe das gesamte betriebliche 
Ausbildungspersonal beauftragt. Allerdings ist die Terminologie 
sehr uneinheitlich und i. a. nur betriebsintern konsistent. Als Be­
zeichnungen für das betriebliche Ausbildungspersonal sind ge­
bräuchlich: 
- Lehrgeselle 
- Lehrlingswart 
- Lehrwerkmeister 
- Werklehrmeister 
- Ausbildungsmeister 
- Ausbildungsbetreuer 
-.Ausbilduflgsingenieur 
- Instrukteur 
- Ausbildungsleiter 
- Ausbildender 
- Ausbildungsbeauftragter 
- Ausbildungsassistent 
- Lehrbeauftragter (betrieblicher) 
- Lehrbevollmächtigter 
- Lehrherr. 
- Berufserzieher 

[3] Auch die Bezeichoungen für den "Fachlehrer", sind uneinheltlich 
und schwanken zwischen den Ländern, zum Teil,erheblich. Als Be­
zeichnungen wurden bisher benutzt: 
- Technischer Lehrer 
- Technischer Oberlehrer 
- Technischer Lehrer für angewandte Fachkunde 
- Fachlehrer für arbeitstechnische Fächer 
- Fachlehrer an-berufsbildenden Schulen 
- Lehrwerkmeister 
- Werkstattlehrer 
- Werkstattoberlehrer 
- Werklehrmeister 
- Vertragslehrmeister 
- Lehrer für Fachpraxis in beruflichen Schulen 
Im folgendeil wird die Bezeichnung der Rahmenordnung der KMK 
benutzt, da angenommen werden. kann, daß von di11ser Orctnung 
auch eine Tendenz 'zur VE!reinheitllchung der' Bezeichnung· ausgeht. 

[4] Empfehlung der Bildungskommission des Deutschen Bildungsrais: 
Zur Verbesserung, der Lehrllngsausbildung, Stuttgart 1969, 'S .• 22. 
Vgl. hierzu auch: Gutachten ·und Studien der· BildungskommissioD 
des Deutschen Bildungsrats: Zur Situation der Lehrlingsausbildung, 
Stuttgart 1969, S. 43-44. 1 

[5] Ebenda, S. 30. 

[6], Mitteilungen und Informationen de,s Sekretarjets der Kultusminister­
' konferenz vom 11. 9. 1973, 

Verordnung, uber die ·berufs- und arbeitspäd,agogische Eignung für 
die Berufsausbildung in der g!lwerblichen Wirtschaft (Ausbilder'­
Eignungsvero,rdnung) vom 20. April 1972, in:, Bundes9.esetzblatt• I; 
s. 707. • 
Verordnung zur Änderung der Verordnung über die berufs- und 
arbeitspädagogische Eignung für die·Berufsbildung in der gewerb­
lichen ,Wirtschaft, vom 25. Juli 1974, in: Bundesgesetzblatt I, S. 1571. 

[BJ Bundesausschuß für .ßerufsbildung: Empfehlllng f(jr einen Rahmen­
stoffplan zur Ausbildung der Ausbilder, in:,Bundesarbeitsblatt 5/1972, 
s. 338-347, 
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[9] Rahmenordnung für die Ausbildung und Prüfung der Lehrer tar· 
Fachpraxis i.m beruflichen Schulwesen, in: Mittelfunger und Infor­
mationen des Sekretariats der Kultusministerkonferenz vom 11. 9. 
1973, Bonn. 

[10] Auf eliie biustellurtg der Probleme h'inslchtlich der personellen Ab­
grenzung zwischen fachpraktischer und fachtheoretischer Ausbildung 
wird verzichtet. Sie werden erörtert in dem Beitrag . von Gljstav 
Grüner: Einheitslehrer für Berufspraxis und Berufstheorie - Bericht 
über eine Untersuchung' in der CSSR, in: Zeitschrift für Berufs­
bildungsforschung, Heft 2/1972, S. 42 f. 

[11] Vgl. § 6 Abs. 1, und § 8 Berufsblldongsgesetz 'vom 14. August 1969. 

Vgl §§ 20, 21, 76 Berufsbildungsgesetz vom 14. August 1969. 

[13] Vgl. Richtlinien in Form einer Musterprüfungsordnung für die Durch­
führung von Prüfungen zum Nachweis berufs- und arbeitspädago­
gischer Kenntnisse. 
in: Beschlüsse des Bundesausschusses für Berufsbildung vom 
31. Oktober 72, 18. Januar 73 und 14. März 73, Vorabdruck aus 
BundesarbeitSblatt 5/1973. • 

[14] Bzw. eine als glerehwertig anerkannte Ausbildung und Prüfung. 

[15) Hinsichtlich der altersmäßigen Begrenzung als Zulassungsvoraus­
setzung zur Fachlehrer-Ausbildung besteht eine große Unelnhelt­
lichkeit zwiSchen den Ländern, Die Angaben eines Mindestalters 
streuen zwischen 21 und 26 Jahren, die für das Höchstalter zwi­
schen 30 und 45 Jahren. Keine Angabe wird "begrühdet. Man muß 
vermuten, daß diese Daten im Zusammenhang .mit der ,Qualifizie­
rung bzw. mit einer gewünschten Dauer beruflicher Erfahrungen 
der Bewerber gesehen werden (in Anlehnung an die allgemeinen 
beamtenrechtflehen und Insbesondere laufbahnrechtlichen Bestim­
mungen der Lji.nder). Die Angabe fGr das Mindestalter des' einen 
Landes schneidet sich nahezu mit der Höchstaltersgrenze des 
anderen. · 

[16] Lel:liglich der RSTPL enthält Hinweise für 'die mögliche organisa­
torische, zeitlicl1e und methodische Gestaltung von Qualifizierungs­
maßnahmen. 

[17] Einen Begründungszusammenhang für die Abgrenzung des sach· 
Iichen Geltungsbereiches auf die gewerbliche Wirtschaft gibt W. D 
Bohnstedt: Vorschriften für die Eignung der Ausbilder, in: Bundes· 
arbeitsblaU 211973, S. 80 ff. 

[18] Vgl. z. B. IHK Darmstadt, Rundschreiben vom 9. 10. 72 ßetr. Aus­
bilder-Eignungsverordnung. 

Rolf Löns 

(19] Dieses Problem ist vertieft behandelt in W. Schulz, H. Tllch: -Quali­
fizierung von Ausbildern zu Pädagogen? Schriften zur Berufsbil­
dungsforschung, Bd. 29, Hannover 1975: Sehreedel 

[20] Die Obersicht beruht auf den rechtflehen Grundlagen (wie z. B. 
, Landeslaufbahnverordnung,,Ausbildungs- und Prüfungsordnung) zur 

Ausbildung bzw. Einstellung von ,.Lehrern für Fachpraxis" der ein­
zelnen Bundesländer. Auf die vollständige Angabe der Quellen 
muß hier aus Platzgründen verzichtet werden. 
Das über die Ausbildung der ,.Lehrer für Fachpraxis" in den ein­
zelnen Ländern zugrunde liegende Schrifttum kann unter der 

seiner Zugänglichkelt möglicherweise l)lcht voll­
ständig sein. D1e'hferauf beruhenden Aussagen müssen ·evtl. rela• 
tlviert werden. 

[21(So z. B. in Niedersachsert. Vgl. hierzu K. Junga:· Einsatz und Aus­
bildung von Lehrwerkmeistern in Niedersachsen, in: Die berufs­
bildende Schule, Jg. 26 (1974), H. 1, s: 21-23: , ' 

[22] ln Baden-Württemberg und Harnburg begann bereits im Herbst 

1974 die Fachlehrerausbildung· in enger AnlehmQ1g an die Rahmen­
ordnung. ln anderen, Ländern sind ähnliche Bestrebungen im 
Gange. 

[23] H. Rösch: Kritische Anmerkungen zur Rahmenordnung für. die Aus­
bildung und Prüfung der Lehrer für Fachpraxis im berufflehen 
Schulwesen. 
ln: Die berufsbildende Schule, 26. Jg. (1974), H. 1, S. 12ff. 

[24] Die Angabe der betreffenden Länder erfolgt lediglich unter dem 
Aspekt, den Modellen das reale Anwendungsfeld nachzuweisen. 

[25] Die Terminologie ist nicht .einheitlich. Es wird im folgenden die 
Terminologie der Rahmenordnung der KMK benutzt. 

[26] Aussage läßt die Tatsache zunächst unberücksichtigt, daß 
diese Lernprozesse in unterschiedlichen sozialen Systemen statt­
finden, die allgemein das Bedinglingsgefüge der Lernorganisations-
tätigkeit beeinflussen. · ·· 

[27) Vgl. 'Empfehlung der Bildungskommission des Deutschen BildunQs­
rats: Strukturplan für das Bildun1Jswesen, 4. Auflage, Stuttgart 1972, 

21.7 f. u.nd s. 244. 

[28) Die fachliche Ausbildung könnte auch durch die Forderung einer 
entsprechenden beruflichen Zulassungsqualifikation bereits 
deckt sein. 

Möglichkeiten der Ausbildungsordnungs1orschung vor, 
während und nach dem "Abstimmungsverfahren" 

Zur obigen Thematik hat der Autor, Leiter der ·Hauptabtel­
lung F3, Ausblldungsordnungsforschung, im .Hauptausschuß 
des BBF ani 31. 10. 1974 berichtet. Die Aqsführungen sind 
nachfolgend gekürzt wiedergegeben. 

Aus dem gesetzlichen Auftrag des BBF resultieren, bezogen 
auf die Ausbildungsordnungsforschung, Forschungsprogramm 
und organisatorische Gliederung der Forschungshauptabtei­
lung F 3 (Abb. 1): Mit der neuen organisatorischen Gliede­
rung von F 3 wird versucht, alle Bereiche kapazitätssparend 

da 'trotz häufiger der Bedeutung; der 
Äusbildungsordnungsforschung die Mitarbeiterzahl dieser 
Hauptabteilung relativ niedrig ist. Die Personalgewinnung ist 
wegen des Erfordernisses fachlicher und berufspädagogischer 
Kenntnisse und Erfahrungen de.r' Mitarbeiter' in der Ausbil­
dungsordnungsforschung nicht leicht. 

Bei den Forschungsprojekten des neuen Forschungspro­
gramms 1975-77 sind'- nebert den Grund- Lind Verfahrens­
fragen, der Erstausbildung behinderter-Jugendlicher und pen 

berufli,Phen Bildungsgängen für Abiturien­
ten __,_ das wichtige, breit· an'gelegte Forschungspl'ojekt 
Nr. 3.026.02 "Entwickeln und Erproben von Ausbildungsgän­
gen und -formen zur Anpassung der Berufsausbildung an die 

.technische, wirtSChaftliche und gesellschaftliche Entwicklung 
in den einzelnen Fachbereichen" sowie ForS'chungsprojekt 
Nr. 3.030.02 "Erarbeiten vori Basismaterial für die. vom !Soor-

dinierungsausschuß vorgesehenen (und vom Hauptausschuß 
b.eschlossenen) 'Ausbildungsberufe oder -bereiche" von be­
sonderer Bedeutung., 

Überlegungen, wie- im BBF in systematischer Weise bei dar 
Entwicklung von Ausbildungsordnungen vorzugefien ist, 
haben zu einem vom Hauptausschuß am 20. 3. 1973 be­
schlossenen des BBF für die Erstellung beruf­
licher Curricula" geführt. Auf der Basis des "Gemeinsamen 
Erg'ebnisprotokolls betr.'' das Verfahren oei der Abstimmung 
von Ausbildungsordnungen und Rahmenlehrplänen im ße­
reich der beruflichen BildUng zwischen der Bundesregierung 
und den Kultusministern (-Senatoren) der Länder" vom 
30. 5. 1972 wurde von dem in dieser Vereinbarung vorgese­
henen Kocrl'dinier'ungsausschuß am 8. 8. 1974 ein "Verfahren 
für die Abstimmung von Ausbildungsordnungen. und Rah­
nienlehrplänEm nach dem Gemeinsamen ErgebnisprotokQO 
vom 30. '5. 1'972" beschlossen. Dieses in einer Skizze '(vgh 
Abb. 2) dargestellte, in der Durchführung im einzelnen noch 

·unter tvlitwirkung 
der l}n der B_erufsbildung beteiligten und der pa­
rallellaufenden Entwicklung von Ausbildungsordnungen .und 
Rahmenlehrplänen bei gegenseitiger Information, kann die 
Möglich'ke'i't eines zeitgleichen lnkrafttretens, von inhaltlich 
abgestimmten Ausbildungsordnungen und Rahmenlehrplänen 
i. S. eines einheitlichen .beruflichen Curriculums auf der Basis 
der. Verfassungsrechtslage bieten. Auf Bundesseite sind dar­
über hinaus weitere Überlegungen zum Zwecke. frühzeitiger 
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Einschaltung der Sozici'ipartner unl des•BBF beim Fachmini·· 
ster/BMBW bei der Vorbereitung von sog. Projektanträgen 
für den Koordinierungsausschuß angestellt worden. 

bringen von Berufserfahrung aus dem Fachbereich und 
der Berufsordnungsarbeit 

c) bei Nachlauf des Projektil 3.026.02: 
Für das BBF sind durchaus auch "die Abschnitte vor und nach 
dem Abstimmungsverfahren· sowie natürlich seine Beteiligung 
am Abstimmungsverfahren selbst interessant. · 

Mitwirkung des F 3-Mitarbeiters ohne projektbezogene 
Forschungsergebnisse, Einbringen von Berufserfahrung 
aus dem Fachbereich und in bescheidenerem Maße der 
Berufsordnungsarbeit Versucht man, Beziehungen zwischen der alle fachlichen Be­

reiche umfassenden, breit angelegten Allsbildungsordnungs­
forschung im Forschungsprojekt 3.046.02 und dem Erarbeiten 
von Basismaterial für die vom Koordinierungsausschuß be­
schlossenen Berufsprojekte im Forschungsprojekt 3.030.02 zu 
schaffen, so ergibt sich 

ln Abb. 2 wird der Versuch gemacht, neben der Ablaufskizze 
des Abstimmungsverfahrens, diesen Vor-, Gleich- und Nach­
lauf der Projekte darzustellen und d(e Möglichkeiten der 
Ausbildungsordnungsforschung vor, und nach dem 

aufzuzeigen. Dabei· sei auf Grenzen 
,c;ler Einflußmöglichkeiten der Ausbildungsordnungsforschung 
hingewiesen, nämlich 

a) bei Vorlauf des Projekts"3.026.02: 
Optimale Lösung. Einbringen wissenschaftlich gesicherter 
Erkenntnisse bereits. im Vorverfahren. Mitwirkung des 
F 3-Mitarbeiters mit einem gewissen Fundus an For­
schungsergebnissen und Berufserfahrung aus dem Fach­
bereich und der Berufsordnungsarbeit 

- Heterogenität der Interessen auf' Bundesseite (bildungs­
politische Ziele; Ziele der Sozialpartner) 

b) bei Gleichlauf der Projekte 3.026.02 und 3.030.02: 
- Heterogenität der Interessen 'zwischen der Bundes- und 

Länderseite 

. 

Einbringen wissenschaftlicher Erkenrtnisse 11ur in be­
schränktem Maße, Mitwirkung des F 3-Mitarbeiters mit ge­
ringerem Umfang an projektbezogenen Forschungsergeb­
nissen; mögliche Auffassungsänderung aufgrund neuer 
Erkenntnisse während des Abstimmungsverfahrens, Ein-

- Gefahr des Interessenausgleichs durch Kamprarniß statt 
durch Sachentscheidung 

.I .• 

Abteilung F 3.1 

Grundfragen, 
Tedhnogewerbliche Berufe 

- unterschiedlicher Rechtscharakter der abzustimmenden 
Pläne. 

Hauptabteilung F 3 

Ausbildungsordnungsforschung 

I 
I I 

Abteilung F 3.2 Abteilung F 3.3 

Allgemeingewerbliche Berufe Kaufmännische und 
Berufe, Besondere 

Grund; und Verfahrensfragen Na tu rwissenschaftl icher 
beruflicher Curricula Bereich: Kaufmännischer Bereich 

' Berufsforschuhg, Tätigkeits· 1- Chemie, Physik, Biologie; 
I- anälysen, Mineralien, Glas, Keramik 

Sozio-Ökonomische Anforderun-
1-

gen; Pädagogisch-Psycholo· r------------
gisehe Anforderungen Sonstige kaufmännische und 

Ernährung. verwaltende Die(lstleistungen 
-I- Hauswirtschaft 

' Landwirtschaft - Metall 

-1 
Gesundheitsdienst, 

H 
Körperpflege 

Textil, Leder, Bekleidung 

1- Elektrotechnik 

Bau 
'-- Raumausstatturyg 

Holz.und Kunststoff 

' 

FP-Nr. 3.027.01 

• Gruncr- und Verfah­
rensfragen zur Ent· 
wicklungvon Ord· 
nungsunterlagen für 
die berufliche Erst· 
ausbildung. 

H Druck, Papier 

. Dienstleistungen 

FP-Nr. 3.026.02 

Entwickeln U\)d Erproben von Ausbildungsgängen und -formen zur An: 
passungder Berufsausbildung an die techniSche, wirtschaftliche und 
gesellschaftlicJle Entwicklung in den einzelnen Fachbereichen. , 

FP-Nr. 3.030.02 

1 

von Basismaterial für die Regelung der beruflichen E'rst­
ausbildung für die vom Koordinierungsausschuß vorgesehenen (und vom 
Hauptausschuß beschlo'Ssenen) Ausbildungsberufe oder -bereiche. 

' 

Behinderte 

Abiturienten 

FP-Nr. FP-Nr. 
3.031.02 3.032.02 

Erstausbil-
dung behin- nahrhe vorhan-
derter Ju-
gendlicher Entwicklung 
in anerkann- außeruniver· 
ten Ausbil- beruf-
durlgsberu· lighe,r Bil-
fen. dungsgänge ins-

besondere für 
Abiilirienten. 

Abb. 1 Organisatorische Gliederung und Forschungsprogramm der Hauptabteilung F 3 Ausbildungsorcjnungsforschung. 
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BWP '1ns Beschlüsse der Landesausschüsse für Berufsbildung 

Das zwischen Bund und Ländern vereinbarte "Abstimmungs­
verfahren", ih dem das BBF nicht erwähnt wird, während sei­
ne Einbeziehung auf Bundesseite vorgesehen ist, berührt die 
gesetzlichen und satzungsmäßiQen Aufgaben des Hauptaus­
schusses und die Arbeit des BBF. Das zuvor erwähnte "Ver­
fahren des BBF für die Erstellung beruflicher Curricula" und 
das "Verfahren für die Abstimmung von Ausbildungsordnun­
gen und Rahmenlehrplänen ... " des Koordinierungsaus­
schusses decken sich nicht. 

Bei genauerem Vergleich des Abstimmungsverfahrens mit 
dem BBF-Verfahren finden sich insbesondere bei der Beur­
teilung der Initiativen für Neuordnungen 'bzw. Übera·rbeitun­
gen sowie der Frage, welche Unterlagen der Entscheidung 
üb'er eine Ordnungsmaßnahme zugrunde zu legen sind, man­
che Übereinstimmungen, so daß eher von einer scheinbaren 
Unvereinbarkeit zu sprechen wäre. 

Klärungsbedürftig sind insbesondere diese Fragen: 

Be,schlüsse 
der Landesausschüsse für Berufsbildung 

ln der 3. ordentlichen Sitzung (2. Amtsperiode) des 
Landesausschusses fÜr Berufsbildung des Landes Nord­

am 5. 11. 1974 wurde beschlossen, fol­
gende Empfehlung an die Landesregierung NW und 
den Landtag NW weiterzuleiten: 

"Der Landesausschuß für BerufsQlJdung empfiehlt der Lan­
desregierung NW und dem Landtag NW, im Haushalt 1975 
Mittel für die internatsmäßige Unterbringung von Berufs­
schülern in Bezirksfachklassen bereitzustellen. Eine internats­
mäßige Unterbringung ist' für die Schüler zu sichern, die in 
Bezirksfachklassen am Blockunterricht teilnehmen und denen 

tägliche Fahrt nicht zugemutet werden kann. Im Jahr 
1975 sollten aus diesem Titel zumindest die dringendsten 
Fälle berücksichtigt..werden können." 

in der 4. ordentlichen Sit,zung (2. Amtsperiode) des 
Landesausschusses für Berufsbildung des Landes ·Nord­
rhein-Westfalen am 9. Dezember 1974 wurde be­
schlosse,n, die in der 17. ordentlichen Sitzung des Lan­
desausschusses am 17. Mai 1974 einstimmig genehmig­
te Stellungnahme zur Antwort der Landesregierung auf 
die Große Anfrage Nr. ·9 der Fraktionen der SPD und 
F.D.P .• (Situation, Weiterentwicklung und Reform der·be­
ruflichen Bildung) nach redaktioneller Überarbeitung an 
die Landesregierung NW weiterzuleiten: 

Nach intensiven Beratun'gen nimmt der Lande!;ausschuß für 
Berufsbildung des ,Landes Nordrhein-Westfalen zur Antwort 
der Landesregierung auf die Große Anfrage Nr. 9 der Frak­
tionen der SPD und F. D. P. zur Situation, Weiterentwicklung 
und Reform der beruflichen Bildung abschließend Stellung. 

Der Landesausschuß stimmt mit der Landesregierung in den 
Grundsatzfragen weitgebend überein. Das gilt besonders für 
die Definition der Berufsbildung als öffentliche Aufgabe. Auch 
der Landesausschuß ist der Auffassung, daß ·offentliche Auf­
gabe nicht automatisch Staatsaufgabe bedeutet, uhd daß eine 
Mitwirkung aller an der Berufs-ausbildung beteiligten Organi­
sationen oder Gruppen im Rahmen der Ordnung und 
trolle gewährleistet bleiben muß. Daher ist im Bereich der 
beruflichen Bildung die Pluralität der Träger für die' Aus­
bildungsorte Schule, Betrieb/überbetriebliche Ausbildungs­
stätte zu erhalten. 

- Soll eine Anpassung des BBF-Verfahrens an das Abstim­
mungsverfahren Efrfolgen? 

- Beschließt der Hauptausschuß des BBF im Rahmen des 
Forschungsprojekts 3.030.02 im einzelnen das Erarbeiten 
von Basismaterial für die vom Koordinierungsausschuß 
vo'rgesehenen Ausbildungsberufe und -bereiche oder ge: 
schieht Afas im Rahmen des alle fachlichen Bereiche um­
fassenden Forschungsprojekts 3.026.02, wobei eine Be­
arbeitungsliste bisheriger Form wenig sinnv911 erscheint. 

- Es besteht Klarheit darüber, daß die im Abstimmungsver­
fahren vorgesehenen Sachverständigen der Sozialpartner 
auf Bundesseite rechtzeitig und am gesamten :Abstim­
rtJungsverfahren beteiligt werden sollen. Die Einzelheiten 
dkr Sachverständigenmitwirkung (Benennung, Vorberei, 
tung und Durchführung der Sitzungen, Protokoll, Sitzungs­
ort, Vergütungen) hängen eng zusammen mit der Frage 
der gesetzlich zur Beratung des BBF-Präsidenten vorge­
sehenen Fachausschüsse. 

Der Landesausschuß begrüßt, daß die Landesregierung eine 
Neuregelung der Fachaufsicht anstrebt. Es wird zu den be­
deutendsten Aufgaben des Landesausschusses nach der 
Neuberufung der Mitglieder gehören, in enger Zusammen­
arbeit mit der Landesregierung eine präzisierte Aussage übeJ 
die staatliche Einflußnahme für eine eventuelle Initiative der 
Landesregierung im Bundesrat im Zuge des Beratungsver­
fahr.ens der Neufassung des Berufsbildung!3gesetzes zu er­
arbeiten. 

Der Landesausschuß ist der Auffassung, daß die Diskussion 
über die des dualen Systems noch nicht 
abgeschlossen ist. Betriebliche Ausbildung soll in den Be­
reichen durchgeführt werden, wo betriebliche Ausbildung 
notwendig ist. Dies schließt systemimmanente 
gen. jedoch nicht aus. Der Wandel in den gesellschaftlichen 
und beruflichen Anforderungen und Strukturen macht für die 
Bereiche Sch,ule und Betrieb ein andauerndes Neuüberden­
ken und eine laufende Neub'estimmung er.forderlich. 

Der Landesausschuß appelliert an die Landesregierung, die 
gesetzgeberischen und praktischen Maßnahmen zur Verbes­
serung der beruflichen Bildung - unter gleichwertiger Be­
rücksichtigung wirtschaftlicher, gesellschaftlicher, sozialer 
und pädagogischer Gesichtspunkte - durchzuführen. 
ausbildung ist für den Jugendlichen eine der entscheidenden 
Voraussetzungen für eine späfere Existenzsicherung nicht nur 
seiner eigenen Person und seiner Familie, sondern letztlich 
auch der Allgemeinheit 

Die Zukunft unseres gesamten Bildungswesens wird erheb­
lich von der Entwicklung der Berufsausbildung beeinflußt 
werden. Es ist anzustreben, däß den Bildungswilligen, die 
vor einer Berufswahl stehen, eine qualifizierte Berufsausbil­
dung mit sicheren Berufs- und Einkommenschancen sowie 
der entsprechenden gesellschaftlichen Anerkennung weiter­
hin ermöglicht wird. 

Der Landesausschuß wendet sich an die für die Ausbildung 
Verantwortlichen, dieses Ziel in sachlicher und kompromiß­
bereiter Zusammenarbeit zu verwirklichen .. 

Sekundarstufe II 

Der Landesausschuß für Berufsbildung empfiehlt der Lan­
desregierung zu prüfen, ob neben dem Modellversuch "Kol­
legstufe NW" weitere Modelle entwickelt und erprobt werden 
können, um der Neuordnung der Sekundarstufe II in der 
theoretischen Konzeption und im praktischen Versuch wei­
tere Ansätze zur Verbesserung der Abstimmung schulischer 
und betrieblicher Ausbildung zu geben. 

Berufliche Weiterbildung 

Der Landesausschuß für Berufsbildung empfiehlt der Landes­
regierung für den Bereich der beruflichen Weiterbildung, Or-
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ganisationsmodelle für die standardisierbaren Teile der be­
ruflichen und allgemeinen Bildungsmaßnahmen im Sinne 
eines "Baukast,ensystems" zu erproben. 

Koordinatl?n schulischer und Ausbildung 

Der L1:jndesausschuß für Berufsbildung ist der Auffassung, 
d!iß eine regional- und strukturbezogene Planung für den 
betrieblichen und überbetrieblichen Bereich konzipiert wer­
den sollte. Erst dann wird eine Abstimmung mit der Schul­
entwicklungsplanung moglicli sein. 

Der Landesausschuß empfiehlt der Landesregierung lang­
fristig eine· Koordination schu Ii scher Entwicklungsplanung 
und betrieblicher Ausbildungsplanung. 

Eine verbindliche Abstimmung auf Regional- bzw. Landes­
ebene ist vorzusehen. 

Jugendliche ohne Ausbildungsverhältnis 

a) Jugendliche mit den erforderlichen Voraussetzungen für 
eine Berufsausbildung 

Der Landesausschuß für Berufsbildung empfiehlt der Lan­
desregierung, in Zusammenarbeit mit allen an der Berufs­
bildung Beteiligten ein qualifiziertes Angebot für alle aus­

Jugendlichen Z\J gewährleisten. 

Der Landesausschuß empfiehlt der Landesregierung wei­
·terhin, durch eine verstärkte Information über die Vorteile 
einer qualifizierten Ausbildung zunächst zu versuchen, die 
Zahl der Jugendlicl'\en ohne erheblich 
zu,senken. · 

Der Landesausschuß empfiehlt zu einem geeigneten Zeit­
punkt die Durchführung einer Aktion mit dem Thema 
"Berufsausbildung für alle; kein Jugendlicher ohne Aus­
bildung; Ausbildung ist der beste Schutz gegen Arbeits­
losigkeit!". 

b) Jugendliche ohne die erforderlichen Mindestvorausset­
'zung für eine Berufsausbildung 
Der Land!!sausschuß für Berufsbildung empfiehlt der 
Landesregierung, durch die Errichtung entspre_chender 
Stütz- und Förderkurse sowie berufsfördernder Lehrgän­
ge diesem Kreis von Jugendlichen die Möglichkeit zu 
geben, die erforderlichen Voraussetzungen für eine Be­
rufsausbildung zu erwerben. 

Behinderte berufsfähige Jugendliche 

Der Laridesausschuß. für Berufsbildung ei!Jpfiehlt der Landes­
regierung, für behinderte berufstätige Jugendliche Maßnah­
men im schulischen und betrieblichen Bereich verstärkt durch­
zuführen und pas Angebot. an behinderfeng_erechten Ausbil­
dungsplätzen fn Berufsbildungswerken zu erhöhen. 

Brigitte Gravalas-Distler 

Aus- und Fortbildung ausländischer Jugendlicher 

Der Landesausschuß für Berufsbildung der Lan­
desregierung, die Fördermaßnahmen im sprachlichen Bereich 
sowohl in den Berufsschulen als auch in den vorausgehen­
den Schulen zu verstärken, um ausländischen Jugendlichen 
die erfolgreiche Teilnahme an"einer Berufsausbildung zu er­
leichtern. 

Jugendliche ln Helmerziehung" 

Der LandesausschuB für Berufsbildung empfiehlt der Lan­
desregierung, dafür einzut'reten, daß die Ausbildung von 
Jugendlieben in Heimertiehung weitgehend mit anderen ·Ju­
gendlichen erfolgt, um dadurch die gesellschaftliche Inte­
gration dieses Kreises von Jugendlichen zu fördern. 

Statistik 

Auf Grund der derzeitigen Entwicklung des Angebots an 
Ausbildungsplätzen empfiehlt der Landesausschuß für Be­
rufsbildung der Landesregierung, die statistischen Erhebun­
gen der allgemeinen und beruflichen Bildun'g zu verbessern. 
Eine aktuelle Statistik allgemeiner und beruflicher Bildung 
muß Berufswünsche und Ausbildungsmöglichkeiten feststel-. 
Jen. Als Sofortmaßnahme sollte diese Aufgabe in die Unter­
suchung "Berufsbildung und strukturpolitische Maßnahmen" 
mit einbezogen werden. 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
teilt mit: 

Der Bundesausschuß für Berufsbildung hat in seiner Sitzung 
am 25. Oktober 1974 folgende Kriterien für die Anerkennung 
und die Beibehaltung von Ausbildungsberufen beschlossen: 

0 Hinreiche-nder Bedarf an entsprechenden Qualifikationen, 
der. zeitlich unbegrenzt. und. einzelbetriebsunabhängig ist; 

0 Ausbildung für qualifizierte, eigenverantwortliche Tätigkei­
ten auf einem möglichst breiten Gebiet; 

0 Anlage auf dauerhafte, vom Lebensalter unabhängige be-
rufliche Tätigkeit; · 

0 breit Grundbildung; 
0 Möglichkeit eines geordneten Ausbildungsganges; 
0 ausreichende Abgrenzung von anderen Ausbildurigsberu-

fen; · 
0 Operationalisierbarkeit der Ausbildungsziele; 
0 Ausbildungsdauer zwischen zwei und drei Jahren; 
0 für Fortbildung und Aufstieg; 
0' Erwerb von Befähigung zum selbständigen Denken •und 

'Handeln bei der Anwendung von Fertigkeiten" und Ke·rtnt­
nissen. 

Auswahlbibiiographie zur 
in der Sowjetunion 

Vorbemerkung 

Der Bereich dar beruflichen Erwachsenenbildung in der 
Sowjetl.uflon ist umfangreich und· vielfältig. Die vorliegende 
Bibliographie kann daher nur einen kleinen Einblick geben 
in zwei wichtige Gebiete der sowjetischen beruflichen E;:r­
wachsenenbildung: in den Abend-, Schicht- und Fernunter­
richt (I) und in das System der betrieblichen Weiterbildung 
(II). Es muß jedoch darauf werden, daß diese 
Literaturauswahl weder repräsentativ sein noch Ansprucli auf 

yqllstärfdigkeit erheben kann, sondern lediglich dem mit 
dem sowjetischen Bildungs- und Ausbildungssystem noch 
nicht vertrauten Leser einen möglichen Zugang verschaffen 
will zu dem rin der Bunpesrepublik bisher' bekimn_ten 
großen Sektor· beruflicher Erwachsenenbildung in der 
wjetunion. 

Zu Teil I der Bibliographie, die sich vorwiegend auf die neue 
sowjetische ;Zeitschriftenliteratur stützt, muß als Erläuterung 
noch folgendes angemerkt werden: Die Abend-, Schicht- ui'ld 
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Fernschulen, die neben der Vermittlung von allgemeinbilden­
dem Wissen immer stärker auch eine berufliche Weiterquali­
fizi·erung der bereits im A'rbeitsprozeß stehenden sowjeti­
schen Jugend anstreben, sind Gegenstand zahlreicher Un­
tersuchungen und Abhandlungen des Wissensphaftlichen For­
schungsinstitu'ts für Erwachsenenbildung (Naucno-issledova­
tel'skij Institut obscego obrazovanija vzroslych), dem vor­
maligen Wissenschaftlichen Forschungsinstitut für die Abend­
Schicht- und Fernschulen (Naucno-issledovatel'skij Institut 
vecernich smennych i·zaocnych skol), beide bei der Akade­
mie dei:. Pädagogischen Wissenschaften der UdSSR. Dieses 
Institut hat, ausgehend von der Lern-, Lebens- und Arbeits­
situation der jungen Arbeiter an den Abendschulen, didak­
tisch-methodische, psychologisch-soziologische und curricu­
lare Analysen dwchgeführt, aus denen sich gegebenenfalls 
eine Theorie nicht nur der beruflichen sowjetischen, sondern 
der sowjetischen Erwachsenenbildung generell ableiten läßt. 
Viele dieser Untersuchungen finden sich in der regelmäßig 
erscheinenden Zeitschrift für den Abend-, Schicht- und Fern­
unterricht mit dem Titel .,Die mittlere Abendschule" (Vecern­
jaja srednjaja skola), die darüber hinaus auch durch Erfah­
rungsberichte aus der Praxis, Stellungnahmen zu Gesetzes­
änderungen' sowie durch Gesetzes-Chroniken ein lebendiges 
Bilp dieses interessanten Bereichs der beruflichen Erwachse­
nenbildung in der Sowjetunion wiedergibt. 

I Abend-, Schicht- und Fernunterricht für die arbeitende 
Jugend 

Allgep1eine Literatur 

1. Darinskij, A." V. 
Aktual'nye problemy vecernej skoly (Aktuelle Probleme 
der Abendschule), ln: Sovetskaja pedagogika, 1972/3, S. 
32-43. 

2. Darinskij, A. V. 
Gegenstand und Aufgaben der Erwachsenenpädagogik, 
in: Berufsbildung, 27 (1974) 7-8, S. 363-364. 

3. Darinskij, A. V. 
Obrazovanie vzroslych (Erwachsenenbildung), in: Narod­
noe <;?brazovanie, Moskva 1970. 

4. Darinskij. A. V. , , 
Die pädagogischen Forschungen auf dem Gebiet der Er­
wachsenenbildung in der UdSSR, in: Internationales Jahr­
buch der Erwachsenenbildung 1971, hrsg. v. J. H. Knall, 
Düsseldorf 1971, S. 17-32. 

5. Darinskij, A. V. 
Qas System der beruflichen Höherqualifizierung der in 
der Volkswirtschaft der UdSSR Arbei\enden, in: lnter­
nation,ales Jahrbuch der Erwachsenenbildung 1973, hrsg. 
v. J. H. Kno)I,.Düs;:;eldorf 1973, S. 35-50. 

6. "Distler, Brigitte . 
Neue Tendenzen •in. der Entwicklung der Abendschulen, 
in: lnformations'dienst zum Bildungswesen in Osteuropa, 
1972, 20-21, s. 27-40. 

7. Fedorova, 0. F. 
0 vzaimo.svjazi professional'nogo i obileege obrazova­
nija rabotajuscej molodezi, (Über die Wechselbeziehung 
von Berufsbildung und Allgemeinbildung bei der arbei­
tenden Jugend), in: Sovetskaja pedagogika, 1974/7, S. 
47-54. 

8. Gravalas-Distler, Brigilte 
Die Rolle der Abendschulen bei der Verallgemeinerung 
der mittleren· Bildung, in: Informationsdienst zum Bil­
·dungswesen in Osteuropa, 1974/23,'S. 28-37. 

9. ,Krepit' i rassirjat' sodruzestvo skol i predprijatij (Die 
Zusammenarbeit von Schu)en und Betrieben muß ge­
festigt uod erweitert werden), in: Vecernjaja srednjaja 

1l)71/6, S. 2-4. 

10, Malachqv, N. 
.,Kazdornu molodomu trllzeniku - srednee obrazovanie" 
(Je'dem"jungen Arbeiter die mittlere' Bildung), in: Narod­
noe obriizovanie, 1974/1, S. 69-73. 

11. Puti vovlecenii_a rabotajuscej rrfolodezi k vecernie skoly. 
Pedagogiceskie rekomendacii pod red. S. G. Verslovsko­
go (Wege der Aktivierung der arbeitenden Jugend für 
den Jl;bendschulunterricht. Pädagogische Empfehlungen, 
hrsg. v. S. G. Verslovskij). 
Leningrad 1970. 

Didaktisch-methodische Besonderheiten 

12. Al'tsuller, P.; Grudanov, E.; Tjurina, E. 
Professional'nyj v obucenii (Berufserfahrung im'Un-. 
terricht), in: Narodnoe obrazovanie, 1974/,3, S. 70. 

13. Grudanov, E.'; Lebedeva, J. 
Puti individualizacii obucenija (Wege einer Individuali­
sierung des Unterrichts), in: Narodnoe obrazovanie, 1973/' 
9, s. 72-76. 

14. Kentskij, K. J. 
Planirovanie obucenija vzroslych v gorode i rajone (Die 
Unterrichtsplanung für Erwachsene in Stadt und Um­
land), in: Vecernjaja srednjaja skola; 1970/6, S. 15-19. 

15. Mjagcenko, s. 
Pedagogiceskie principy perevospitanija (Pädagogische 
Prinzipien bei der Umschulung), in: Narodnoe obrazova- · 
nie, 1974/3, S. 66--tl9. 

16. Pozdeeva, V. 
Formirovanie professioal'nych interesov (Die Bildung be­
ruflicher Interessen), in: Vecernjaja srednjaja skola, 1972/ 
2, s. 18-21. 

17. Tonkonogaja. E. P. 
Didaktische Forderungen an .den Unterricht mit Erwach­
senen. Pädagog,ische Empfehlungen. Berlin 1973. 
(Orig.) Didakticeskie trebovanija k uroku v vecernej 
skole (Didaktische Anforderungen an den Unterricht in 
der 

18. Tonkonogaja. E. P. 
Faktoren, die Merkmale des Unterrichts mit Erwachse­
nen charakterisieren, in: Berufsbildung 26 (1973) 12, S.• 
545-548. 

19. Tonk9nogaja, E. P. , 
.Metodiceskuju rabotu - na uroven' sovremennych zadac 
(Die methodische Arbeit auf dem Niveau gegenwärtiger 
Aufgaben), in:. Vecernjaja srednjaja skola, 1971/5, s. 
23-26. ' • ' 

20. Venckovskij, L. E. 
NOT v obucenii (Wissenschaftliche A,rbeitsorganisation 
im Unterricht), in: Vecernjaja srednjaja skola, 1972/6, 
s. 24-27. 

21. Verslovskij, S. G.; Lesochina, S. G. 
Kak provesti eticeskuju besedu i dispul V molodeznoj 
auditorii. Beseda i dispul s molodez'mi rabo'cimi (Wie 
man. ein ethisches Gespräch und eine Diskussion mit 
einer jungen Zuhörerschaft durchführt. Gespräch und 
Diskussion mit· jungen Arbeitern). 
Moskva 1970. 

22. Zlockij, G. 
Obucajuscie vozmozoosti ucitelja vecernej skoly (Unter-. 
richtsmöglichkeiten des Lehrers an der Abendschule),. 
in: Narodnoe obrazovanie, 1974/4, S. 73-75. • 

Lernpsychologische Besonderheiten 

23. Kljutkin, J. N.; Suchobskaja, G. S. 
lndividual'nye razlicijfi myslitel'noj dejatel'nosti vzros­
lych ucascichsja (ln'dividuelle Besonderheiten im Denk­
vermögen studierender Erwächsener), Moskva 1971. 

24. Lebedev, 0. E, 
Nekotorye voprosy formir.ovanija motivov ucenija ucas­
cichsja vecernich skol ·(Einige Fragen bei der ßildung, 
der Lernmotivation von Abendschülern), in: Sovetskaja 
pedagogika, 1974/5, S. 48-55. 

25. Mencinskaja, N. A. 
Psichologiceskie RJOblemy preodolenija neuspevaemosti 
(Psychologische Probleme bei der Bewältigung von Miß­
erfolg), in: Sovetskaja pedagogika, 1970/11, S. 7Q-82 . 

26. Osobennosti formirovanija znanij u ucascichsja vecernej 
skoly 4, pod red. A. K. Busli i E. P. Tonkonogoj (Beson-
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derheilen bei der Wissensbildung von Abendschülern, 
hrsg. v. A. K. Buslja und E. P. Tonkonogaja), Leningrad 
1968. 

,27. Plysevskij, V. s. 
Razvitie potrebnosli V znanija U ucascichsja vecernich 
skol (Die Entwicklung von Wissensbedürfnissen bei 
Abendschülern), in: Sovetskaja pedagogika, 1974/4, S. 
57-66. 

28. Svedko, L. M. 
Osobennosti problemnogo obucenija (Besonderheiten des 
Problemunterrichts), in: Vecernjaja srednjaja skola, 1972/ 
-3, s. 36--:.-41. 

29 ... Stepanova, E. I. 
Vozrastnye charakterisliki intellekta vzroslych (Häufige 
Merkmale der geistigen Fähigkeiten bei Erwachsenen), 
in: Sovetskaja pedagogika, 1972/10, S. 67-76. 

30. Stepanova, E. I. 
Zakonomernosti intellektl.lal'nogo razvitija vzroslych i 
obucenie (Gesetzmäßigkeiten der intellektuellen Entwick­
lung bei Erwachsenen und der Unterricht), in: Vecernjaja 
srednjaja skola, 1973/3, S. 38-44. 

31. Tonkonogaja, E. P. 
Osobennosti usvoenija znanij ucascimsja vecernej skoly 
(Besonderheiten der Wissensaneignung bei den Abend­
schülern), in: Sovetskaja pedagogika, 1966n, S. 71-77. 

32. Verslovskij, S. G. 
0 stimulirovanii obrazovanija vzroslych (Über den Bil­
dungsanreiz bei Erwachsenen), in: Sovetskaja pedagogi­
ka, 1969/11' 69-77. 

33. V_erslovsktj, S. G. 
Ziznennaja pozicija molodogo rabocego i obrazovanie 
(Die Lebenssituation des jungen Arbeiters und die Bil­
dung), in: Sovetskaja pedagogika, 1970/9, S. 72-79. 

Besonderheiten des Fernunterrichts 

34. Balov, N. N. 
Zaocnoe obsceobrazovatel'noe obucenie rabotajuscej 
molodezi v RSFSR (Der allgemeinbildende Fernunter­
richt für die arbeitende' Jugend der RSFSR), in: Vecern­
jaja srednjaja skola, 1972/4, s. 43-51. 

35. Darinskij, A. V. 
Didakticeskie. osobennosti zaocnogo obucenija (Didakti­
sche Besonderheiten des Fernunterrichts), in: Vecernjaja 
srednjaja skola, 1972/4, s. '52-5'6. 

Tagungsbericht 

36. Kozlova, J. P. 
Gruppovye i individual'nye konsultacii (Gruppenbetreu­
ung und Einzelbetreuung), in: Vecernjaja srednjaja skola, 
1972/6, s. 29-30. 

37. Maskat, V. J. 
Vnutriskol'nyj kontrol' V zaocnoj skole (Die innerschuli­
sche Kontrolle in der Fernschule), in: Vecernjaja srednja­
ja skola, 197311, s. 2D-21. 

38. Persaninia, E:. 
Zaocnoe obucenie v sel'skoj mestnosti (Fernunterricht 
auf· dem Land), in: Narodnoe obrazovanie, 1973/10, S. 
71-74. 

39. Podvolockij, N. P. 
Öpyt organizacii metodiceskoj raboty (Der Versuch der 
Organisation methodischer Arbeit), in: Vecernjaja sredn­
jaja skola, 1973/3, s. 54-55. 

40. Putin, S. A. . , 
lndividual'naja rabota s zaocnikami (Individuelle Arbeit 
mit Fernschülern), in: Vecernjaja srednjaja skola, 1,972{5, 
s. 4D-42. 

41. Raudonenev, E. 
Zacety v zaocnoj skole. lz opyta raboty (Prüfungen in der 
Fernschule. Au!> der Erfahrung der Arbeit), in: Vecernjaja 
srednjaja skola, W73/3, S. 

42. Scepina, A. z. 
Rukovodstvo sa.mostojatel'noj raboty ucascichsja (An­
leitung zu selbständiger Arbeit der Schüler), in: Vecern­
jaja srednjaja skola, 1972/6, s. 27-29. 

43. Semenova, N. K. , 
0 pis'mennom rukovodstve zaocnikami (Ober die brief­
liche Anleitung von Fernschülern), in: Vecernjaja sred­
njaja skola, 1969/5, s. 36-39. 

44. Skrupskaja, N. K.;' Egorov, N. K. 
Sessionnaja sistema v zaocnoj skole (Das Saison-System 
in der Fernschule), in: Vecernjaja srednjaja skola, 1970/ 
5, s. 1D--13. 

45. Tonkonogaja, E. P. 
Osobennosti zaocnogo obucenija (Besonderheiten .def 
Fernunterrichts), ·in: Vecernjaja srednjaja skola, 1970/1, 
s. 46-50. 

Der Teil II der Bibliog'raphie folgt in der nächsten Ausgabe 
der BWP. 

Nahtstellen zwischen der Arbeit des Bundesinstituts für 
Berufsbildungsforschung und des Instituts für Arbeitsmarkt­
und Berufsforschung · 2. workshop \tOm 13.-15. November 1974 

männlichen Erwerbspersonen (Projekt 
3-20 E, lAB) unrt konkreten Beispielen 
'aus der Sicht des Bereiches Berufsfor­
schung des lAB mit möglichen Ansatz­
punkten und Fragestellungen für die 
Berufsl;lildungsforschung. Von besonde­
rer Bedeutung scheinen hierbei die Er­
gebnisse über Umfang und Richtung 
des Berufswechsels zu sein, die bei der 
Anlage von beruflichen Curricula eben­
so zu berücksichtigen sind wie bei der 
Strukturierung von Berufsfeldern und 
ggf. bei der Entwicklung neuer Ausbil­
dungsberufe. Ebenso wichtig für die 
Berufsbildungsforschung sind die Er­
gebnisse der Arbeit des lAB bezüglich 
der einseitigen geschlechtsspezifischen 
Aufteilung der Arbeitsmärkte, die ver­
bunden ist mit einer Konzentration der 
Frauen auf wenige Ausbildungsberufe. 

Ging es im· Vorjahr mit dem ersten 
workshop der beiden Institute um eine" 
Bestandsaufnahme der im 
Bereich von Qualifikations- und Arbeits­
'analysen sowie ,Prognosen und Klassi­

.fikationen in den gemeinsamen Arbeits-
bereichen, so war der 2. workshop der 
beiden Institute sehr viel stärker auf 
kol)krete Zusammenarbeit im Rahmen 
bestehender oder geplanter Projekte 

Vom 13. bis 15. November trafen sich 
in Berlin auf Einladung des Präsiden­
ten des BBF 12 Mitarbeiter deslABund 
weiterer Bereiche der Bundesanstalt für 
Arbeit sowie 15 Mitarbeiter des BBF. 

Schon am 8. November 1974 hatten die 
Ausschüsse für" und Be-

rufsforschung sowie Slatistik des Ver­
waltungsrates und des \(orstandes der 
Bundesanstalt für Arbeit in Berlin in 
einer gemeinsamen Sitzung u. a. Fra­
gen der Zusammenarbeit zwischen den 
beiden Instituten beraten. Im Rahmen 
der Forschungsarbeiten des BBF wird 
es immer deutlicher, daß der dem In­
stitut vom Gesetz zugewiesene For­
schungsaöftrag zwar seinen Schwer­
punkt im Bildungsbereich hat, daß aber 
dieser Auftrag die Verfolgung der Be­
rufs- bzw. Qualifikationsforschung als 
immer 'dringlicher und unverzichtbar 
erscheinen läßt. 

Die erste Sitzung des workshops be­
faßte sich mit den Ergebnissen der Un­
tersuchung über Berufsverläufe bei 

Eine sehr lebhafte Diskussion löste die 
kurze Vorstellung des Mertens'schen 
Konzeptes der Schlüsselqualifikation 
(MittAB 1/74) aus, zu dem aus dem 
Bereich des BBF zahlreiche ergänzen­
de und kritische Anmerkungen vorge­
tragen wurden. Wegen der zentralen 
Bedeutung wurde verabredet, diese Dis­
kussion publizistisch weiterzuführen. 
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Im Verlauf des workshops bildeten sich 
zwei Arbeitsgemeinschaften, deren eine 
den Bereich der Tätigkeitsanalysen zum 
zentralen Thema hatte, hingegen sich 
die andere mit der Prognosethematik 
und Klassifikationsproblemen beschäf­
tigte. 

Die erstgenannte Arbeitsgruppe, die sich 
mit Arbeits- und Qualifikationsanalysen 
sowie der Berufsfeldeinteilung ausein­
andersetzte, traf eine Anzahl konkreter 
Kooperationsabsprachen, teils unmittel­
bar im Anschluß an das Arbeitstreffen, 
teils im Hinblick auf die Aktiv.itäten des 
Jahres 1975. 

ln der zweiten Arbeitsgruppe wurde 
u. a. die Prognoseproblematik erörtert 
sowie das vom lAB entwickelte .,Kon­
zept der differenzierten lnformaton" 
(realisiert im Handbuch zu den Aus­
bildungs- und Berufsspezifischen Be­
schäftigungs-Chancen) als Alternative 
zur Prognose vorgestellt., Es wurde ver­
einbart, daß insbesondere unter dem 
Aspekt der Verwendbarkeit des Hand­
buchs für die Arbeit im BBF ein, geson­
dertes Gespräch etwa Mitte 1975 mit 

Mitteilungen· des BBF 

interessierten Mitarbeitern des BBF er­
forderlich ist. 

Außerdem sind die gemeinsamen For­
schungsbemühungen bei der Findung 
von Optimalitätskriterien von Klassifi­
kationen gemeinsam zu forcieren, unter 
anderem wurden Veröffentlichungen 
zum Thema Klassifikationsprinzipien in 
den jeweiligen BBF- und lAB-Pubiika­
tionsorganen angeregt. 

Von der Realisierung dies·er Zusam­
menarbeit sind eine erheblich verbes­
serte Abstimmung der Forschungsvor­
haben in den gemeinsam interessieren­
den Bereichen sowie eine kontinuier­
liche Verständigung in methodischen 
Fragen und gemeinsame Arbeitsergeb­
nisse zu erwarten. 

Ein dritter workshop, der im Herbst 
1975 in Nürnberg stattfinden soll, wird 
sich mit dem Thema der Berufsfeld­
schneidung sowie den Ergebnissen ei­
nes gemeinsamen .,Arbeitskreises zu 
Tätigkeitsanalysen" befassen. 

Jutta Ott und Hans Pornschlegel, Berlin 

Mitteilungen des B B F 

Änderung der Richtlinien des BSF für die Oberprüfung 
berufsbildender Fernlehrgänge vom 3. 12. 74 

Der Hauptausschuß des Bundesinstituts 
für Berufsbildungsforschung hat in sei­
ner Sitzung vom 29. 1. 75 folgende Än­
derung der Richtlinien des BBF für die. 
Überprüfung berufsbildender Fernlehr­
gänge vom 3. 12. 74 beschlössen: 

ln Ziffer 9.2 der Richtlinien wird der 
Halbsatz .,durch die die Eignung eines 

Es wird den im folgenden genannten 
Fernlehrinstituten die Berechtigung er­
teilt, die Eignung der Lehrgänge durch 
das Gütezeichen des Bundesinstituts 
IAbb.) kenntlich zu machen. ' 

Kurzbeschreibung Nr. 97 

Fernlehreinrichtung: 
Dr.-lng. Paul Christiani GmbH 
Technisches Lehrinstitut und Verlag; 
7750 Konstanz, Hermann-Hesse-Weg 2 

Lehrgangsbezeichnung: 
Digital-Labor 

Lehrgangsziel: 
Vermittlung von Grundkenntnissen 
auf dem Gebiet der elektronischen 
Digitaltechnik 

Lehrgangsinhalt: 
Entwurfsmethoden: Einführung in die 
Boole'sche Algebra - Grundverknüp­
fungen der Schaltungsalgebra - NANO 
- NOR Verknüpfungen - Motgansches 
Theorem- Minterme/Maxterme·­
Funktionsv13reinfachungen mit Kar-

Fernlehrgangs festgestellt worden ist" 
gestrichen. 

Ziff. 9.2 der Richtlinien lautet nunmehr: 
., Das Bundesinstitut veröffentlicht Ent­
scheidungen in der Zeitschrift ;,Be­
rufsbildung in Wissenschaft und Pra­
xis" und weiteren geeigneten Publi­
kationsmitteln." 

Vom BBF er­
teiltes Güte-. 
zeichen für 
Fernlehrgänge 

GEPROFT:GEEIGNET 

naugh-Veitch-Diagrammen - FF-Gieic 
chungen - don:t-care-positions -
Schaltnetze - Schaltwerke - Kodes -
Berechnung yon Registern und Zählern. 

Schaltungen: UND - ODER -.,NICHT­
NOR- NANO - UND-NOR - wired 
AND- positive Logik'- negative Logik 
- Rechenschaltungen - Kodekonver­
ter - Zähler - Analog-digitai-Umsetzer 
- Digital-analog-Umsetzer - statische 
und dynamisch·e Schieberegister- In­
terface-Schaltungen - Taktgeber -
Trigger 

Kontaktbehaftete und 
kontaktlose Schalter (Relais, Dioden, 
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Transistoren) - digitale Fur11<tionsbau­
steine- integrierte Schaltungen -
Fan in/Fan out - Leistungsgatter -
digitale Geber - Ausgangsstufen -
Kennlinie!'] - Gatter und Flipflops -
höher integrierte Schaltungen (MSI) 
- Schaltzeiten - Anzeigesysteme -
Kernspeicher- MOS-Technik (LSI) -
RAM - ROM - Register --Störsicher­
heit 

Anwendungen: Verriegelungsschaltun­
gen - Steuerungen - Überwachungs­
schaltungen - parity-check - Fre­
quenzteiler- Inkrementgeber - Rich­
tungsauswertung - Frequenzzähler -
Digitaluhr- Vergleicher- Kodelineale 
- Kodescheiben - digitale Meßinstru­
mente 

TeiiQehmer mit Hauptschulabschluß 
und Kenntnissen der Grundlagen der 
Elektrotechnik/Elektronik 

Lehrgangsdauer: 
3-4 Semester 

Umfang des Lehrmaterials: 
18 Lehrbriefe mit ca. 900 Seiten, Expe­
rimentiermaterial: 15 Experimentier­
platten, integrierte digitale Schalt­
kreise, Verbindungsleitungen, Netzgerät, 
kurzschlußfeste geregelte Gleichspan­
nungsquelle, Relais, Impulsgenerator 
(einstellbar), optisches Anzeigesystem 

Lehrgangskosten: 
bei Barzahlung: 
bei Ratenzahlung: 
(18 Monatsraten a 64,,. DM) 

Kurzbeschreibung Nr. 98 

Femlehreinrichtung·: 
Akademie für Fernstudium, 

1036,80 bM 
1152,- DM 

3388 Bad Harzburg 1, An den Weiden 15 

Kombinierter Fernlehrgang 
.,Menschenführung und Organisation" 
für die öffentliche Verwaltung Ausbil­
dungsgang NV. 

Lehrgangsziel: 
Vermittlung von Kenntnissen über das. 
.,Führen im Mitarbeiterverhältnis"/ 
HARZBURGER MODELL und Anleitung 
zur Anwendung dieses Führungs­
modells in der öffentlichen Verwaltung. 

Lehrgangsinhalte: 
Das Harzburger Modell: Geistes• 
geschichtliche Grundlagen der Men­
schenführung - Die Delegation von 
Verantwortung als Führungs- und 
Organisationsprinzip - Das Gespräch 
als führungsmittel·- Kritik und Aner­
kennung als Führungsmittel - Die 
Beschwerde - Die informellen Bezie­
hungen - Die Stellvertretung - Der 
Einzelauftrag - Die Führung mit Stäben 
- Das Team - Das Rundgespräch -
Die Information bei einer Führung im 
Mitarbeiterverhältnis - Die Kontrolle 
als Führungsmittel - Die Stellen-
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beschreibung - Die allgemeine Füh­
rungsanweisung - Das Beratungs­
gespräch 

Adressatengruppe: 
Personen, die in einem Bereich der 

Verwaltung arbeiten •. in 
dem sich der Führungsstil bereits am 
Harzburger Führungsmodell orientiert 
oder in dem vorgesehen ist, den Füh­
rungsstil an diesem Modell zu orien­
tieren; 

Personen, für die es aufgrund ihrer 
Position/ihrer angestrebten Position 
in der öffentlichen Verwaltung uner­
läßlich erscheint,'ein (weiteres) Füh­
rungsmodell kennen,zulernen; 

Personen mit Mittlerer Reife/Real­
schulabschluß sowie mit zweijähriger 
Tätigkeit in einer 
tion auf mittlerer oder unterer Ebene. 

Lehrgangsdauer: 
1 Jahr (bei einer täglichen Arbeitszeit 
von ca. 2 Std.). Nahunterricht (nicht 
obligatorisch): 3 Tage Einführungs­
seminar, 3 Tage Abschlußseminar. 
Umfang des Lehrmaterials: 
12 Lehrbriefe (ca. 1200 maschinen­
geschriebene Seiten), 1 Hörbild in 
sechs Folgen (als zusätzliches Ange­
bot), 1 Methodische Anleitung für das 
Fernstudium 
Lehrgangskosten: 
bei Barzahlung: 204,- DM 
bei Ratenzahlung: 204,- DM 
(1 X 44,- DM, 4 X 40,- DM) 

Zusätzliche Kosten entstehen durch die 
Seminarbesuche, die Akademie für ' 
Fernstudium erteilt darüber Auskunft. 

Kurzbeschreibung Nr. 99 

Fernlehreinrichtung: 
Wilhelm Haas 
Repetitor für Steuerrecht 
3001 Arnum/Hannover, Gartenstr. 14 

Lehrgangsbezeichnung: 
Fernunterricht zur Vorbereitung auf 
die Prüfungen als und 
Steuerbevollmächtigter 

Lehrgangsziel: 
Vorbereitung auf'<len steuerrechtliehen 
Teil der Prüfungen zum Steuerberater 
und zum Steuerbevollmächtigten 

Lehrgangsinhalt; 
(in starkem Maße an den Prüfungs­
anforderungen für die Steuerrechts­
gebiete orientiert): 

- Bilanzierung - Abga­
benrecht einschließlich Steuerstrafrecht 
und -Strafverfahren - Einkommen­
steuer -.Körperschaftssteuer ::.... Ver­
mögemisteuer - Erbschaftssteuer -
Umsatzsteuer- Gewerbe- und Grund­
steuer- Lastenausgleichsabgaben -
div. Verkehrssteuern 

Bewertungsgesetz-Zollgesetz- Zoll­
tarif.- Verbrauchssteuergesetz - Recht 
der Finanzmonopole - Schuldrecht 

Mitteilungen 'des BBF 

(BGB) - Buchführung und Bilanzierung 
unter steuerrechtliehen Aspekten 

Adressatengruppe: 
Personen, die in steuerberatenden Be­
rufen oder als gehobene Sachbearbei­
ter/Leiter von Steuerabteilungen in 
kaufmännischen Betrieben tätig sind 
mit . 

Vorkenntnissen auf den Gebieten des 
R.echnungswesens Bilan­
Zierungsrecht, handeisrechtlichen und 
BGB-Grundkenntnissen s0wie grund­
legenden Kenntnissen der Betriebs­
wirtschaftslehre 

Lehrgangsdauer: 
1-2 Jahre 
Nahunterricht ist nur dann obligato­
risch, wenn Förderung nach dem AFG 
erfolgt 

Umfang des Lehrmaterials: 
59 Lehrbriefe mit ca. 2500 Seiten 

Lehrgangskosten: 
bei Barzahlung: 
bei Ratenzahlung: 
Nahunterricht: 
(für 18 Tage) 

990,- DM 
990,- DM 
590,- DM 

Zur Teilnahme am Fernlehrgang"Qe­
währeo die Arbeitsämter - wenn die 
dafür bestimmten Voraussetzungen 
erfüllt sind - Leistungen im Rahmen 
der individuellen Fö.rderung beruf­
lichen Fortbildung und Umschulung 
nach dem Arbeitsförderungsgesetz 

Kurzbeschreibung Nr. 100 

Fernlehreinrii:htung: 
Akademie Remscheid für musische 
Bildung und 
5630 Remscheid 1, Küppelstein 34 

Lehrgangsbezelchn(mg: 
Berufsbegleitende Fortbildung für 
rhythmische Erziehung, Qualifikation 
für rhythmische Erziehung in Kinder­
garten und Musikschule 

Lehrgangllziel: 
Befähigung der Teilnehmer, die rhyth­
mische" Erziehung qualifiziert im erlern­
teh Beruf (Kindergarten, Vorschule, 
Musikschule u. ä.) anzuwenden. 
Anpassung an neuere Erkenntnisse in 
der Pädagogik U)'lter besonderer Be­
rücksichtigung der Sensormotorik 

Es werden Kenntnisse und Fertigkeiten 
vermittelt, die dem Lehrgangsteilneh­
mer Spezialisierung im, 
Bereich rhythmischer ermög­
lichen, und zwar durch Elementare 
Musiklehre, Methodik und Didaktik 
der rhythmischen Erziehung, Bewe­
gungserziehung, Bewegungsspiele, 
Improvisation und 'Rhythmik 

Adressatengruppe: 
Teilnehmer, die eine abgeschlossene 
pädagogische BerufsausbilduJlg sowie 
fachpraktische Erfahrungen haben und 
während der Teilnahme am .Fern lehr-

BWP 1ns 

gang einschlägig beruflich tätig sind. 
Außerdem sollte jeder Teilnehmer ver­
fügen über gute allgemeine Musikalität, 
ein gutes Gehör etc. (musikalische 
Qualifikation), über gute körperliche 
Bewegungsveranlagung (rhythmische 
Musikalität) und gute allgemeine Krea­
tivität und Phantasie (kreativ-improvi­
satorische Begabung) 

Lehrgangsdauer: (ab November 1974 
Neubeginn des Lehrganges) 
20 Monate einschließlich 7 Nahunter­
richtsphasen mit insgesamt 296 
(6X40, 1 X 56) Stunden. Die erste 
Nahunterrichtsphase dient als Testlehr­
gang und wird dem Fernlehrgang 
vorangestellt 

Umfang des Materials: 
Zum Lehtgang gehören Fachbücher, 
fachbezogene Schriften und eine 
Vielzahl von Aufgaben und Übungen 
(ca. 1145 Seiten) sowie 

Lehrgangskosten: 
Gesamtkosten (einschließlich Nah­
Auf ergänzende Literatur wird hinge­
wiesen 

200,- DM Lehrmittelkosten verteilen 
sich auf gesamte Lehrgangsdauer. 
unterricht ab November 1974) 
1560,- DM 

Die Kosten werden in folgenden 
Teilzahlungen fällig: 

DM 100,- Unterrichtsgebühr zu Beginn 
Nahunterrichtsphase 

(7 X 100,- DM = 700,- DM) 
80,- DM fü.r Unterkunft und Verpflegu':lg 
zu Beginn jeder Nahunterrichtsphase 

(7 X 80,- DM = 560,- DM) 
100,- DM Prüfungsgebühr zu Beginn 
der Prüfung 

Für die Teilnahme an diesem Lehrgang 
gewähren die Aroeitsämter- wenn 
die dafür geforderten Voraussetzungen 
erfüllt sind - Leistungen im Rahmen 
der individuellen Förderung· der 
beruflichen Fortbildung und Umschulung 
nach d.em Arbeitsförderungsgesetz 
(AFG) 

Kurzbescl:lreibung Nr. 101 

Fernlehrinstitut: 
Gesellschaft zur Förderung der Uhren­
und Schmuckwarenfachgeschäfte mbH 
(Förderungswe'rk. Königstein) 
6240 Königstein/Taunus, 
Altkönigstraße 9, Postfach 134 

Lehrgangsbezeichnung: 
Fernlehrgang Diamantenkunde 

Lehrgangsziel: 
Erwerb grundlegend"er Kenntnisse 
der Diamantenkunde · 

Erlangung der Zulassung zum Nah­
unterrichtslehrgang "Angewandte 
Diamantenkunde 
Lehrgang)" 
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Lehrgangs Inhalt: 

Wiederholung und Vertiefung des 
theoretischen Stoffes aus dem - dem 
Fernlehrgang obligatorisch voraus­
gehenden - Diamantpraktikum, insbe­
sondere: Reinheits-, Farb- und 
Schliffgraduierung, Gewichtsbestim­
mung, Gemmologie und Wirtschafts­
kunde des Diamanten 

Adressatengruppe: 

Angehörige des Uhren-, Schmuck- und 
Juwelenhandels mit: · 

- Abschluß der 3jährigen Lehre als 
Einzelhandelskaufmann bzw. Nach­
weis der bestandenen Prüfung als 
Einzelhandelskaufmann und einer 
mindestens 3jährigen fachbezogenen 
Berufspraxis oder 

- Abschluß der Uhrmacher- oder 
Goldschmiedelehre und Nachweis 
einer/mindestens ;3jährigen fach­
bezogenen Berufspraxis oder 

- Nachweis der Abschlußprüfung als 
Verkäufer(in) und einer mindestens 
4jährigen fachbezogenen Berufs­
praxis oder 

- Nachweis einer 5jährigen fachbezo­
genen Berufspraxis und Vollendung 
des 21. Lebensjahres 

Mittellungen des SBF 

Anmeldungen nur durch Fachgeschäfte 
und für Fachangehörige 

Lehrgangsdauer: 
6 bis 12 Monate 

Umfang des Lehrmaterials: 
Fachliteratur: 3 Fachbücher aus dem 
Bereich der Diamantenkunde, Umfang 
ca. 625 Seiten, zusätzliche Literatur 
wird empfohlen 

Fragenkatalog: 180 Fachfragen, 
bezogen auf den Lehrstoff 
Skriptum Diamantenkunde (Blaue 
Merkblattserie) als zusätzliche Lernhilfe 
für die Bearbeitung der Fragen 

Lehrgangskosten: 
a) Grundkosten 150,- DM 
b) Kosten für obligatorische 

Fachliteratur ca. 80,- DM 
ca. 230,- DM 

c) Kosten für empfohlene 
Literatur ca. 110,- DM 

Widerruf (betr.: Kurzbeschreibung 
Nr. 58) 
Die Entscheidung des BBF vom 27. Juli 
1973 über die Eignung des Fernlehr­
gangs "Grundlehrgang Weberei" des 
Verlages Allred Halscheidt, Heidenheim, 
ist widerrufen worden. 
Die mit der Erteilung des Gütezeichens 
verbundenen Auflagen wurden nicht 
erfüllt. 

Das Gütezeichen des BBF darf für den 
o. g. Fernlehrgang nicht mehr verwen­
det werden. 

Widerruf (betr.: Kurzbeschreibung 
Nr. 74) 

Die Entscheidung des BBF vom 17 .. Ok­
tober 1973 über die Eignung des Fern­
lehrgangs "Arbeits- und Zeitstudien in 
der Textilindustrie" des Verlages Al­
fred Halscheidt, Heidenheim ist wider­
rufen worden. 

Die mit der Erteilung des Gütezeichens 
verbundenen Auflagen wurden nicht er­
füllt. 

Das Gütezeichen des BBF darf für den 
o. g. Fernlehrgang nicht mehr verwen­
det werden. 

Widerruf (betr.: Kurzbaselleibung 
Nr. 78) 

Die Entscheidung des BBF vom 28. No­
vember 1973 über die Eignung des 
Fernlehrgangs "Textilveredlung" des 
Verlages Allred Halscheidt, ist widerru­
fen worden. 

Die mit der Erteilung des Gütezeichens 
verbundenen Auflagen wurden nicht er­
füllt. 

Das Gütezeichen des BBF darf für den 
o. g. Fernlehrgang nicht mehr verwen­
det werden. 

BHWe Die Bausparkasse, 
dje es jhren Hunden leichter macht Berufsbild und Studienplan 

Empirische Beiträge zur Entwick­
lung von Hochschulcurricula 

Best.-Nr. 36 720, 283 Seiten, DM 28,60 

von Prof. Dr. Hans Albrecht Hesse, 

Prof. Dr. Dieter Jungk, Prof. Dr. Antonius Lipsmeier, 
Wolfgang Manz 

Das Buch behandelt auf der Basis von empirischen 
Untersuchungen den Beruf des Lehrers an beruf­

lichen Schulen und seine akademische Ausbildung. 
Es konzentriert sich u. a. auf die Ermittlung beruf­

licher Probleme und auf die Darstellung und Bewer­

tung unterschiedlicher Ausbildungskonzepte. Zum 

erstenmal wird hier ein ausführlicher Versuch 

unternommen, die hochschulpolitischen und -didak­
tischen Entscheidungen bei der Einrichtung eines 

neuen Studienganges nachzuzeichnen und anhand 

eines Entscheidungsmodells zu kritisieren. 

HERMANN SCHROEDEL VERLAG KG 

Hannover · Dortmund · Darmstadt · Berlin 

3000 Hannover-Döhren, Zeißstraße 10 BHW die Bausparkasse 
für Deutschlands 
öffentlichen Dienst 
325 Hameln 



SCHRIFrEN ZUR 
Band 6 
Ziele, Fragestellungen und methodische Ansätze der 
Curriculumforschung für den Bereich der kaufmänni­
schen Berufsausbildung 
von Jürgen Zabeck, Friedheim Dörr und Hans Stiehl. 

111 Seiten, DM 16,-
Band 7 
Lernpsychologische Kriterien als Grundlage für die Ent­
wicklung beruflicher Curricula - Literaturbericht 
von ,Brigitte Jacobi. 1973. 62 Seiten, DM 9,-
Band 8 
Problemanalyse zur Entwicklung einer didaktischen Kon­
zeption der Arbeitslehre 
von Gerd Neumann, unter Mitwirkung von Norbert H. 
Weber. 1973. 64 Seiten, DM 9,-
Band 9 
Bürosimulation hn Rahmen der kaufmännischen Grund­
bildung 
von Barbara Hopf. 1974. 223 Seiten, DM 22,­
Band 10 
Facharbeiter und berufliche Weiterbildung. Oberregun­
gen zu einer explorativen Studie 
von Friedrich Weltz, Gert Schmidt und lnge Krings. 
1973. 111 Seiten, DM 16,-
Band 11 
Bibliographie zur berufs- und arbeitspädagogischen 
Qualifizierung der Berufsausbilder • 
von Winfried Schulz. 1973. 57 Seiten, DM 9,­
Band 12 
Zur Planung beruflicher Bildungsstätten. Flächen und 
Ausstattung von Ausbildungswerkstätten am Beispiel der 
Metallberufe ' 
von Kari-Heinz Cox, Frank Dörken, Michael Wehmeyer 
und Bernd Wendland. 1974. 248 Seiten, DM 24,-
Band 13 
Unterrichtstechnologie und Didaktik 
von Wolfgang-P. Taschner, mit einigen Anmerkungen 
zum definitorischen Ansatz der Stupie von Felix Rauner. 
1973. 125 Seiten, DM 16,-
Band 14 
Produktion und Qualifikation. Eine Vorstudie zur Unter­
suchung von Planungsprozessen Im System der beruf­
lichen Bildung 
von Martin 13aethge,. Friedrich Gerstenberger, Horst 
Kern, Michael Schumann, Hans Wolfram Stein und Elisa­
beth Wienemann, Soziologisches Forschungsinstitut (SO­
FI), Göttingen. 1974. 140 Seiten, DM 16,-
B!ind 15 
Pädagogische Besonderheiten beruflicher ErWachsenen­
bildung. Ein Beitrag zu einer Bestandsaufnahme und 
Analyse 
von Manfred Herrmann und Helga Laaf, WEMA - In­
stitut für empirische Sozialforschung, Informatik und an­
gewandte Kybernetik. 1974. 204.Seiten, DM 20,-
Band 16 
Konstruktion von der Berufsgrundbildung 
im kaufmännisch-verwaltenden Sektor 
von Gerd'Neumann, 1973. 79 Seiten; DM 12,­
Band 17 
A!Jswahlbiblio9,raphie zur' 1967 -,1972 
von Antonius unter Mitwirkung von Wolf-Die­
ter Gewande. 1974. 316 Seiten, DM 26,-
Band 18 
Die Fachoberschule in Harnburg - Ein Beitrag zur Dis­
kussion um die Einbeziehung berufspraktischer Erfah­
rungen in' Bildungsgänge der Sekundarstufe II 

von Eilen Schulz, unter Mitwirkung von Ma[lfred Affeldt, 
Erk Andresen, Erika Krebsbach, Dirk Paul und Hans­
Hermann Schumann. 1974. 278,Seiten, pM 24,-
Band 19 
Der Einfluß ergänzenden Nahunterrichts auf den Lern­
erfolg im Rahmen von Fern.lehrgängen 
von Karl Martin Bolle, Gisela Böhme und Klaus-Günter 
Schwier. 1974. 162 Seiten, DM 18,-
Band 20 
Qualifikationsstruktur und berufliche Curricula 
von Ullrich Boehm, Michael Mende, Peter Riecker und 
Wilgart Schuchardt. 1974. 208 Seiten, DM 20,-
Band 21 
Arbeitslehre und Berufsgrundbildung - Analyse der 
Lernziele und Themenschwerpunkte des vorberuflichen 
Unterrichts im Hinblick auf. die cul'rlt:ltlare Gestaltung 
der Berufsgrundbildung 
von Norbert H. Weber. 1974. 402 Seiten, DM 36,­
Band 22 
Didaktische Vorstudie fÜr ein projektorientiertes Hand­
lungsmodell beruflicher Grundbildung (im Berufsfeiet 
Metall) 
von Günter Wiemann, unter Mitwirkung von Lothar De­
muth, Peter Eckardt, Doris Fliegner, Lothar -Karczewski, 
Udo Klinger, Klaus Krüger, Franz Linder:: Edmund 
Schlag und Christa Titze. 1974. 168 Seiten, DM 18,­

Band 23 
Untersuchungen in Lerngruppen. Auswertung gruppen­
dynamischer 'Seminare in der Lehrerfortbildung. für Fra­
gen in der beruflichen Bildung 
von Bodo Braeuer. 1974. 108 Seiten, DM 16,­
Band 24 
Betriebliche und überbetriebliche Ausbildungswerk$tät­
ten in der Bundelfrepublik Deutschland - Eine Be­
standsaufnahme 
von Rolf Mitwirkung von Tibor Ad­
ler, Erika Fink, Helga Regel und Sigrid Rüger. 1974. 
168 Seiten, DM 18,- · 

Band 25 
Funktionelle Analyse überbetrieblicher Af!sbildungs­
stätten 
von Gisela Dybowski und Hedwig Rudolph, mit einem 
Anhang von Herta Däubler-Gmelin. 1974. 108 Seiten, 
DM 24,-
Band 26 
Tendenzen zur Erweiterung der· 
inhalte und ihre Beziehung zu Prozessen beruflicher 
Bildung · 

1 von John Rendei de Jong. 1974. 152 Seiten, DM 18,­
Band 27 
Berufsgrundbildung. Daten - Aspekte - Modellversuche 
von Heinz Holz, Eva Ladewig, lngrid Lorke, Michael 
Müller-Heck, Klaus Pampus, Brigitte Sehröder und 
trich Weissker. 1974. 338 Seiten, DM 32,-
Band 28 
Beruflich.e für gesellschaftliche Randgruppen -
Das Beispiel der Jungarbeiter - Arbeitsergebnisse einer 
Tagung 
1974. 289 Seiten, DM 24,­
Band 29 
Qualifizierllflg von Ausbildern zu Pädagogen? - Ein 
Beitrag" zur Intensivierung und Systematisierung 'd'er 
pädagogischen Qualifizierung von Ausbildern - Erfah­
rungen mit Versuchslehrgängen in Berlin 
von Winfried Schulz und Herbart Tilch, in Vorbereitung 

HERMANN SCHROEDEL VERLAG 'KG HANNOVER 
Fachbereich Berufliche Bildung - v6rmals Gebrüder Jänecke Verlag 

3 Hannover 1, Postfach 5520 




